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###

Übersicht über die Steuerrechtsänderungen1) seit 1964/65 
- soweit finanzielle Auswirkungen ausgewiesen sind ­

Rechtsänderung 

A. Koalition von CDU/CSU und FDP
 von Ende 1961 bis Ende 1965 

Finanzbericht 1966 

1.	 Maßnahme zur Steuerentlastung und zur Verbesserung 
der Steuergerechtigkeit 

a) aus den Steueränderungsgesetzen 1964 und 1965 

- Senkung des Einkommensteuertarif 

- Einführung eines Arbeitnehmer-Freibetrags von jährlich 
123 € 

- Steuerbefreiung der Versorgungsbezüge in Höhe von 
25 v.H., höchstens jedoch 1.227 € 

- Einführung eines Altersfreibetrages von 368 € (Ver­
heiratete 736 €) für über 65 jährige 

- Abzugsfähigkeit von Steuerberatungskosten als Sonder­
ausgaben 

- Einführung der Verzinsung hinterzogener Steuerbeträge 

Steuermehr- (+) bzw.

Steuermindereinnahmen (-) im 


Entstehungsjahr 2)3)


 - in Mio. € ­

insgesamt Bund 

- 726 - 283 

-419 -164 

-112 -44 

-87 -34 

-5 -2 

geringe Mehreinnahmen 

b) Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus Land- 
und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen (GDL) -51 -20 

c) Gesetz zur Änderung des Bewertungsgesetzes noch keine Auswirkungen 

2. Eigentums-, gesellschafts- und bildungspolitisch 
begründete Steuerrechtsänderung 

a) II. Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer -169 -66 

b) aus den Steueränderungsgesetzen 1964 und 1965 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- Aufhebung der Befristung für die Verdopplung der 
Sonderausgaben-Höchstbeträge bei über 50 Jahren 
alten Steuerpflichtigen . . 

- Verdopplung des Vorabzugsbetrags für Beiträge zu 
Versorgungsversicherung -31 -12 

- Erhöhung der Altersgrenze für die Gewährung des 
Kinderfreibetrages von 25 auf 27 Jahre -3 -1 

3. Steuerpolitische Maßnahmen zur Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur und der Wettbewerbsverhältnisse 

a) aus den Steueränderungsgesetzen 1964 und 1965 

- Übertragung der bei der Veräußerung von bestimmten 
Anlagegütern aufgedeckten stillen Reserven auf Neu­
investitionen im Anlagenvermögen -56 -22 

- Begünstigung von Veräußerungsgewinnen -10 -4 

- Abzugsfähigkeit bestimmter Kosten bei Einbringung 
Kapitalgesellschaft unter gewissen Voraussetzungen -5 -2 

- Neueinführung und Erweiterung von Sonder-
Abschreibungen in § 51 EStG:

    Sonderabschreibung für Anlagegüter, die der 
    Forschung und Entwicklung dienen -51 -20

    Sonderabschreibung für Handels- und Seefischerei­
    schiffe sowie für Luftfahrzeuge im Internationalen
    Verkehr -15 -6

    Sonderabschreibungen für Investitionsmaßnahmen
    zur Bekämpfung von Lärm oder Erschütterungen unbedeutend 

    Verlängerung und Erweiterung der Sonderabschreib­
    bung für Anlagen zur Beseitigung und Verhinderung
    von Abwässerschäden und Luftverunreinigung . .

    Verlängerung der Geltungsdauer des Bewertungs­
    abschlages für bestimmte Importwaren . . 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

    Erweiterung des Katalogs der abschreibungsbegün­
    stigten Modernisierungsanlagen bei Altwohngebäuden 

b) Gesetz zur Förderung der Verwendung von 
Steinkohle in Kraftwerken 

c) aus dem 16. Umsatzsteuer - Änderungsgesetz 
insgesamt 

d) Gesetz zur Änderung des Beihilfegesetzes 

- Einschränkung der Umsatzsteuervergünstigungen bei 
Lieferungen von Trinkbranntwein 

e) Gesetz zur Änderung des Bewertungsgesetzes und 
des Vermögenssteuergesetzes 

- Gleichstellung aller Energieversorgungsunternehmen 

f) Gesetz zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 
Senkung der Steuersätze für den Werkfernverkehr 

g) Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Brannt­
weinmonopol 

- Begünstigung von Obstgemeinschaftsbrennereien und 
Stillegungsbeihilfen 

h) Gesetz zur Änderung des Zuckersteuer 

4. Anpassung des Steuerrechts an die Wirtschaftsentwick­
lung sowie Verbesserung und Modernisierung des Be­
steuerungsverfahrens 

a) aus den Steueränderungsgesetzen 1964 und 1965 

- Erhöhung der Wertgrenze für die Abschreibungsfreiheit 
geringwertiger Wirtschaftsgüter von 307 € auf 409 € 

- Erhöhung des Sonderausgaben-Pauschbetrages bei 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit von 325 € 
auf 479 € 

- Erhöhung der Lohngrenze für die Steuerfreiheit bestimm­
ter Zuschläge zum Arbeitslohn von 7.669 € auf 
12.271 € 

- Aufhebung der Süßstoffsteuer 

-3 

-64 

-20 

+ 8 

-

-26 

-4 

-36 

-128 

-215 

-2 

-1 

-1 

-18 

-20 

+ 8 

-

-26 

-4 

-36 

-50 

-84 

-1 

-1 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

b) Änderungen im formellen Steuerrecht - -

5. Außenwirtschaftlich bedingte Steuerrechtsänderungen 

a) aus dem Steueränderungsgesetz 1965 

- Besteuerung ausländischer Einkünfte aus dem Betrieb 
von Handelsschiffen stets mit dem halben durchschnitt­
lichen Steuersatz unbedeutend 

b) Änderungen bei Zöllen . . 

c) Zwischenstaatliche Doppelbesteuerungsabkommen - -
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###

Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

B. Koalition von CDU/CSU und SPD
 von Ende 1965 bis Ende 1969 

Finanzbericht 1968 

Sicherung des Haushaltsausgleichs 

6. 

a)  Erhöhung der Schaumweinsteuer 

b)  Erhöhung der Branntweinsteuer 

7. Steueränderungsgesetz 1966 vom 23.12.1966 

a) Änderung der Sonderausgabenregelung für 
Bausparverträge und private 
Lebensversicherungsverträge 

b) Änderung der WoPG 

c) Herabsetzung der Kilometerpauschale von 26 auf 18 
Cent/km 

d) Beseitigung der USt-Befreiung im Siedlungswesen 

e) Einschränkung des Mineralölprivilegs bei der USt 

f) Erhöhung der Mineralölsteuer 

g) Änderung der Branntweinmonopolabgaben 

8.  Zweites Steueränderungsgesetz 1966 vom 28.12.1966

 ­ Erhöhung der Tabaksteuer 

9.

 ­ Abkürzung der Zahlungsfristen für Verbrauchsteuern und 
Zölle (einmalige Mehreinnahmen) 

10. Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1967

 ­ Erhöhung der USt (Mehrwertsteuer) von 10 v. H auf 
11 v.H. ab 1.7.1968 

­ Zusätzliche Entlastung der Altvorräte 

(Mehrwertsteuer) 

Haushaltsicherungsgesetz vom 20.12.1965 

Steueränderungsgesetz von 1967 vom 29.3.1967 

+ 36 

+ 133 

+ 2 

+ 46 

+ 148 

+ 38 

+ 245 

+ 337 

+ 18 

+ 251 

+ 460 

+ 562 

-358 

+ 36 

+ 133 

+ 1 

+ 23 

+ 56 

+ 38 

+ 245 

-

+ 18 

+ 251 

+ 460 

+ 562

-358 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

11. 

12.

 ­
Einführung der 3 %igen prozentigen Ergänzungsabgabe 

­ Abbau von Steuervergünstigungen im Kreditgewerbe 

Finanzbericht 1969 

13. Drittes Steueränderungsgesetz 1967 vom 22.12.1967

 ­ Verschiedene Maßnahmen auf dem Gebiet des  
Ertragsteuerrechts 

14. 

15. 

16. 

17. Achtes Tabaksteueränderungsgesetz vom 27.06.1968

 ­ Senkung der Tabaksteuer ab 01.07.1968 für Zigarren und 
Zigaretten 

18. 

19. 

20. Steueränderungsgesetz 1968 vom 20.02.1969

 ­ Einführung eines Sonderausgabenabzugs für eigene 
Aufwendungen zur Berufsausbildung 

­ Vereinheitlichung der Ehegattenbesteuerung und der 
Kinderfreibetragsregelung bei der veranlagten ESt und im 
Lohnsteuerverfahren 

Gesetz über die Gewährung einer einmaligen 
Umsatzsteuervergütung für Presseunternehmen vom 
20.05.1968 

Änderung des Berlinhilfegesetzes (3. BHG-ÄndG) vom 
19.07.1968 

Gesetz über die Besteuerung des Straßengüterverkehrs 
vom 28.12.1968 (Einführung einer Beförderungssteuer) 

Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei der Stillegung 
von Steinkohlenbergwerken vom 11.04.1967 

Zweites Steueränderungsgesetz 1967 vom 21.12.1967 

Änderung des Entwicklungshilfesteuergesetzes vom 
01.03.1968 

Gesetz zur Anpassung und Gesundung des deutschen  
Steinkohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlen 
vom 15.05.1967 

-18 

+ 353 

+ 261 

-5 

-23 

-358 

-4 

-51 

-26 

+ 194 

-8 

-43 

-10 

+ 353

+ 261 

-2 

-6 

-153 

-4 

-51 

-12 

+ 194 

-3

-15 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

21. Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
vom 16.05.1969 

- Regelung der ertragsteuerlichen Auswirkungen der 
Aktienrechtsreform 1965 

Finanzbericht 1970 

22. 

23. 

24. 

25. 

26. Steueränderungsgesetz 1969 vom 18.08.1969

 ­ Begünstigung von Sachspendenentnahmen aus dem 
Betriebsvermögen zur Förderung von Wissenschaft, 
Erziehung, Volks- und Berufsbildung 

­ Gewährung von Investitionszulagen

 - 10 v.H. für Investitionen im Zonenrandgebiet und in 
   den förderungsbedürftigen Gebieten 

 - 7,5 v.H. für Umstellungs- und Rationalisierungsinvesti­
   tionen im Zonenrandgebiet 

 - 10 v.H. für Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen 

­ Anpassungen im Berlinhilfegesetz 

­ Anpassungen im Kohlegesetz 

­ Änderungen im Auslandsinvestitionsgesetz 

Gesetz über den Vertrieb ausländischer Investment-
Anteile, über die Besteuerung ihrer Erträge sowie zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Kapitalanlagen vom 28.07.1969 

Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 
vom 20.12.1968 

Gesetz über Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen 
Absicherung gem. § 4 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
29.11.1968 (u.a. Einführung einer Sonderumsatzsteuer für 
Exportwaren) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Verwendung von Steinkohle in Kraftwerken und des 
Gesetzes zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes in der 
Elektrizitätswirtschaft vom 08.08.1969 

-15 

+ 307 

+ 31 

+ 3 

-8 

-8 

-61 

-77 

-56 

-15 

-77 

-31 

-4 

+ 307 

+ 31 

+ 1 

-2 

-3

-20

-27

-26

-7

-38

-13 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ Verlängerung der Ermächtigung nach § 51 des 
Einkommensteuergesetzes 

­
Steuerrechtliche Sondervorschriften im Zusammenhang 
mit der Gründung einer Gesamtgesellschaft für das 
Steinkohlebergbaugebiet Ruhr 

27. Forstschäden - Ausgleichsgesetz vom 29.08.1969 

-130 

-31 

-14 

-62

-3 

-12 
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###

+ 5.200

Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

C. Koalition Von SPD und FDP
 von Ende 1969 bis Ende 1982 

Finanzbericht 1971 

28. Aufwertungsausgleichsgesetz vom 23.12.1969

 ­ Einkommensausgleich für die Landwirtschaft im Rahmen 
der Umsatzsteuer 

29. 

- Umsatzsteuerpräferenz in Abhängigkeit von der 
Wertschöpfung und Neuregelung der steuerlichen 
Förderung der Berliner Arbeitnehmer 

30. Drittes Vermögensbildungsgesetz vom 27.06.1970

 ­ Steuermindereinnahmen (Einführung einer Arbeitnehmer­
sparzulage) 

31. 

32. 

des Einkommensteuergesetzes 

Finanzbericht 1972 

33. 

- Beibehaltung der verkürzten Zahlungsfrist für 
Zigarettensteuerzeichen (Vermeidung von 
Steuermindereinnahmen) 

34. 

Gesetz zur Änderung des Berlinhilfegesetzes vom 
23.06.1970 

Gesetz über die Erhebung eines rückzahlbaren Kon­
junkturzuschlags zur Einkommen- und Körperschaftsteuer 
vom 23.07.1970 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung 

Neuntes Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 
vom 18.11.1970 

bewertungsrechtlicher Vorschriften und 

Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes   
vom 21.12.1970 - Wegfall der Besteuerung des für die 
Verkokung von Steinkohle verwendeten 
Petrolkokses 

-399 

-166 

-511 

(-2659)

-31 

+ 153 

-4 

-279 

-86 

-220 

­

-

+ 153 

-4 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

35.

 ­ Verlängerung des Gesetzes über die Besteuerung des 
Straßengüterverkehrs 

36. Steueränderungsgesetz 1971 vom 23.12.1970

 ­ Verfassungskonforme Regelung der Steuerfreiheit von 
Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 

­ Beseitigung der 40 km-Grenze für die steuerliche 
Berücksichtigung von Aufwendungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

37.

 ­ Erhebung einer besonderen Ausgleichsabgabe für 
eingeführten Branntwein 

­ Änderung bei der Essigsäuresteuer 

38. 

- Verlängerung der Heizölsteuer und Senkung des 
Steuersatzes für schweres Heizöl 

39.

 ­ Ausdehnung der Schaumweinsteuerpflicht
 ­ Aufhebung von § 10 Schaumweinsteuergesetz 

40. 

- Durchführung der Entschließung des Rates der EG vom 
21.04.1970 und Vereinfachung des TabStG 

41. 

- Einschränkung der Sonderabschreibungen bei Schiffen 
und Flugzeugen sowie der Vergünstigungen des 
Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

Gesetz zur Änderung des Schaumweinsteuergesetzes  
vom 04.06.1971 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Besteuerung 
des Straßengüterverkehrs 

Gesetz über die Erhebung einer besonderen 
Ausgleichsabgabe für eingeführten Branntwein vom 
23.12.1970 

Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 
und zur Änderung des Gesetzes zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes 1964 vom 28.04.1971 - 

Zehntes Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 
vom 23.07.1971 

vom 23.12.1970 

Zweites Steueränderungsgesetz 1971 vom 10.08.1971 

+ 240 

-6 

-20 

+ 2 

+ 552 

+ 1 

-33 

+ 8 

+ 240 

-3

-9 

+ 2

+ 552 

+ 1 

-33 

+ 4 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Finanzbericht 1973 

42.

 ­ Befreiung der Privatschulen von der Gewerbesteuer 

43.

 ­ Herabsetzung des Steuersatzes für importierte 
Kaffeeauszüge 

44.

 ­ Vermeidung von Doppelbesteuerungen innerhalb der EG

 ­ Neufassung des Begriffs der Kapitalgesellschaft

 ­ Wegfall der Besteuerung kapitalersetzender 
Gesellschafterdarlehen

 ­ Ergänzung der Steuerbefreiungen

 ­ Änderung der Bemessungsgrundlage und Senkung des 
Steuersatzes der Gesellschaftsteuer 

45.

 ­ Erhöhung des Steuersatzes für Trinkbranntwein um 
153 €/hl A auf 767 €/hl A

 ­
Erhöhung des Steuersatzes für unvergällten Alkohol für 
med. und pharmaz. Zwecke um 179 €/hl A auf 614 €/hl A 

46.

 ­ Erhöhung der Mineralölsteuer und Entlastung des 
öffentlichen Personennahverkehrs von Mineralölsteuer 

­ Verstärkung der Progression der Kraftfahrzeugsteuer für 
schwere Nutzfahrzeuge und Steuerbefreiung im Container-
und Huckepackverkehr 

Gesetz zur Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
und anderer Gesetze vom 23.12.1971 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 23.12.1971 

Gesetz über die weitere Finanzierung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
und des Bundesfernstraßenbaus (Verkehrsfinanzgesetz 
1971) vom 28.02.1972 

Gesetz zur Änderung des Kaffeesteuergesetzes vom 
17.12.1971 

Gesetz zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes vom 
27.08.1971 

-1 

-1 

-33 

+ 297 

+ 716 

+ 123

+ 0 

-1 

-33 

+ 297 

+ 179

 ­
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

47.

 ­  Anhebung der Steuersätze für Tabakerzeugnisse 

48.

 ­ Gewinnkorrekturen bei internationalen Verflechtungen

 ­ Erweiterte Besteuerung nach Wohnsitzwechsel in 
Niedrigsteuerländer

 ­ Besteuerung des Vermögenszuwachses aus 
wesentlichen Beteiligungen bei Wegzug ins Ausland

 ­ Ausdehnung der Steuerpflicht auf bei ausländischen 
Basisgesellschaften angesammelte Einkommen

 ­ Verbesserung der steuerlichen Wettbewerbslage für 
Direktinvestitionen in ausländische Tochter­
gesellschaften 

Finanzbericht 1974 

49.

 ­ vorübergehende Aussetzung der degressiven AfA für 
bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
(befristet auf rd. 1 Jahr) (§ 7 Abs. 2 EStG) 

­
vorübergehende Aussetzung der erhöhten Absetzungen 
für Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser und 
Eigentumswohnungen (§ 7 b EStG) 

50. Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes und 

­ Erhöhung der Mineralölsteuer 

­ Vorverlegung der Zahlungsfrist bei der Mineralölsteuer 
(einmalige Mehreinnahmen) 

­ Vorverlegung der Zahlungsfrist bei der Branntweinsteuer 
(einmalige Mehreinnahmen) 

Elftes Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes vom 
03.03.1972 

Gesetz zur Wahrung der steuerlichen Gleichmäßigkeit bei 
Auslandsbeziehungen und zur Verbesserung der 
steuerlichen Wettbewerbslage bei Auslandsinvestitionen 
vom 08.09.1972 

Dritte Verordnung über steuerliche 
Konjunkturmaßnahmen vom 07.06.1973 

des Gesetzes über das Branntweinmonopol vom 
26.06.1973 

+ 818 

+ 263 

+ 307 

+ 51 

+ 1.023 

+ 256 

+ 205 

+ 818 

+ 112 

+ 123

+ 22 

+ 1.023

+ 256

+ 205 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

51. 

a) Einkommensteuergesetz

 ­ Aufhebung der degressiven AfA für Gebäude 

­ Beseitigung des Schuldzinsenabzugs als 
Sonderausgaben 

­ Aufhebung der Jahresarbeitslohngrenze bei der 
Steuerfreiheit von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit 

b) Investitionszulagengesetz

 ­ Herabsetzung des Investitionszulagengesetzes für 
Errichtungs- und Erweiterungsinvestitionen 

­ Herabsetzung des Investitionszulagengesetzes für 
Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen 

c) Berlinförderungsgesetz

 ­ Einschränkung der Vergünstigungen bei der 
Umsatzsteuer 

d) Umsatzsteuergesetz

 ­ Verschiedene Änderungen des UStG zur Beseitigung 
ungerechtfertigter Steuervorteile

 ­ Erhöhung der Steuerbetragsgrenzen für die USt-
Voranmeldungen und -Vorauszahlungen (einmalige 
Mindereinnahmen) 

­ Vorübergehende Erhebung einer Investitionssteuer im 
Rahmen der Mehrwertsteuer (Betrag für gesamte 
Laufzeit) 

e) Gesetz über die Erhebung eines Zuschlags zur Ein­
kommensteuer und zur Körperschaftsteuer für die 
Kalenderjahre 1973 und 1974 
(Stabilitätszuschlaggesetz) 

52. Gesetz zur Reform des Grundsteuerrechts 

Steueränderungsgesetz 1973 vom 26.06.1973

 vom 07.08.1973 

+ 41 

+ 383 

-38 

+ 46 

+ 13 

+ 26 

-102 

+ 4.857 

+ 2.454 

+ 409 

+ 18

+ 164

-16 

+ 20

+ 6 

+ 17 

-66

+ 3.160 

+ 1.099 

-
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Finanzbericht 1975 

53. 

a) Verlängerung der Vergünstigungen bei der Veräußerung 
bestimmter land- und forstwirtschaftlicher Werte bis 
31.12.1976; Weitergewährung des Freibetrags von 
30.678 € 

b) Erhöhung der Veranlagungsgrenze für verheiratete und 
gleichgestellte Arbeitnehmer von 12.271 € auf 24.542 € 
Einkommen ab Veranlagungszeitraum 1973 

c) Einbeziehung bestimmter Einkünfte aus der Nutzung 
beweglicher Sachen und des Know-how in die beschränkt 
steuerpflichtigen Einkünfte 

d) Verlängerung der Befristung für Sonderabschreibungen 
auf Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens im 
Tiefbaubetrieb des Stein-, Pech-, Braunkohlen- und des 
Erzbergbaus 

e) Wiedereinführung der Sonderabschreibungen im 
Tagebaubetrieb des Braunkohlen- und Erzbergbaus 

f) Ausdehnung der Sonderabschreibungen für Moder­
nisierungsaufwand bei Wohngebäuden auf Gebäude, die 
zwischen dem 21.06.1948 und dem 31.12.1956 errichtet 
worden sind 

g) Erhöhung der Sonderabschreibungen für Schiffe von 30 
auf 40 v.H. 

h) Verlängerung des Überleitungsgesetzes steuerrechtlicher 
Vorschriften für Erfinder um 1 Jahr 

54.

 ­ Gewerbesteuer 
­ Bewertungsgesetz 
­ Vermögensteuer 
­ Erbschaftsteuer 

Zweites Steueränderungsgesetz 1973 vom 18.07.1973 

Gesetz zur Reform des Vermögensteuerrechts und zur 
Änderung anderer Steuergesetze vom 17.04.1974 und 
Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuerrechts vom 17.04.1974 

-1 

-13 

+ 5 

-20 

-77 

-26 4) 

-13 

-18 

-401 
+ 38
-31

+ 112

-1 

-6 

+ 3 

-9 

-33 

-11 

-5 

-8 

-30
 ­
­
­

Seite 34 



Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

55.

  1. Neuer Einkommensteuertarif und Wegfall der 
Ergänzungsabgabe 

  2. Neuregelung des Sonderausgabenabzugs 

  3. Besteuerung der im Alter bezogenen Einkünfte 

  4. Betriebliche Steuerbegünstigungen (insbesondere 
Abschreibungsbegünstigung für Umweltschutz) 

  5. Spesen und Geschenke 

  6. Erhöhung des Arbeitnehmer-Freibetrags 

  7. Einführung eines Sparer-Freibetrags 

  8. Sonstige Regelungen (u.a. Ausschluß von Mehr­
aufwendungen für Diätverpflegung als außergewöhnliche 
Belastung; Erweiterung der Abzugsfähigkeit von 
Unterhaltsaufwendungen) 

  9. Neuregelung des Familienlastenausgleichs 

10. Anhebung des VSt-Satzes von 0,7 v.H. auf 1 v.H. für 
juristische Personen 

Finanzbericht 1976 

56.

 ­ Einführung der Unverfallbarkeit und der flexiblen 
Altersgrenze für betriebliche Versorgungszusagen sowie 
Übergang zum Teilwertsystem 

­
Einführung von Regelungen über die Insolvenzsicherung 
der Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung 

­ Einschränkung der jährlichen Zuwendungen an 
Unterstützungskassen und Beschränkung der steuer­
freiheit der Unterstützungskassen 

57. 

vom 19.12.1974

 ­ Erhöhung der Vorsteuerpauschalen 

Gesetz zur Reform der Einkommensteuer, des 
Familienlastenausgleichs und der Sparförderung 
(Einkommensteuerreformgesetz) vom 05.08.1974 

Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung vom 10.12.1974 

Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes und des 
Aufwertungsausgleichsgesetzes 

-3.513 

-829 

-440 

-130 

+ 87 

-746 

-112 

-161 

-2.188 

+ 476 

-215 

-38 

+ 143 

-210 

+ 2.085

-356

-189

-53

+ 35

-321

-49

-69

-3.828 

-

-89

-18

+ 59 

-143 
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+ 230 + 230

+ 1.150 + 900

Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

58. Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
steuerrechtliche Maßnahmen zur Förderung von 
privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 

59. Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

­ Verlängerung der Erhebung einer Heizölsteuer bis zum 
31.12.1979 

60.

 ­ Einführung einer befristeten Investitionszulage in Höhe 
von 7,5 v.H. (Betrag für die gesamte Laufzeit) 

61.

 ­ Gewährung von Investitionszuschüssen in Höhe von 7,5 
v.H. 

62.

 ­ Einführung einer unbefristeten Investitionszulage von 7,5 
v.H. für bestimmte energiesparende Investitionen 

63.

 ­ Kennzeichnung von steuerbegünstigtem leichten Heizöl 
(wegen seiner mißbräuchlichen Verwendung als 
Dieselkraftstoff) 

Finanzbericht 1977 

64.

 ­ Einschränkung der staatlichen Sparförderung 

­ Stufenweiser Abbau des Aufwertungsausgleichs für die 
Landwirtschaft 

­ Einschränkung von Steuervergünstigungen im Kredit­
gewerbe einschließlich Änderung des Wohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetzes 

Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 
vom 30.12.1974 

Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 
vom 19.03.1975 

Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur (HStrukG) 
vom 18.12.1975 

1964 vom 20.12.1974 

Gesetz zur Förderung von Investitionen und 
Beschäftigung vom 23.12.1974 

Gesetz über Investitionszuschüsse für Mietwohnungen, 
Genossenschaftswohnungen und Wohnheime im sozialen 
Wohnungsbau vom 27.12.1974 

vom 20.12.1974 -112 

+ 435 

-3.477 

(-118) 

-31 

+ 128 

(+588) 

+ 105 

+ 19 

-47 

+ 435 

-1.636 

(-118) 

-14 

+ 128 

(+460)

+ 71

+ 8 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

65. 

66.

 ­ Einführung eines Verlustrücktrages 

67. 

68. Gesetz zur Änderung des Kapitalverkehrsteuer­

69. Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und 

­ Erhöhung der Tabaksteuer 

­ Erhöhung der Branntweinsteuer 

70. 

71. 

72. 

1. Körperschaftsteuerreformgesetz vom 31.08.1976 

2. Einführungsgesetz zum Körperschaftsteuerreformgesetz 
vom 06.09.1976 

73. 

Finanzbericht 1978 

74.

 ­ Ausdehnung des § 7 b EStG auf die Anschaffung von Ein- 
und Zweifamilienhäusern sowie Eigentumswohnungen 
(einschl. Anpassung Berlin-FG) 

­ Grunderwerbsteuerbefreiung des Erwerbs von Ein- und 
Zweifamilienhäusern sowie Eigentumswohnungen zur 
Eigennutzung 

Zweite Fördergebiets- und Fremdenverkehrs­
gebietsverordnung vom 01.12.1976 

Gesetz über steuerliche Vergünstigungen bei der 
Herstellung oder Anschaffung bestimmter Wohngebäude 
vom 11.07.1977 

des Gesetzes über das Branntweinmonopol vom 
05.07.1976 

Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 
29.07.1976 

Verordnung zur Änderung der Kraftfahrzeugsteuer-
Durchführungsverordnung vom 20.08.1976 

Maßnahmen auf dem Gebiet der Steuerreform 

Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes vom 
20.04.1976 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 02.05.1976 

gesetzes (KVStÄndG) vom 11.05.1976 

Gesetz zur Änderung des Berlinförderungsgesetzes und 
anderer Gesetze vom 19.12.1975 -7 

-205 

+ 125 

-3 

+ 614 

+ 205 

-4 

+ 2 

-87 

-1 

-128 4) 

-307

-3 

-97 

+ 125 

-3 

+ 614

+ 205 

-3 

-

-28 

-0,3 

-55

 ­
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-600 -600

-1.170 -1.170

Steuermehr- (+) bzw. 
Rechtsänderung Steuermindereinnahmen (-) im


Entstehungsjahr 2)3)


 - in Mio. € ­

insgesamt Bund 

75.	 Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes, des 

Bundeskindergeldgesetzes, des 

Einkommensteuergesetzes und anderer Gesetze

(Steueränderungsgesetz 1977) vom 16.08.1977


Steuerliche Maßnahmen 

1.	 Erhöhung der Mehrwertsteuersätze von 11/5,5 v.H. auf

12/6 v.H.
 + 3.170 + 2.092 

2.	 Erhöhung der Sonderausgaben-Höchstbeträge von 920 € 

auf 1.074 € (einschl. entsprechender Anhebung des 

hälftigen Abzugs sowie Wegfall des Vorwegabzugs für 

Beamte u.a.) und Anhebung der Vorsorgepauschale von 

16 v.H. auf 18 v.H.
 -1.278 -550 

3.	 Anerkennung von 307 € je Kind als außergewöhnliche 

Belastungen für geschiedene und getrennt lebende Eltern 

sowie nicht ehelicher Kinder
 -102 -44 

4.	 Steuerfreiheit für Kinderzuschüsse aus der gesetzlichen 

Rentenversicherung
 -3 -1 

5.	 Senkung des Vermögensteuersatzes für nichtnatürliche 

Personen von 1 v.H. auf 0,7 v.H. und für natürliche 

Personen von 0,7 v.H. auf 0,5 v.H.
 -767 -

6.	 Gewerbesteuerentlastung -419 -55 
+ 164 + 73 
-256 + 17 

Kindergeld

 - Anhebung des Kindergeldes für Zweitkinder von 36 € auf

41 €
 (-307) (-307)

 - Anhebung des Kindergeldes für dritte und weitere Kinder 

von 61 € auf 77 € monatlich
 ( -598) ( -598) 

Finanzbericht 1979 

76. Gesetz zur Steuerentlastung und Investitionsförderung 

vom 04.11.1977


-	 Anhebung des Weihnachtsfreibetrages von 51 € auf -1.074 -462 
205 €

-1.074 -462-	 Erhöhung des Grundfreibetrags von 1.534 € auf 1.687 € 

-	 Einführung eines Tariffreibetrags von 261/522 € -2.608 -1.121 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ Anhebung der degressiven AfA auf das 2 ½-fache, 
höchstens 25 v.H. 

­ Wiedereinführung der degressiven AfA für Gebäude 

77. Gesetz zur Erhaltung und Modernisierung kultur­

78. 

79.

 ­ Erhöhung des Steuersatzes für leichtes Heizöl 

Finanzbericht 1980 

80. 

1. Investitionszulagengesetz

 ­ Anhebung des Investitionszulagengesetzes nach 
§ 1 InvZulG von 7,5 v.H. auf 8,75 v.H. 

­ Anhebung des Investitionszulagengesetzes für Forschung 
und Entwicklung 

­ Verbesserung der Investitionszulage für energiesparende 
Investitionen 

2. Zonenrandförderungsgesetz

 ­ Erhöhung der Sonderabschreibungen für unbewegliche 
Wirtschaftsgüter im Zonenrandgebiet 

3. Berlinförderungsgesetz

 ­ Einschränkung der USt-Präferenzen für Tabakwaren, 
Trinkbranntwein und Röstkaffee 

­ Ausdehnung der erhöhten Absetzungen nach § 14 
BerlinFG auf den Erwerb bestimmter Gebäude und auf 
nachträgliche Herstellungsarbeiten an solchen 
Gebäuden 

Gesetz zur Änderung des Wohnungsmodernisierungs­
gesetzes vom 27.06.1978 (Förderung heizenergie­
sparender Investitionen) 

Neuntes Gesetz zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes 1964 vom 25.07.1978 

Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 
und anderer Gesetze vom 30.10.1978 

historisch und städtebaulich wertvoller Gebäude vom 
22.12.1977 

-665 4) 

-118 4) 

-26 4) 

-31 4) 

+ 256 

-43 

-69 

-5 

-26 

+ 13 

-8 

-261

-50 

-12 

-13 

+ 256 

-20

-32

-2 

-11 

+ 9

-4 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ Investitionszulage nach § 19 BerlinFG; Ausdehnung der 
Investitionszulage auf die Herstellungskosten bei allen 
Gebäuden und Erhöhung des Investitionszulagensatzes 
bei Gebäuden von 10 v.H. auf 12,5 v.H. 

­ Anhebung des Investitionszulagensatzes für Forschungs- 
und Entwicklungsinvestitionen 

81. Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, 
des Gewerbesteuergesetzes, des 
Umsatzsteuergesetzes und anderer Gesetze 
(Steueränderungsgesetz 1979 - StÄnd 1979) 

1. Mit Wirkung zum 1. Januar 1979 treten in Kraft:

 ­ Einkommensteuertarifreform: Erhöhung des 
Grundfreibetrags um 199/399 € (Led./Verh.) und 
Beseitigung des Tarifsprunges 

­ Realsplitting und Änderungen des § 33 a EStG 1977 
(Unterhaltsleistungen) 

­ Gewährung eines zusätzlichen Sonderausgaben-
Höchstbetrages von 153 € je Kind zuzüglich hälftigem 
Abzug an getrennt lebende Ehegatten, Geschiedene 
sowie Eltern nichtehelicher Kinder, denen die Kinder nicht 
zuzuordnen sind, und andere Maßnahmen mit geringem 
finanziellen Gewicht 

2. Mit Wirkung zum 1. Juli 1979 tritt in Kraft:

 ­ Erhöhung der Steuersätze bei den Steuern vom Umsatz 
von 12/6,0 v.H. auf 13/6,5 v.H. 

3. Mit Wirkung zum 1. Januar 1980 treten in Kraft:

 ­ Anhebung des Vorwegabzugs von 767/1.534 € auf 
1.278/2.556 € (Led./Verh.) 

­ Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten als 
außergewöhnliche Belastungen 

­ Abschaffung der Lohnsummensteuer 

vom 30.11.1978 

-8 

-4 

-5.420 

-169 

-97 

+ 3.298 

-920 

-256 

-1.892
+ 767 

-4

-2 

-2.330

-142

-42 

+ 2.177 

-391

-109

 ­
+ 325 

­ Erhöhung des Freibetrages bei der Gewerbeertragsteuer 
von 12.271 € auf 18.407 € 

-1.125 

-511 
+ 215 

+ 325

-64 
+ 92 

-297 + 27 
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-2.725 -2.725

Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ Einführung einer Freigrenze von 2.556 € für 
Wirtschaftsunternehmen von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts bei der Gewerbeertragsteuer -3 

+ 1 
-1 

+ 1 

4. Mit Wirkung zum 1. Januar 1981 treten in Kraft:

 ­ Erhöhung des Freibetrages bei der Gewerbekapitalsteuer 
von 30.678 € auf 61.355 € 

-2 

-72 
+ 31 

+ 0 

-9 
+ 12 

­ Einführung eines Freibetrages in Höhe von 25.565 € für 
die Hinzurechnung von Dauerschulden bei der 
Gewerbekapitalsteuer 

-41 

-72 
+ 31 

+ 3

-9 
+ 12 

5. Erhöhung des Kindergeldes 

82.

 ­ Anhebung des Investitionszulagensatzes für Investitionen 
im Zonenrandgebiet von 8,75 v.H. auf 10 v.H. 

83.

 ­ Befreiung zugunsten von Behinderten 

­ Tageweise Erstattung bei Beendigung der Steuerpflicht 

­ Sonderregelung für Kraftfahrzeughänger 

­ Befreiung von Fahrzeugen zur Abfallbeseitigung 

­ Steuervergünstigungen für den kombinierten Verkehr 

84. Vierte Verordnung über die förderungsbedürftigen 
Gebiete und über die Fremdenverkehrsgebiete im 
Sinne des Investitionszulagengesetzes (Vierte För­
dergebiets- und Fremdenverkehrsgebietsverordnung) 

85. 

vom 28.12.1978 

Gesetz zur Änderung des Berlinförderungsgesetzes vom 
20.04.1979 (u.a. Erhöhung des Kindergeldzuschlags zur 
Arbeitnehmerzulage) 

Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 
vom 22.12.1978 

Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
vom 22.12.1978 

-41 

(- 1.112) 

-15 

-37

-21

-25

-3

-1

-15 

-97 

+ 3 

(- 1.112) 

-7 

­

­

­

­

­

-7 

-45 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

86.

 ­ Förderung privater Kapitalanlagen in Entwicklungs­
ländern

 ­ Steuerbefreiung des Arbeitgeberanteils zur Rentenversi­
cherung bei im Ausland beschäftigten Grenzarbeit­
nehmern 

­ Aufhebung der zeitlichen Begrenzung einer beruflich 
veranlaßten doppelten Haushaltsführung 

Finanzbericht 1981 

87. 

88. 

89. 

90. 

91. 

Forstwirtschaft vom 25.06.1980 

92. 

93. 

94. 

1. Mit Wirkung ab 1980 treten in Kraft:

 ­ Anhebung des Weihnachtsfreibetrags um 102 € von 205 
€ auf 307 € 

­ Bundeseinheitliche Regelung für die Berücksichtigung 

von Kinderbetreuungskosten (Nichtbeanstandungsgrenze 
von 153 € je Kind und Elternteil) 

Gesetz zur Steuerentlastung und Familienförderung 
(Steuerentlastungsgesetz 1981) vom 16.08.1980 

Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des 
Einkommensteuergesetzes vom 25.06.1980 

Gesetz zur Neuregelung der Einkommensbesteuerung der 
Land- und 

Verordnung zur Änderung der Lohnsteuer-
Durchführungsverordnung vom 21.12.1979 

Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 
vom 25.06.1980 

Gesetz zur Änderung des Entwicklungsländer-
Steuergesetzes und des Einkommensteuergesetzes vom 
21.05.1979 

Gesetz zur Neufassung des Umsatzsteuergesetzes und 
zur Änderung anderer Gesetze vom 26.11.1979 

Feuerschutzsteuergesetz vom 21.12.1979 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Bergmannsprämien vom 07.05.1980 

-15 

-3 

-15 

-151 

+ 20 

-56 

-10 

+ 153 

-5 

-15 

-716 

-1.074 

-7 

-1

-7 

-102 

-

-24 

-5 

+ 65 

-2 

-7 

-304

-457 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

2. Mit Wirkung ab 1981 treten in Kraft:

 ­ Korrektur des Einkommensteuertarifs 

­ Übernahme der ertragsteuerlichen Werte für Pensions­
rückstellungen bei der Einheitsbewertung des 
Betriebsvermögens (Saldo) 

3. Mit Wirkung ab 1982 treten in Kraft:

 ­ Anhebung des Haushaltsfreibetrags für Alleinstehende 
mit Kindern auf 2.154 € 

­ Verbesserung bei den Sonderausgaben (Höchstabzugs­
beträge 1.196/2.393 €; Vorwegabzugsbeträge für 
Vorsorgeaufwendungen 1.534/3.068 €) 

95. 

dazu Verlängerung: 

96. 

vom 20.08.1980

 ­ Begrenzung der Verlustrechnung (negatives 
Kapitalkonto) 

­ Verbesserung der Berücksichtigung ausländischer 
Steuern bei der deutschen Besteuerung 

97. 

98. 

Finanzbericht 1982 

99. 

Mineralölsteuer 

Kaffee- und Teesteuergesetz vom 05.05.1980 

Gesetz zur Abschaffung der Spielkarten-, Zündwaren- und 
Essigsäuresteuer vom 03.07.1980 

Mineralöl- und Branntweinsteuer-Änderungsgesetz 1981 
vom 20.03.1981 

Gesetz zur Änderung und Vereinfachung des Ein­
kommensteuergesetzes und anderer Gesetze vom 
18.08.1980 (u.a. Erweiterung der Abschreibungs­
möglichkeiten, Vereinheitlichung der Anrechnung aller 
eigenen Bezüge des Kindes im Rahmen der 
außergewöhnlichen Belastungen u.a.) 

Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des 
Körperschaftsteuergesetzes und anderer Gesetze 

-3.119 

-153 

-153 

-1.841 

-171 
-143 

+ 256 

-102 

-2 

-10 

-1.326

+ 2 

-65

-782 

-74 
-65 

+ 109

-48 

-2 

-10 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

100. 

­ Erhöhung der Mineralölsteuer für 
Vergaserkraftstoff um 4 Cent/l zum 01.04.1981 
Dieselkraftstoff um 2 Cent/l zum 01.04.1981 

­ Wegfall Butanisierungsvorteil ab 01.01.1982 

Branntweinsteuer

 ­ Erhöhung der Branntweinsteuer auf Trinkbranntwein um 
153 € auf 1.150 €/hl Alkohol ab 01.04.1981 

­ Kürzung des Zahlungsaufschubs von 3 auf 2 Monate 

­ Besteuerung der Ersatzalkohole (Isopropylalkohol) zur 
Herstellung von Körperpflegemitteln 

zu Artikel 4 - Mineralölsteuer (ab 01.07.1981)

 ­ Einschränkung der allgemeinen Mineralölsteuerfreiheit für 
Luftfahrtbetriebsstoffe 

zu Artikel 10 - ESt (ab 01.01.1982)

 ­ Beseitigung der Doppelförderung durch Arbeit­
nehmersparzulage und Sonderausgabenabzug 

­ Wegfall der Steuerermäßigung für Nebeneinkünfte aus 
wissenschaftlicher, künstlerischer und schriftstellerischer 
Tätigkeit 

zu Artikel 11 - KSt (ab 01.01.1981)

 ­ Volle Besteuerung der Einkünfte aus langfristigen 
Kreditgeschäften bei bestimmten Kreditanstalten 
(Bausparkassen, Schiffspfandbriefbanken, Hypothe­
kenbanken u.a.) 

­ Volle Besteuerung des Gewinns der Sparkassen 

­ Volle Besteuerung des Einkommens bei Kredit­
genossenschaften und Zentralkassen 

zu Artikel 12 - VSt und Gewerbekapitalsteuer (ab 01.01.1982)

 ­ Voller Ansatz des Betriebsvermögens der Sparkassen 

Gesetz zum Abbau von Subventionen und sonstigen 
Vergünstigungen, zur Erhöhung der Postablieferung 
sowie zur Klarstellung von Wohngeldregelungen 
(Subventionsabbaugesetz - SubvAbG) vom 26.06.1981 
(steuerlicher Teil) 

+ 1.129 
+ 219 

+ 51 

+ 307 

+ 153 

+ 110 

+ 8 

+ 118 

+ 51 

+ 36 

+ 72 

+ 72 

+ 19 

+ 1.129 
+ 219

+ 51 

+ 307

+ 153

+ 110 

+ 8 

+ 51

+ 21 

+ 18

+ 36

+ 36 

+ 1 
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Steuermehr- (+) bzw. 
Rechtsänderung Steuermindereinnahmen (-) im


Entstehungsjahr 2)3)


 - in Mio. € ­

insgesamt Bund 

- Verzicht auf Kürzung des Betriebsvermögens von 

Kreditgenossenschaften um die Hälfte der 

Geschäftsguthaben der Genossen
 + 13 + 1 

zu Artikel 13 - Gewerbeertragsteuer (ab 01.01.1981)

 - Erhöhung der Steuermesszahl für den Gewerbeertrag der 

Sparkassen
 + 33 + 4

 - Erhöhung der Steuermesszahl für den Gewerbeertrag der 

Kreditgenossenschaften und Zentralbanken
 + 31 + 4 

Finanzbericht 1983 

101. Zweites Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur - 
2. Haushaltsstrukturgesetz 

vom 22.12.1981


 - Einschränkung der Übertragungsmöglichkeit von 

Veräußerungsgewinnen nach § 6 b EStG (ausgenommen 

Grundstücke)
 + 51 + 20

 -	 Einführung einer einheitlichen Produktivitätsklausel im 
nicht quantifizierbar 

AIG (§ 5 AIG)

 - Streichung der steuerfreien Rücklagen für Kapitalanlagen 

in Entwicklungsländern
 + 164 + 65

 - Absenkung der steuerrechtlich zulässigen Pensions­

rückstellungen
 + 562 + 199

 -	 Ausdehnung des Verlustrücktrages auf 2 Jahre -51 -24

 -	 Kürzung beim Berlinförderungsgesetz + 53 + 35

 - Wegfall der Freistellung des Gewerbeertrags aus der 

Betreuung von Wohnungsbauten und der Veräußerung 

von Eigenheimen usw. bei Grundstücksverwaltungs­

unternehmen
 + 5 -1

 -	 Sparförderung und Vermögensbildung 

a)	 Herabsetzung der Arbeitnehmersparzulagen mit

differenzierten Zulagesätzen
 + 460 + 196 

b)	 Halbierung der Steuerermäßigung für Arbeitgeber wegen 

Gewährung vermögenswirksamer Leistungen
 + 82 + 38 

c)	 Kürzung der Begünstigung für Belegschaftsaktien um ein 

Drittel
 + 17 + 8 
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Steuermehr- (+) bzw. 
Rechtsänderung Steuermindereinnahmen (-) im


Entstehungsjahr 2)3)


 - in Mio. € ­

insgesamt Bund 

- Abschaffung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für 

die Leistungen der freien Berufe und vergleichbare 

Leistungen
 + 169 + 111

 -	 Einbeziehung der Katasterämter in die Besteuerung + 31 + 20

 -	  Änderung des Ausbildungsfreibetrags 

a)	 durch Ausschluß des anrechnungsfreien Betrages für 
öffentliche Zuschüsse (BaföG) 

b)	 für Kinder im Ausland + 102 + 43

 - Einschränkung der Lohnsteuerpauschalierung für 

Teilzeitbeschäftigte durch Beschränkung auf nur eine 
 nicht quantifizierbar 
Teilzeitbeschäftigung

 - Berücksichtigung des Arbeitslosengeldes, Kurzarbei­
tergeldes, Schlechtwettergeldes und der Arbeitslosenhilfe 
im Lohnsteuer-Jahresausgleich (Progressionsvorbehalt 
nach § 32 b EStG) + 205 + 87

 - Korrektur des Ertragsanteils durch Berücksichtigung der 

neuen Sterbetafel und Anhebung des Zinssatzes bei 

Leibrenten
 + 26 + 11

 - Wegfall des Haushaltsfreibetrages von 442 € für 

Alleinstehende über 49 Jahre
 + 263 + 112

 -	 Anpassung der steuerlichen Berücksichtigung von . .Kindern an das Kindergeld 

- Erhöhung der Vorsteuerpauschale um 0,5 v.H.-Punkte ab 

01.01.1982
 -128 -84

 - Verbesserung der degressiven Abschreibung für 

bewegliche Wirtschaftsgüter von 25 auf 30 v.H. (ab 

30.07.1981)
 -1.023 4) -386

 -	 Investitionszulage für Eisen- und Stahlindustrie (10 v.H.) -77 -38

 - Aufhebung des Kumulationsverbots zwischen Stahlzulage 

und regionaler I-Zulage im Zonenrandgebiet
 -31 -15

 - Erhöhung der degressiven AfA um 1,5 v.H.-Punkte von 

3,5 auf 5 v.H. in den ersten 8 Jahren für alle Gebäude ab 

30.07.1981 (ausgenommen Auslandsgebäude)
 -286 4) -114

 - Anhebung der Abschreibungsgrenzen nach § 7 b EStG 

für Einfamilienhäuser und Eigentumswohnungen von 

76.694 € auf 102.258 €, für Zweifamilienhäuser von 
102.258 € auf 127.823 € ab 30.07.1981 -102 4) -43 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

102. 

103. 

104. 

105. 

­ Einführung einer Kinderkomponente bei 
Inanspruchnahme des § 7 b EStG (in Form eines Abzugs 
von der Steuerschuld von jährlich 307 € pro Kind ab dem 
2. Kind) ab 30.07.1981 

­ Prämienunschädliche Verwendung von Bausparmitteln 
durch Mieter zur Modernisierung ihrer Wohnung 

­ Steuerunschädliche Verwendung von Bausparmitteln 
durch Mieter zur Modernisierung ihrer Wohnung 

­ Ausdehnung der Einfamilienhausbesteuerung auf andere 
vom Eigentümer voll selbstgenutzte Häuser 

­ Streichung der Umsatzsteueroption ab 01.01.1985 

vom 22.12.1981

 ­ Erhöhung der Tabaksteuer ab 01.06.1982 für Zigaretten 
um durchschnittlich rd. 32 v.H., bei Feinschnitt um 9 €/kg 
(bei Abwälzung) 

­ Erhöhung der Schaumweinsteuer um 33 1/3 v.H. ab 
01.04.1982 

­ Erhöhung der Branntweinsteuer um 153 €/hl ab 
01.04.1982 

­ Abschaffung der Steuerbefreiung der für Probeläufe von 
Ausfuhrmotoren verwendeten Mineralöle 

Gesetz über steuerliche und sonstige Maßnahmen für 

Verordnung zur Änderung des UStG vom 11.12.1981 

Fünfte VO über die förderungsbedürftigen Gebiete und 
über die Fremdenverkehrsgebiete im Sinne des InvZulG 
vom 11.03.1982 

Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen - 
Verbrauchsteueränderungsgesetz 1982 

Arbeitsplätze, Wachstum und Stabilität 
(Beschäftigungsförderungsgesetz) vom 03.06.1982 

Einführung einer befristeten Investitionszulage in Höhe von 10 

-54 4) 

-5 

. 

+ 92 4) 

+ 307 

+ 1.278 

+ 87 

+ 307 

+ 7 

-2.045 

-5 

. 

-23

-3

.

+ 39

+ 202 

+ 1.278

+ 87

+ 307

+ 7 

-946 

-4 

. 

Seite 47 



###

+ 486

Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

D. Koalition von CDU/CSU und FDP
 von Ende 1982 bis Ende 1998 

Finanzbericht 1984 

106. 

vom 20.12.1982

 ­ Befristete Rücklage bei Erwerb von Betrieben, deren 
Fortbestand gefährdet ist. 

­ Kappung der Vorsorgepauschale für nicht renten­
versicherungspflichtige Arbeitnehmer auf 1.023/2.045 € 
(Ledige/Verheiratete) zuzüglich 460 € je Kind 

- Absetzbarkeit von Schuldzinsen für bestimmte Häuser und 
Eigentumswohnungen 

­ Einführung eines Kinderfreibetrages von 221 € je Kind 

­ Halbierung der Ausbildungsfreibeträge ab 01.01.1984 

­ Wegfall der Kinderbetreuungskosten 

­ Nachträgliche volle Kinderbetreuungskosten für 
Alleinerziehende (1980 - 1982) 

­ Wegfall von 40 v.H. in 1983 und von 50 v.H. ab 1984 der 
Hinzurechnung von Dauerschulden und von 
Dauerschuldzinsen netto bei der Gewerbesteuer 

­ Erhöhung der Umsatzsteuersätze zum 01.07.1983 auf 14/7 
v.H. 

­ Einführung einer Investitionshilfeabgabe (durch das 
Gesetz zur Rückzahlung der Investitionshilfeabgabe vom 
14.12.1985 ist die Maßnahme zurückgenommen worden) 

107. 

Gesetz zur Wiederbelebung der Wirtschaft und 
Beschäftigung und zur Entlastung des Bundeshaushalts 
(Haushaltsbegleitgesetz 1983) 

Sechste VO über die förderungsbedürftigen Gebiete und 
über die Fremdenverkehrsgebiete im Sinne des 
Investitionszulagengesetzes vom 16.02.1983 

-307 

+ 460 

-307 4) 

-936 

+ 205 

+ 1.176 

-77 

-706 

+ 4.090 

(+486) 

-51 

-113

+ 196

-115

-398

+ 87

+ 500

-33

+ 73

+ 2.659

(+486) 

-24 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Finanzbericht 1985 

108. Gesetz zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft und zur Einschränkung von steuerlichen 
Vorteilen (Steuerentlastungsgesetz 1984) 

­ Ansatz des Betriebsvermögens bis 63.911 € mit 0, darüber 
mit 75 v.H. 

­ Senkung des Vermögensteuersatzes für Körperschaften 
von 0,7 auf 0,6 v.H. 

­ Senkung der Schachtelgrenze von 25 auf 10 v.H. (§ 102 
BewG) 

­ Sonderabschreibungsmöglichkeiten für kleinere und mittlere 
Betriebe in Höhe von 10 v.H. für neue bewegliche 
Anlagegüter 

­ Sonderabschreibungsmöglichkeiten für Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen 

­ Verlängerung der Gewährung von Sonderabschreibungen 
bei Schiffen und Luftfahrzeugen 

­ Fortgeltung der Steuervergünstigungen bei Aufwendungen 
für moderne Heizungstechnologien und bestimmte 
Fernwärmeanschlüsse 

­ Verdoppelung des Höchstbetrages für den Verlustrücktrag 
auf 5 Mio. € 

­ Ausweitung der Begünstigung für Betriebsveräußerungen in 
der Land- und Forstwirtschaft 

­ Anhebung des erhöhten Freibetrags bei Betriebs­
veräußerung und -aufgabe von 30.678 € auf 61.355 € 

­ Beseitigung körperschaftsteuerlicher Nachteile bei 
Vorabausschüttungen und verdeckten Gewinnaus­
schüttungen

 = laufende Auswirkungen 
 = einmalige Auswirkungen 

­ Wegfall ermäßigt belasteter Eigenkapitalanteile in der 
Gliederungsrechnung für das verwendbare Eigenkapital 

vom 22.11.1983 

-593

-153

-41 

-511 

-153 

-51 

-15 4) 

-102 

-5 

-20 

-8 
-128 

-5 

­

-

+ 11

-187

-59

-18

-7

-47

-2

-9

-4
-64

-3 
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Steuermehr- (+) bzw. 
Rechtsänderung Steuermindereinnahmen (-) im


Entstehungsjahr 2)3)


 - in Mio. € ­

insgesamt Bund 

- § 28 UStG

Übergangsweise Einbeziehung der Personenschifffahrt

in den ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 v.H.
 -5 -3

 -	  3 Nr. 11 KraftStG

Einschränkung der Kfz-Steuerbefreiung für Behinderte (
 + 51  ­

109. 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über eine 

Investitionszulage für Investitionen in der Eisen- und 

Stahlindustrie (Stahlinvestitionszulagen-Änderungsgesetz)

vom 22.12.1983 (bis 31.12.1985 befristete Maßnahme;


Betrag für die gesamte Laufzeit) . . 

110.	 Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung der 

Arbeitnehmer durch Kapitalbeteiligungen 

(Vermögensbeteiligungsgesetz) vom 22.12.1983
 -100 -41 

111.	 Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes und anderer 

Gesetze vom 22.12.1983
 -26 -13 

112.	 Siebente VO über die förderungsbedürftigen Gebiete und 

über die Fremdenverkehrsgebiete im Sinne des 

Investitionszulagengesetzes vom 25.04.1984
 mittelfristig aufkommensneutral 

113.

Erstes Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom

29.06.1984 (Änderung des Durchschnittsatzes bei

pauschalierenden Landwirten und Gewährung eines 

Kürzungsanspruchs für land- und forstwirtschaftliche
 -1.329 -851 
Betriebe für bestimmte Umsätze - §§ 24 und 24 a UStG) 

Finanzbericht 1986 

114.	 Steuerbereinigungsgesetz 1985 vom 14.12.1984 -412 -181 

115.	 Achte VO über die förderungsbedürftigen Gebiete und über 

die Fremdenverkehrsgebiete im Sinne des 

Investitionszulagengesetzes vom 19.12.1984
 -5 -2 

116.	 a) Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Förderung des 

schadstoffarmen Personenkraftwagens vom 22.05.1985


+ 159 5) -

b)	 Drittes Gesetz zur Änderung des Mineralöl­
5)steuergesetzes vom 26.03.1985  . -
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

117. 

A. Tarifänderung 1986/1988

 ­ Anhebung des Grundfreibetrages um 166/331 € auf 
2.319/4.638 € (Led./Verh.) ab 1986 

­ Absenkung der Tarifprogression 
ab 1986 
ab 1988 

B. Familienpolitische Maßnahmen (insbesondere Erhöhung 
des Kinderfreibetrages von bisher 221 € auf 1.270 € je Kind 
unter Wegfall der Kinderadditive) 

Finanzbericht 1987 

118.

 ­ Verkürzung der Abschreibungsdauer für Wirt­
schaftsgebäude von 50 Jahren auf 25 Jahre 

­ Anhebung der Sonderabschreibungen nach dem ZRFG für 
unbewegliche Wirtschaftsgüter von 40 auf 50 v.H. 

­ Anhebung der Investitionszulage nach dem BerlinFG auf 
unbewegliche Wirtschaftsgüter von 15 auf 20 v.H., bei FuE-
Gebäuden von 20 auf 25 v.H. 

­ Wiedereinführung der Steuervergünstigung für Heizungs- 
und Warmwasseranlagen u.ä.(§ 82 a EStDV) 

Gesetz zur leistungsfördernden Steuersenkung und zur 
Entlastung der Familie (Steuersenkungsgesetz 1986/88) vom 
26.06.1985 

Gesetz zur Verbesserung der Abschreibungsbedingungen 
für Wirtschaftsgebäude und für moderne Heizungs- und 
Warmwasseranlagen vom 19.12.1985 

-1.074 

-1.841 
-4.346 

-2.659 

-460 4) 

-41 

-10 

-26 4) 

-457

-782 
-1.847 

-1.129 

-160

-14

-5

-11 

zusammen 

kumulierter Ansatz 

119.

 ­ Artikel 7: Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Steuerbereinigungsgesetz 1986 vom 19.12.1985 

-537 

-2.045 

-143 

-189 

-721 

-60 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

120. 

121.

122. 

­ Artikel 12: Änderung des Gesetzes über eine 
Investitionszulage für Investitionen in der Eisen- und 
Stahlindustrie (Finanzielle Auswirkungen sind im 
Gesamtbetrag der lfd. Nr. 104 enthalten) 

­ Artikel 14: Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
Saldo 

Artikel 15: Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

Änderung des Bilanzrichtlinien-Gesetzes 

­ Gleichstellung der Besteuerung von selbstgenutzten 
Wohnungen in Zwei- und Mehrfamilienhäusern mit 
selbstgenutzten Einfamilienhäusern und Eigentums­
wohnungen 

­ Anhebung des Förderungshöchstbetrages auf 153.388 € für 
Neubauten und Erwerbe unter Einbeziehung der 
Grundstücke mit 50 v.H. 

­ Erweiterung der Begünstigung für Ausbauten bei 
selbstgenutzten Häusern 

­ Wegfall von § 7 b EStG für vermietete Wohnungen 

­ Ausdehnung der Kinderkomponente (307 € Abzug von 
Steuerschuld) auf Erstkinder 

­ Wegfall der Nutzungswertbesteuerung von selbst-genutzten 
Wohnungen 

­ Einbeziehung der Land- und Forstwirte sowie der 
Gewerbetreibenden und Freiberufler mit Wohnungen im 
Betriebsvermögen in die Neuregelung der 
Wohnungsbesteuerung 

EStDV 

vom 19.12.1985 

Gesetz zur Neuregelung der steuerrechtlichen Förderung 
des selbstgenutzten Wohneigentums 
(Wohneigentumsförderungsgesetz) vom 15.05.1986 

Zweite Verordnung zur Änderung der Einkommensteuer-
DVO vom 24.07.1986 

Verlängerung der zeitlichen Begrenzung der Fördertatbestände 

-82 

+ 5 

-41 

-26 

+ 174 

-118 

-26 

+ 28 

-49 

-51 

-20 

-16 

-41

+ 4 

-41 

-9 

+ 74

-50

-11

+ 12

-20

-21

-9 

-7 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Finanzbericht 1988 

123. 

Vermögensbeteiligungsgesetz) vom 19.12.1986 

124.

 ­ Erhöhung des Grundfreibetrags bei der Einkommensteuer 
um 110/221 € (Led./Verh.) auf 2.430/4.859 € sowie des 
Haushaltsfreibetrags um 110 € 

­ Weitere Abflachung der Grenzbelastung in der gesamten 
Progressionszone des ESt-Tarifs 

­ Anhebung der Ausbildungsfreibeträge von 614/920/1.534 € 
auf 920/1.227/2.147 € und Erhöhung des anrechnungsfreien 
Betrages der eigenen Einkünfte des Kindes um 614 € auf 
1841 € (§ 33 a Abs. 2 EStG) 

­ Verbesserung der Sonderabschreibungen für kleine und 
mittlere Betriebe nach § 7 g EStG von 10 auf 20 v.H., verteilt 
auf 5 Jahre; begünstigt sind Betriebe mit einem Einheitswert 
bis zu 122.710 € (bisher 61.355 €) 

Finanzbericht 1989 

125.

 ­ Tarifreform 1990 

­ Familienpolitische Maßnahmen 

­ Verbesserung des Vorwegabzugs für Vorsorge-
Aufwendungen 

­ Absenkung des Körperschaftsteuersatzes 

Zweites Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer durch Kapitalbeteiligungen (Zweites 

Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
(Steuersenkungs-Erweiterungsgesetz 1988) vom 14.07.1987 

Steuerreformgesetz vom 25.07.1988 

-36 

-734 

-1.534 

-153 

-256 

-16.310 

-1.107 

-307 

-1.278 

-16 

-312

-652

-65

-95 

-6.932

-470

-115

-639 

Steuerentlastungen brutto 

Steuermehreinnahmen durch Abbau von Steuersubventionen 

-19.002 

+ 9.242 

-8.157 

+ 3.905 

Steuerentlastungen netto -9.760 -4.252 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Finanzbericht 1990 

126. Gesetz über Maßnahmen zur Entlastung der 

­ Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes: 

a) § 3 Nr. 4 KraftStG 
Aufhebung der Steuerbefreiung für Fahrzeuge zur 
Reinigung von Straßen, zur Abfallentsorgung u.a. 

b) § 3 i.V.m. § 9 Abs. 1 KraftStG 
Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer für Diesel-Pkw um 4,29 
€/100 cm³, keine Steuerbefreiung für bestimmte Diesel-Pkw, 
die ab 01.01.1989 als schadstoffarm oder bedingt 
schadstoffarm Stufe C anerkannt werden 

c) § 18 KraftStG 
Änderung der Berechnungsmethode für die 
Steuerfestsetzung 

­ Änderung des Versicherungsteuergesetzes: Erhöhung des 
Steuersatzes der Versicherungsteuer für 
Sachversicherungen von bisher 5 auf 7 v.H. des Entgelts ab 
01.01.1989 sowie Sonderregelung für bestimmte 
Reiseversicherungen 

­ §§ 36, 44 b, 45 a, 49, 52 EStG 
Änderung des Einkommensteuergesetzes: Änderungen 
bei der Kapitalertragsteuer 

­ § 28 Abs. 4 UStG 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes: Verlängerung der 
bisher auf den 31.12.1988 befristeten Übergangsregelung 
für die Besteuerung der Personenbeförderung mit Schiffen 
bis zum 31.12.1992 

127. Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

­ Änderung des Mineralölsteuergesetzes: 

1. Für bleifreies Benzin ab 01.01.1989 von 25 Cent/l um 4 
Cent/l auf 29 Cent/l 
ab 01.01.1991 von 29 Cent/l um 2 Cent/l auf 31 Cent/l 

öffentlichen Haushalte (Haushaltsbegleitgesetz 1989) vom 
20.12.1988 

(Verbrauchsteueränderungsgesetz 1988) vom 20.12.1988 

+ 20 

+ 276 

-10 

+ 603 

-26 

-5 

+ 511 
+ 368 

-

-

-

+ 603

-13

-4 

+ 511 
+ 368 
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Rechtsänderung 

2.	 Für verbleites Benzin ab 01.01.1989 von 27 Centf/l um 
6 Cent/l auf 33 Cent/l 
ab 01.01.1991 von 65 Pf/l um 2 Pf/l auf 67 Pf/l 

3.	 Für leichtes Heizöl ab 01.01.1989 von 0,85 Cent/l um 
2,04 Cent/l auf 2,89 Cent/l 

4.	 Für schweres Heizöl ab 01.01.1989

 - zur Wärmeerzeugung von 0,75 Cent/kg um 0,75 Cent/Kg 
auf 1,5 Cent/kg

 - zur Stromerzeugung von 0,75 Cent/kg um 2,05 Cent/Kg auf 
2,8 Cent/Kg 

5.	 Befristete Erhebung der Mineralölsteuer für Erdgas und 
Flüssiggas ab 01.01.1989 bis 31.12.1992 von 1,3 Cent/m³ 
(Erdgas) bzw. 1,8 Cent/kg (Flüssiggas) 

6.	 Beschränkung der Mineralölsteuerbefreiung für 
Luftfahrtbetriebsstoffe auf die gewerbliche Beförderung von 
Personen oder Sachen durch Luftfahrtunternehmen ab 
01.01.1990 

- Änderung des Tabaksteuergesetzes: Anhebung der 
Tabaksteuer ab 01.05.1989 für Zigaretten um 
durchschnittlich 6 v.H., für Feinschnitt um 
durchschnittlich 30 v.H., für Pfeifentabak um 
durchschnittlich 12,5 v.H. 

128.	 Gesetz zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
und zur Förderung eines gleitenden Übergangs älterer 

Steuermehr- (+) bzw. 
Steuermindereinnahmen (-) im


Entstehungsjahr 2)3)


 - in Mio. € ­

insgesamt Bund 

+ 1.181 + 1.181 

+ 102 + 102 

+ 828 + 828 

+ 818 + 818 

+ 8 + 8

+ 256 + 256 

Arbeitnehmer in den Ruhestand vom 20.12.1988 .  . 

129.	 Fünftes Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes 
und anderer Gesetze vom 22.12.1988 .  . 

130.	 Gesetz zur Änderung des Steuerreformgesetzes 1990 sowie 
zur Förderung des Mietwohnungsbaus und von 
Arbeitsplätzen in Privathaushalten 
vom 30.06.1989

 -	 Abschaffung der kleinen Kapitalertragsteuer -2.199 -1.099 
+ 256 + 109 

-1.943 -990

 - § 20 Abs. 4 EStG

Verdoppelung des Sparer-Freibetrags 
 -297 -126 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 34 g EStG 
Änderung der Besteuerung von Veräußerungsgewinnen 

­ § 7 Abs. 5 EStG 
Verbesserung der Abschreibung für Mietwohnungen       

-20 

-26 
-41 
-56 

-9

-2 
-17 
-28 

­ § 14 a Abs. 8 - neu - BerlinFG 
Anhebung der Abschreibungssätze des § 14 a Abs. 1 
BerlinFG und Begünstigung von Wohnungseigentum auf 
einem bereits bebauten Grundstück 

-123 

-1

-17 

-48

 . 

-7 

­ § 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG 
Einführung eines Sonderausgabenabzugs zur Förderung 
von Arbeitsplätzen in Privathaushalten 

-18 

-215 

+ 100 

-7

-92 

+ 42 

­ § 3 Nrn. 30 - 32 EStG 
Erweiterung der steuerfreien Werbungskosten-
Ersatzleistungen 

Finanzbericht 1991 

131.

 ­ Zusätzlicher Spendenabzug durch Ausweitung gemein­
nütziger Zwecke (einschließlich Erfassungsgrenze 30.678 € 
Umsatz) 

­ Anhebung der Freibeträge bei der Körperschaft- und 
Gewerbesteuer 

­ Ausdehnung der steuerfreien Aufwandsentschädigung 
nach § 3 Nr. 26 EStG auf nebenberufliche Pflegetätigkeiten 

­ § 10 b EStG und § 9 Nr. 3 KStG 
Erhöhung des Abzugssatzes zur Förderung mildtätiger 
Zwecke von 5 v.H. auf 10 v.H. des Gesamtbetrages der 
Einkünfte 

132. Gesetz zur steuerlichen Förderung des Wohnungsbaus 

Gesetz zur Verbesserung und Vereinfachung der 
Vereinsbesteuerung (Vereinsförderungsgesetz) vom 
18.12.1989 

und zur Ergänzung des Steuerreformgesetzes 1990 
(Wohnungsbauförderungsgesetz - WoBauFG) vom 
22.12.1989 

-115 

-26 

-51 

-8 

-51 

-72 

-49

-11 

-21

-3

-21

-31 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

133. 

134.

 ­ Aufhebung der 50 %-Grenze in § 3 b Abs. 3 EStG 
(Zuschläge für Nachtarbeit) 

­ § 4 Abs. 5 Nr. 1 EStG 
Anhebung der Wertgrenze für Werbegeschenke von 26 € 
auf 38 € 

­ Verlängerung der Wiederanlagefrist in § 6 b EStG auf vier 
Jahre und bei Gebäuden auf sechs Jahre 

­ § 7 c EStG 
Erhöhte steuerliche Absetzungen bei Schaffung neuer 
Mietwohnungen in bestehenden Gebäuden, (Bauantrag 
nach dem 02.10.1989) 

­ § 7 k EStG 
Erhöhte Absetzungen für Wohnungen mit Sozialbindung, 
(Bauantrag nach dem 28.02.1989)

 ­ §§ 14 a Abs. 8, 14 c, 14 d BerlinFG 
Erhöhte Absetzungen für Wohnungen in Berlin 

­ § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG 
Erhöhung der Obergrenze beim Realsplitting von 9.203 € 
auf 13.805 € 

­ § 40 Abs. 2 EStG 
15 v.H.-Pauschbesteuerung für Fahrtkostenzuschüsse für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

­ Erweiterung der Lohnsteuer-Pauschalierung nach § 40 b 
EStG mit einem Pauschsteuersatz von 15 v.H. für Beiträge 
zu Gruppenunfallversicherungen bis 61 € jährlich je 
Arbeitnehmer 

­ § 12 Abs. 4 Nr. 1 GewStG 
Gewerbekapitalsteuerfreiheit für Luftfahrzeuge im 
internationalen Verkehr 

­ §§ 103 a, 109 Abs. 4 BewG 
Jubiläumsrückstellungen im Bewertungsrecht entspre­
chend Neuregelung bei der Einkommensteuer 

­ § 11 Abs. 2 und § 109 Abs. 4 BewG 
Übernahme der Lifo-Methode in das Bewertungsrecht 

­ Aufhebung der Börsenumsatzsteuer ab 1991 

Gesetz zur Verbesserung der Finanzmärkte 
(Finanzmarktförderungsgesetz) vom 22.02.1990 

Gesetz zur Verbesserung der steuerlichen Förderung 
schadstoffarmer Personenkraftwagen vom 22.12.1989 

-15 

-26 

-46 

-77 

-38 

-15 

-5 

-31 

-31 

-5 

-5 

-26 

-71 

-409 

-7

-9

-17

-32

-15 

-7

-2

-13

-13

+ 2

+ 1

+ 3 

-

-409 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

135.

136.

137. 

138.

 ­ Aufhebung der Gesellschaftsteuer ab 1992 

­ Aufhebung der Wechselsteuer ab 1992 

­ Stufenweise Einbeziehung der Deutschen Bundespost 
TELEKOM in die Umsatzsteuer (ab 01.07.1990) 

­ Besteuerung der Verwahrung und Verwaltung von 
Wertpapieren (ab 01.01.1991) 

­ Einführung einer Differenzbesteuerung für Umsätze mit 
gebrauchten Kraftfahrzeugen (ab 01.07.1990) 

­ Senkung der Kraftfahrzeugsteuer6) (Betrag für 8 Monate) 

Gesetz zu dem Vertrag vom 18.05.1990 über die 

­ Steuerfreie Rücklage bei Überführung bestimmter 
Wirtschaftsgüter in eine Kapitalgesellschaft 

­ Steuerfreie Rücklagen bei Anlaufverlusten von 
Tochtergesellschaften 

­ § 2a Abs. 5 und Abs. 6 EStG 
Berücksichtigung von Verlusten aus einer Betriebsstätte 

­ § 2a Abs. 6 EStG 
Berücksichtigung von Verlusten aus Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung 

Gesetz zum Abbau von Hemmnissen bei Investitionen in der 
Deutschen Demokratischen Republik (DDR-
Investitionsgesetz) vom 26.06.1990 

Zweites Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
vom 30.03.1990 

Gesetz über Gebühren für die Benutzung von Bundes­
fernstraßen mit schweren Lastfahrzeugen vom 30.04.1990 

Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 25.06.1990 Art. 9 
Nr. 12: Bis 31.03.1991 befristeter USt-Kürzungsanspruch 

-133 

-74 

+ 36 

+ 10 

-164 

-360

-358 

-18 

-153 

-138 

-51 

-219

-129 

+ 24

+ 7

-140 

­

-233 

-6

-56

-49

-21 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

139. 

vom 13.12.1990

 ­ § 3 Nr. 26 EStG 
Ausdehnung des sog. „Übungsleiterfreibetrags" auf 
Nebentätigkeiten im künstlerischen Bereich 

­ § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG 
Begrenzter Sonderausgabenabzug des Schulgeldes für 
private Schulen 

­ § 10b EStG, § 9 Nr. 3 KStG 
Verteilung des Abzuges von Großspenden, insbesondere 
Stiftungsdotationen auf bis zu 8 Jahren 

­ § 8 Nr. 9 und § 9 Nr. 5 GewStG 
Ausdehnung des Abzugs auf alle Spenden im Sinne 
des § 10 b Abs. 1 EStG 

- §101 Nr. 5, § 110 Abs. 1 Nr. 12 BewG 
Vermögensteuerfreistellung von Kunstgegenständen, die 
der Allgemeinheit durch Verfügungstellen zu 
Ausstellungszwecken zugänglich gemacht werden 

­ § 29 ErbStG 
Erbschaftsteuerbefreiung von Erben und Vermächtnis­
nehmern für Zuwendungen des Erworbenen an eine 
gemeinnützige Stiftung, die wissenschaftlichen oder 
kulturellen Zwecken dient, innerhalb eines Jahres 

140.

 ­ Steuerliche Freistellung einer Rückstellung für Mehrverträge 
der Zustellungsreserve 

141. 

Finanzbericht 1992 

142. 

Gesetz zur Förderung von Kunst, Kultur und Stiftungen 
sowie zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften (Kultur­
und Stiftungsförderungsgesetz) 

Gesetz zur Förderung von Investitionen und Schaffung von 
Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur Änderung 
steuerrechtlicher und anderer Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 1991 - StÄndG 1991) vom 
24.06.1991 

Gesetz zur steuerlichen Förderung besonders 
schadstoffarmer Pkw mit Dieselmotor vom 19.12.1990 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Bausparkassen 
vom 13.12.1990 

-13 

-5 

-15 

-51 

-5

-3

-26 

. 

-6

-2

-7

+ 9 

-

­

-10 

-
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Artikel 1, Einkommensteuergesetz

 ­ § 7k Abs. 2 Nr. 2 EStG 
Verlängerung der Gewährung von erhöhten Absetzungen 
für neue Wohnungen mit Sozialbindung 

­ § 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG 
Anhebung der Kilometerpauschale von 26 auf 33 Cent (für 
VZ 1991 auf 30 Cent) 

­ § 10e Abs. 1 EStG 
Anhebung der Höchstgrenze für den Abzugsbetrag bei 
eigengenutztem Wohneigentum von 7.669 € auf 8.436 € 

­ § 10e Abs. 4 Sätze 4 - 7 EStG 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von § 10 e EStG für ein 
weiteres Objekt im Beitrittsgebiet auch nach 
Objektverbrauch 

­ §§ 32 und 33c EStG 
Anhebung der Altersgrenze für uneingeschränkt 
berücksichtigungsfähige Kinder von 16 auf 18 Jahre ab VZ 
1992 

­ § 32 Abs. 8 EStG 
Tariffreibetrag bei der Lohn- und Einkommensteuer von 
600/1.200 DM für Steuerpflichtige mit Wohnsitz oder 
Erwerbstätigkeit im Beitrittsgebiet, bis 31.12.1993 befristet 

­ § 34f EStG 
Anhebung des Baukindergeldes von 383 € auf 511 € 

­ §§ 37 Abs. 3 und 39a Abs. 1 Nrn. 2 und 5 EStG 
Berücksichtigung negativer Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung im Lohnsteuerermäßigungsverfahren bei 
Inanspruchnahme erhöhter Abschreibungen 

- § 54 EStG 
Sondervorschrift zum Abzug des Kinderfreibetrags für die 
VZ 1983 bis 1985 

Artikel 3, Gewerbesteuergesetz

 ­ § 11 Abs. 2 GewStG 
Staffelung der Messzahl nach dem Gewerbeertrag für 
Einzelunternehmen oder Personengesellschaften mit Sitz 
der Geschäftsleitung im Beitrittsgebiet 

Saldo 

-13 

-562 

-51 

-33 

-23 

-409 

-38 

+ 0 

-51 

-36 

-6

-239

-22

-14

-10

-174

-16

+ 0 

-22 

+ 3 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 37 Nrn. 1 - 3 GewStG i.V.m. § 136 Nr. 3 BewG 
Nichterhebung der Gewerbekapitalsteuer im Beitrittsgebiet 
in 1991 und 1992 

Saldo 

Artikel 4, Berlinförderungsgesetz

 ­ §§ 1 und 1a i.V.m. § 5 BerlinFG 
Abbau der Herstellerpräferenz ab 01.01.1992 

­ § 2 BerlinFG 
Wegfall der Abnehmerpräferenz ab 01.07.1991 

­ § 13 BerlinFG 
Wegfall der Kleinunternehmerpräferenz ab 01.01.1992 ) 

­ § 13a BerlinFG 
Anhebung des Rechnungszinsfußes für Pensionsrück­
stellungen auf das Niveau im Bundesgebiet von 6 v.H. 
ab 01.07.1991; Verteilung des Auflösungsgewinns und 
einer bestehenden Rücklage auf 3 Jahre 

- § 14 BerlinFG 
Wegfall der erhöhten Absetzungen für betriebliche 
Investitionen ab 01.07.1991, danach Regelung wie im 
Beitrittsgebiet 

­ § 14 a BerlinFG 
Wegfall der erhöhten Absetzungen für Mehrfamilienhäuser 
ab 01.07.1991, danach Regelung wie im Beitrittsgebiet 

­ § 14 b BerlinFG 
Wegfall der erhöhten Absetzungen für Modernisierungs­
maßnahmen bei Mehrfamilienhäusern ab 01.07.1991, 
danach Regelung wie im Beitrittsgebiet 

­ § 16 BerlinFG 
Wegfall der Steuerermäßigung für die Hingabe von 
Industriekrediten ab 01.07.1991 

­ § 17 BerlinFG 
Wegfall der Steuerermäßigung für die Hingabe von 
Wohnungsbaukrediten ab 01.01.1992 

­ § 19 BerlinFG 
Wegfall der Investitionszulage ab 01.07.1991, danach 
Regelung wie im Beitrittsgebiet 

­ §§ 21 bis 27 BerlinFG 
Abbau der Tarifermäßigung für Berlin (West) ab VZ 1991 in 
5 Stufen 

-46 

+ 1.099 

+ 652 

+ 10 

+ 36 

+ 189 

+ 77 

+ 8 

+ 92 

+ 419 

+ 307 

+ 409 

+ 6 

+ 715

+ 424

+ 7

+ 13 

+ 70

+ 33

+ 3

+ 44

+ 201

+ 145

+ 187 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- §§ 28 und 29 BerlinFG 
Abbau der Zulage für Arbeitnehmer in Berlin (West) ab 
01.10.1991 in 5 Stufen 

Artikel 5, Zonenrandförderungsgesetz

 ­ § 3 ZRFG 
Sonderabschreibungen und Rücklagen im Zonenrand­
gebiet, Änderung ab VZ 1992 

Artikel 6, Fördergebietsgesetz

 ­ §§ 2 und 3 Fördergebietsgesetz 
Einführung von Sonderabschreibungen für Wirtschafts-güter 
des Betriebsvermögens kumulativ zur Investitions-zulage 
nach geltendem Recht und Gewährung einer befristeten 
Investitionszulage im Fördergebiet für 1991 

­ § 3 Fördergebietsgesetz 
Einführung von Sonderabschreibungen für neue Gebäude 
des Privatvermögens im Fördergebiet 

­ § 3 Fördergebietsgesetz 
Einführung von Sonderabschreibungen für nachträgliche 
Herstellungskosten an zur Einkunftserzielung genutzten 
Gebäuden des Privatvermögens im Fördergebiet 

- § 7 Fördergebietsgesetz 
Einführung eines Abzuges wie Sonderausgaben für 
Herstellungs- und Erhaltungskosten von höchstens 20.452 € 
im gesamten Anwendungszeitraum bei zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Gebäuden im Fördergebiet 
ausschließlich des ehemaligen Gebiets von Berlin (West) 

Artikel 7, Investitionszulagengesetz 1991

 ­ Verbesserung der Investitionszulage 

Artikel 8 und Artikel 9, Bewertungsgesetz und 
Vermögensteuergesetz

 ­ § 136 Nrn. 3 und 4 BewG, § 24 c VStG 
Nichterhebung der Vermögensteuer im Beitrittsgebiet für die 
VZ 1991 und 1992 

- § 124 und §135 BewG, § 24 b. i. V. m. § 25 VStG 
Verzicht auf die Vermögensteuer der in Kapitalgesell­
schaften umgewandelten ehemaligen volkseigenen 
Kombinate, Betriebe und Einrichtungen für das 
2. Halbjahr 1990 

Änderung Bewertungs- und Vermögensgesetz insgesamt 

+ 1.738 

+ 43 

-869 

-49 

-18 

-10 

-1.125 

-102

.

-102

+ 739 

+ 16 

-323

-20

-8 

-5 

-526 

­

­

­
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Artikel 10, Gesetz zur Änderung des Hauptfeststellungs­
zeitraums für die Vermögensteuer 

- § 1 Hauptfestellungs- und Hauptveranlagungszeitraum­
änderungsgesetz 
Verlagerung des Hauptfeststellungszeitpunkt der Einheits­
bewertung für Bertiebsvermögen und des Hauptver­
anlagungszeitraums bei der Vermögensteuer vom 
1.1.1992 auf den 1.1.1993 

Artikel 14, Gemeindefinanzreformgesetz

 ­ § 6 Abs. 2 Satz 2 GFRG 
Nichterhebung der Gewerbesteuer-Umlage im Beitritts­
gebiet in 1991 und 1992; ab 1993 Halbierung 

Artikel 19, Kraftfahrzeugsteuergesetz

 ­ § 3f Abs. 6 KraftStG 
Aufleben der Steuerbefreiung für vor dem 01.01.1990 
zugelassene schadstoffarme Pkw 

­ § 3g Abs. 1 Nr. 1 KraftStG 
Rückwirkende Verbesserung der Förderung von 
Nachrüstungen für Pkw 

­ § 3g Abs. 1 und 2 KraftStG 
Verlängerung der Förderung für Nachrüstungen von Pkw 
im bisherigen Bundesgebiet 

­ § 3 g Abs. 8 KraftStG 
Rückwirkende Förderung für Nachrüstungen von Pkw im 
Beitrittsgebiet

 ­ § 9 Abs. 1 Nr. 2 KraftStG 
Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer für Diesel-Pkw um 4 
€/100 cm³ ab 01.07.1991 zur Ergänzung der Anhebung 
der Mineralölsteuer 

­ § 9 Abs. 6 Nrn. 1 und 2 KraftStG 
Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für schadstoffarme 
Pkw mit Otto-Motor im Beitrittsgebiet auf 6,75 €/100 cm³ 

­ § 9 Abs. 6 Nr. 3 KraftStG 
Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer für Diesel-Pkw im 
Beitrittsgebiet um 4 €/100 cm³ 

143. 

vom 24.06.1991 

Gesetz zur Einführung eines befristeten Solidaritäts­
zuschlags und zur Änderung von Verbrauchsteuer- und 
anderen Gesetzen (Solidaritätsgesetz) 

.

+ 0 

-28

-51

-3

-2

+ 322

-13

+ 5

 ­

-43 

­

­

­

­

­

­

­
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ Erhebung eines Solidaritätszuschlags zur Lohn-, 
Einkommen- und Körperschaftsteuer in Höhe von 7,5 v.H. 
der Steuerschuld vom 01.07.1991 bis zum 30.06.1992 

­ Anhebung der Mineralölsteuer ab 01.07.1991 für 

* bleifreies Benzin um 11 Cent/l auf 42 Cent/l 

* verbleites Benzin um 13 Cent/l auf 47 Cent/l 

* Dieselkraftstoff um 5 Cent/l auf 27,7 Cent/l 

* leichtes Heizöl um 1,2 Cent/l auf 4 Cent/l 

* Verlängerung der Erdgassteuer über 1992 hinaus und 
  Anhebung um 0,5 Cent/10 kwh auf 1,8 Cent/10 kwh 

­ Anhebung der Versicherungsteuer ab 01.07.1991 um 3 v.H.­
Punkte auf 10 v.H. 

­ Anhebung der Tabaksteuer ab 01.03.1992 

Finanzbericht 1993 

144. 

Artikel 1, Einkommensteuergesetz

 ­ § 2a Abs. 1 EStG 
Einschränkung des Verlustausgleichs bei Beteiligungen 
an ausländischen Kapitalgesellschaften 

­ § 3 Nr. 33 EStG 
Steuerfreiheit für Zuwendungen des Arbeitgebers an 
Arbeitnehmer zur Unterbringung und Betreuung von Kindern 
in entsprechenden Einrichtungen 

­ § 3a EStG 
Streichung der Steuerfreiheit von Zinsen aus bestimmten 
festverzinslichen Wertpapieren, die vor dem 01.01.1955 
ausgegeben worden sind 

­ § 4d EStG 
Verminderung bzw. Abbau von überhöhten 
Zuwendungen (Betriebsausgaben) von Trägerunternehmen 
an Unterstützungskassen 

Gesetz zur Entlastung der Familie und zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Investitionen und Arbeitsplätze 
(Steueränderungsgesetz 1992) vom 25.02.1992 

+ 5.573 

+ 3.017 

+ 1.687 

+ 1.227 

+ 460 

+ 307 

+ 971 

+ 460 

+ 128 

-8 

+ 61 

+ 545 

+ 5.573

+ 3.017 

+ 1.687 

+ 1.227 

+ 460 

+ 307

+ 971

+ 460 

+ 51

-3

+ 25 

+ 201 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 10 EStG/§ 20 EStG 
Einschränkung des Sonderausgabenabzugs sowie der 
Steuerfreiheit von Zinsen aus 
Kapitallebensversicherungen im Zusammenhang mit 
Steuersparmodellen auf der Grundlage von sog. 
Policendarlehen mit Zinsaufblähung 

­ § 10e EStG/§ 34f EStG 
Abzugs nach § 10e Abs. 6 EStG) ab einem 
Gesamtbetrag der Einkünfte von 61.355 €/122.710 € 

­ § 10e Abs. 1 Satz 1 und § 10e Abs. 3 Satz 1 EStG 
Degressive Gestaltung der Abzugsbeträge nach § 10 e 
EStG (in den ersten 4 Jahren 6 v.H., danach 5 v.H.); 
Nachholmöglichkeit auf den gesamten Förderzeitraum 

­ § 10e Abs. 6a EStG 
Schuldzinsenabzug in Höhe bis zu 6.136 € jährlich für 3 
Jahre 

­ § 10h EStG 
Förderung zur Schaffung neuer Wohnungen im eigenen 
Haus, die unentgeltlich an Familienangehörige überlassen 
werden 

­ § 13 Abs. 3 EStG 
Wegfall des Freibetrags von 1.023 €/2.045 € bei Einkünften 
aus LuF, wenn Berücksichtigung des Freibe-trags 25.565 
€/51.129 € übersteigt 

­ § 14a Abs. 1 bis 3 EStG u. § 14a Abs. 4 EStG 
Verlängerung der Geltungsdauer des Freibetrags von 
46.016 € über den 31.12.1991 hinaus bei 
Veräußerung oder Aufgabe eines landwirtschaftlichen 
Betriebes. Verlängerung der Geltungsdauer des 
Freibetrags von 61.355 € über den 31.12.1991 hinaus 
bei Veräußerung/Entnahme von landwirtschaftlichen 
Grundstücken zur Abfindung weichender Erben 

­ § 14a Abs. 5 EStG 
Verlängerung der Geltungsdauer des Freibetrags von 
46.016 € über den 31.12.1992 hinaus bei Veräuße­
rung/Entnahme von landwirtschaftlichen Grundstücken zur 
Tilgung von Altschulden 

­ § 32 Abs. 6 EStG 
Anhebung des Kinderfreibetrags von 1.546 € auf 2.098 € 

­ § 32b Abs. 1 Nr. 1 EStG 
Einbeziehung des ab dem 01.01.1991 gezahlten 
Altersübergangsgeldes in den Progressionsvorbehalt 

+ 767 

+ 235 

-75 

-153 

-6 

+ 15 

-15 

-15 

-1.853 

+ 33 

+ 280

+ 100

-32

-65

-2

+ 7

-7

-7

-788

+ 14 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 33a Abs. 1 Nr. 1 EStG 
Anhebung des Höchstbetrags für die Unterstützung naher 
Angehöriger unter 18 Jahren von 1.546 € auf 2.098 € 

­ § 33a Abs. 1 Nr. 2 EStG 
Anhebung des Höchstbetrags für die Unterstützung naher 
Angehöriger über 18 Jahren von 2.761 € auf 3.221 € 

­ § 34c Abs. 2 und 3 EStG 
Abzug der ausländischen Steuer bei der Ermittlung der 
Einkünfte anstelle des Abzugs vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte 

­ § 34e EStG 
Streichung der Steuerermäßigung bei Einkünften aus LuF 
bei Schätzungslandwirten 

­ § 34f Abs. 3 EStG 
Zweijähriger Rücktrag (auch auf Jahre vor Bezug) sowie 
Vortrag bis zu 2 Jahre über den Abzugszeitraum nach § 10e 
EStG hinaus des nicht ausgenutzten Baukindergeldes 

­ § 41a Abs. 2 Satz 2 EStG 
Anhebung der Grenze für Jahreszahler bei der Lohnsteuer-
Anmeldung von 307 € auf 614 €; einmaliger Steuerausfall 

­ § 44d EStG 
Absenkung der Kapitalertragsteuer für inländische 
Schachteldividenden an in einem EG-Staat sitzende 
Muttergesellschaften auf 5 v.H. für den Zeitraum 01.01.1992 
bis zum 30.06.1996 und auf 0 v.H. ab 01.07.1996 

­ § 51 Abs. 1 Nr. 2 k EStG i.V.m. §§ 76 und 78 EStDV 
Nichtverlängerung der Begünstigung für die Anschaffung 
/Herstellung bestimmter Wirtschaftsgüter und die 
Vornahme bestimmter Baumaßnahmen durch Land- 
und Forstwirte über das Wirtschaftsjahr 1991/1992 
hinaus 

Artikel 10, Gewerbesteuergesetz

 ­ § 11 Abs. 1 GewStG 
Erhöhung des Freibetrags bei der Gewerbeertragsteuer für 
Einzelunternehmer und Personengesellschaften von bisher 
18.407 € auf 24.542 € ab 01.01.1993 

-8 

-10 

-5 

+ 10 

-10 

-102 

-102 

+ 51 

-406 

-4

-5

+ 2

+ 5

-4

-43

-51

+ 22 

+ 42 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 11 Abs. 2 GewStG 
Staffelung der Messzahlen nach dem Gewerbeertrag über 
dem Freibetrag von 24.542 € in 5 Schritten von 1 v.H. bis 5 
v.H. je zusätzlich 12.271 € Gewerbeertrag für 
Einzelunternehmer und Personengesellschaften ab 
01.01.1993 

­ § 11 Abs. 3 Nr. 2 und § 13 Abs. 3 GewStG 
Aufhebung der Steuerermäßigung bei Reedereien mit 
Handelsschiffen im internationalen Verkehr 

Artikel 12, Umsatzsteuergesetz

 ­ § 4 KStG 
Leistungen zwischen den selbständigen Gliederungen einer 
politischen Partei, soweit diese Leistungen im Rahmen der 
satzungsgemäßen Aufgaben gegen Kostenerstattung 
ausgeführt werden 

­ § 12 Abs. 1 UStG 
Anhebung des allgemeinen Satzes bei der Umsatz­
steuer von 14 v.H. auf 15 v.H. unter Beibehaltung des 
ermäßigten Satzes von 7 v.H. (ab 01.01.1993) 

­ § 18 Abs. 2 Satz 3 UStG 
Anhebung der für die Befreiung von der Abgabe von 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen maßgebenden 
Betragsgrenze von 307 € auf 511 € (ab 01.01.1993); 
einmaliger Steuerausfall 

­ § 24 Abs. 1 UStG 
Beseitigung von Steuersparmodellen im Zusammenhang 
mit Veräußerungen von land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben 

Artikel 13, Bewertungsgesetz

 ­ § 109 BewG 
Übernahme der Steuerbilanzwerte in die Vermögens­
aufstellung 

­ § 117 a Abs. 1 BewG 
Erweiterung der Vergünstigung für inländisches 
Betriebsvermögen bei der Vermögensteuer durch Erhöhung 
des Freibetrags für Betriebsvermögen um 191.734 € auf 
255.646 € 

Artikel 17, Außensteuergesetz

 ­ §§ 7, 10 - 12, 14, 20 - 21 AStG 
Zugriffsbesteuerung ausländischer Einkünfte mit 
Kapitalanlagecharakter 

-787 

+ 9 

-8 

+ 6.289 

-128 

+ 51 

-931 

-135

+ 409 

+ 83

+ 2 

-5

+ 4.088

-83

+ 33 

+ 85

 ­

+ 152 
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+ 3.847 + 3.430

-1.475 -3.006

+ 102 + 66

+ 2.474 + 490

Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Artikel 18, Umwandlungs-Steuergesetz 

- § 20 UmwStG 
Steuerliche Regelung für das Einbringen von 
Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen 
entsprechend der Fusionsrichtlinien der EG 

Artikel 28, Gemeindefinanzreformgesetz

 ­ § 6 GFRG 
Verringerung der Gewerbesteuer-Umlage um 24 v.H.­
Punkte auf 28 v.H. ab 01.01.1993 

Artikel 30, Schutzbaugesetz

 ­ §§ 7 und 12 Schutzbaugesetz 
Aufhebung der erhöhten Absetzungen für Schutzräume 

Anmerkungen zum StÄndG 1992: 

1. Mehreinnahmen durch steuerliche Maßnahmen 
Außerdem Verlängerung der Aussetzung der Ge­
werbekapitalsteuer und der Vermögensteuer in den 
jungen Ländern für 1992 und 1994. 
1993: - 228 Mio. €; 
1994: - 292 Mio. €; keine echten Steuerminder­
einnahmen, sondern befristeter Verzicht auf rech­
nerische Steuermehreinnahmen, die wegen der erst 
im Aufbau befindlichen Finanzverwaltung nur schwer 
zu erzielen wären; die Aussetzung wurde in der 
 Steuerschätzung November 1991 für die 
Jahre 1993 und 1994 berücksichtigt. 

2. Mindereinnahmen durch haushaltswirksame Maßnahmen 
(insbesondere Erhöhung des Erstkindergeldes und des 
Kindergeldzuschlags) 

3. Aufhebung des Abschnitts 149 Abs. 9 UStR 

. 

+ 0 

+ 3 

(+ 3.847) 

(- 1.475) 

(+ 102) 

. 

-661 

+ 1 

(+ 3.430) 

(- 3.006) 

(+ 66) 

4. 
Finanzielle Auswirkungen der Rechtsänderungen insgesamt 

145. 

vom 25.08.1992 

Gesetz zur Anpassung des Umsatzsteuergesetzes und 
anderer Rechtsvorschriften an den EG-Binnenmarkt 
(Umsatzsteuer-Binnenmarktgesetz) 

(+2.474) (+490) 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ Abschaffung der nicht zu harmonisierenden Verbrauch­
steuern:

 - Teesteuer 
 - Salzsteuer 
 - Zuckersteuer 
 - Leuchtmittelsteuer 

­ Verlängerung der Geltungsdauer des ermäßigten 
Umsatzsteuersatzes für die Personenbeförderungen mit 
Schiffen über den 31.12.1992 hinaus bis 31.12.1995 

­ Befreiung der Straßenreinigungsfahrzeuge von der 
Kraftfahrzeugsteuerpflicht (Inkrafttreten rückwirkend ab 1. 
Januar 1991) 

Finanzbericht 1994 

146.

 ­ Anrechenbarer Zinsabschlag in Höhe von 30 v.H. von 
Zinsen aus (verbrieften und nicht verbrieften) Kapital­
forderungen bei Steuerinländern 

­ Einbeziehung von Stückzinsen in den Zinsabschlag ab 1994 
(Nettoregelung) 

­ Abschlag auf Tafelgeschäfte in Höhe von 35 v.H. 

- § 20 Abs. 4 EStG 
Anhebung des Sparer-Freibetrags von bisher 307/614 € auf 
3.068/6.136 € 

­ Übernahme der Steuerbilanzwerte auch bei den 
Mineralgewinnungsrechten u.a. 

­ § 6 Abs. 3 VStG 
Vereinheitlichung des Altersfreibetrags bei der 
Vermögensteuer auf 25.565 € bei gleichzeitigem Wegfall 
der Gesamtvermögensgrenzen von 76.694 € bzw. 
153.388 € 

­ Anhebung des Sonderausgaben-Vorwegabzugs von 
2.045/4.090 € (Alleinst./Verheiratete) auf 3.068/6.136 €; 
Berücksichtigung des steuerfreien Arbeitgeberanteils zur 
Sozialversicherung mit 16 v.H. des Bruttolohns statt bisher 
mit 12 v.H. 

Gesetz zur Neuregelung der Zinsbesteuerung 
(Zinsabschlaggesetz) vom 09.11.1992 

-34 
-27 
-92 

-118 

-10 

-3

+ 6.647 

+ 460 

+ 205 

-2.592 

-15

-28

-1.074 

-34
-27
-92

-118

-7

 ­

+ 2.836

+ 195

+ 90 

-1.126

 ­

­

-457 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

147.

 ­ Anhebung des Grundhöchstbetrages für Vorsorgeauf­
wendungen von Arbeitnehmern und Selbständigen von 
612/2.393 € (Alleinst./Verheiratete) auf 2.610/2.669 € 
einschließlich entsprechende Verbesserung des hälftigen 
Abzugs 

­ § 19 Abs. 2 EStG 
Anhebung des Versorgungs-Freibetrags von 2.454 € auf 
3.068 € 

­ Steuerbefreiung für Heilmittel und Kosmetikalkohol sowie für 
Alkohol zur Herstellung von Lebensmitteln 

­ Abschaffung der Schmierstoffsteuer 

­ Entsteuerung der Altbestände an Schmierstoffen in 
1993 

­ Abschaffung der Petrolkokssteuer 

­ Technische Änderungen bei der Mineralölsteuer 
(Umsetzung der Bezugstemperatur, Umstellung auf Liter bei 
Diesel-Kraftstoff) 

­ Verzicht auf die Besteuerung von Zigarettenhüllen, Kau- und 
Schnupftabak 

­ Senkung der Steuer für Zigarren 

­
Einführung eines Zwischensteuersatzes für Steck-zigaretten 

­ Umgestaltung der Biersteuerstaffel einschließlich Erhöhung 
der Steuersätze 

­ Aufstockung und Verlängerung der Investitionszulage bis 
1996 im Beitrittsgebiet 

- Rechnungsjahr 1994 ­

­ Einschränkung der Investitionszulage in Berlin (West) durch 
die Entscheidung der EG-Kommission 

- Rechnungsjahr 1994 ­

­ Verlängerung der Inanspruchnahme der erhöhten 
Absetzungen nach § 7 c EStG von 1993 bis 1995 

Gesetz zur Anpassung von Verbrauchsteuer- und anderen 
Gesetzen an das Gemeinschaftsrecht sowie zur Änderung 
anderer Gesetze (Verbrauchsteuer-Binnenmarktgesetz) vom 
21.12.1992 

-1.406 

-169 

-205 

-153 

-8 

-3 

+ 77 

-20 

-9 

+ 56 

+ 51

-1.838 

+ 164 

-33 

-598

-72 

-205

-153

-8

-3

+ 77

-20

-9

+ 56

 ­

-886

+ 73

-13 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ Einschränkung erhöhter Absetzungen nach § 7 k EStG auf 
Werkswohnungen 

148.

 ­ § 240 Abs. 3 AO 
Aufhebung der Schonfrist bei Entrichtung der Steuerschuld 
für Scheck- und Barzahler 

­ § 10e Abs. 1 EStG 
Rückführung der Förderung für Anschaffungskosten von 
Altbauten auf 76.694 € 

­ § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a EStG und Anlage 9 zum 
BewG 
Anpassung steuerlicher Vorschriften an die gestiegene 
Lebenserwartung 

­ § 32d Abs. 1 EStG) 
Steuerfreistellung des Existenzminimums 
für 1993: 5.369/10.737 €; für 1994: 5.624/11.248 €; für 
1995: 5.880/11.760 € 

Auslandinvestment-Gesetz

 ­ § 17 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe b und § 18 a 
Auslandinvestment-Gesetz 
Einbeziehung von Ausschüttungen ausländischer In­
vestmentfonds in den Zinsabschlag 

Bewertungsgesetz

 ­ § 22 Abs. 1 Nr. 2 BewG 
Anhebung der Wertfortschreibungsgrenzen bei der 
Einheitsbewertung des Betriebsvermögens 

Gesetz über Maßnahmen zur Bewältigung der finanziellen 
Erblasten im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit 
Deutschlands, zur langfristigen Sicherung des Aufbaus in 
den neuen Ländern, zur Neuordnung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs und zur Entlastung der öffentlichen 
Haushalte (Gesetz zur Umsetzung des Föderalen 
Konsolidierungsprogramms - FKPG -) vom 23.06.1993 

Abgabenordnung 

Einkommensteuergesetz 

+ 20 

+ 102 

+ 205 

+ 205 

-1.176 

+ 205 

-26 

+ 8 

+ 44

+ 87

+ 87

-500 

+ 90 

+ 3 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Vermögensteuergesetz

 ­ § 6 Abs. 1 und 2 VStG 
Anhebung des allgemeinen Freibetrags für 
unbeschränkt steuerpflichtige Personen einer 
Veranlagungsgemeinschaft von 35.790 € um 25.565 € 
auf 61.355 € ab 01.01.1995 

­ § 16 Abs. 1 VStG 
Anhebung des Vermögensteuersatzes für 
Grundvermögen und sonstiges Vermögen mit 
Ausnahme der Beteiligungswerte um 0,5 v.H.-Punkte 
auf 1 v.H. ab 01.01.1995 (§ 10 Nr. 1 VStG) 
Vereinheitlichung der Neuveranlagungstatbestände 

Umsatzsteuergesetz

 ­ § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe b UStG i.V.m. Nr. 49 der 
Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 UStG 
Abschaffung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für 
jugendgefährdende Filme und Schriften 

Versicherungsteuergesetz

 ­ § 6 VersStG 
Erhöhung der Versicherungsteuer - mit Ausnahme von 
Feuerversicherungen - ab 01.07.1993 um 2 v.H.-Punkte, ab 
01.01.1995 um weitere 3 v.H.-Punkte 

Solidaritätszuschlaggesetz 1995

 ­ § 4 Solidaritätszuschlaggesetz 1995 
Erhebung eines Solidaritätszuschlags in Höhe von 7,5 
v.H. der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
ab 01.01.1995 

Sonstige Maßnahmen

 ­ Vermeidung von Missbräuchen beim Betriebsaus­
gabenabzug von Bewirtungsspesen (Regelung im 
Verwaltungsweg) 

149. Gesetz zur Verbesserung der steuerlichen Bedingungen zur 
Sicherung des Wirtschaftsstandorts Deutschland im 
Europäischen Binnenmarkt (Standortsicherungsgesetz - 
StandOG - vom 13.09.1993 

-348

+ 859

+ 26 

+ 2.173 

+ 15.339 

+ 51 

­

­

+ 16 

+ 2.173 

+ 15.339 

+ 17 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Einkommensteuergesetz

 ­ § 3 Nr. 34 EStG 
Steuerfreiheit der Arbeitgeberzuschüsse für Fahrten des 
Arbeitnehmers zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln 

­ § 7 Abs. 5 EStG 
Abschaffung der degressiven Abschreibung für 
Betriebsgebäude mit Bauantrag nach dem 21.12.1993 

­ § 7g Abs. 3 bis 6 EStG 
Einführung einer Ansparabschreibung für kleine und mittlere 
Betriebe für neue Ausrüstungsinvestitionen ab 
Veranlagungszeitraum 1995 für bilanzierende und 
nichtbilanzierende Steuerpflichtige 

­ § 20 Abs. 2 a EStG 
Beseitigung der Rechtsunsicherheit bei der Besteuerung 
von Einkünften aus Kapitalvermögen 

­ § 32c EStG 
Begrenzung der Grenzsteuerbelastung für gewerbliche 
Einkünfte auf 47 v.H. ab Veranlagungszeitraum 1994 

­ § 34c Abs. 4 EStG 
Steuerermäßigung bei ausländischen Einkünften aus 
dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr 

­ § 50 c EStG 
Verschärfte Einschränkung von missbräuchlichen Ge­
staltungen beim Handel mit Körperschaftsteuerguthaben 
(sog. „Dividenden-Stripping“) 

­ § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe w EStG i.V.m. § 82f Abs. 5 
EStDV 
Verlängerung der Sonderabschreibung für Schiffe und 
Luftfahrzeuge 
- Rechnungsjahr 1995 ­

Körperschaftsteuergesetz

 ­ § 8a KStG 
Begrenzung der steuerlichen Anerkennung der Eigen­
kapital ersetzenden Fremdfinanzierung ab Veranla­
gungszeitraum 1994 

-20 

+ 1.534 

-460 

+ 26 

-716 

-3 

+ 307 

-15 

+ 307 

-9

+ 536

-159

+ 11

-304

-1

+ 153

-6 

+ 153 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 8b Abs. 1 KStG 
Beseitigung von Finanzierungsnachteilen inländischer 
Kapitalgesellschaften bei Ausschüttung steuerfreier 
Auslandserträge (durch Verzicht auf Ausschüttungs­
belastung) 

­ § 13 Abs. 3 KStG 
Eingeschränkte Verlustregelung für ehemals gemein­
nützige Wohnungsunternehmen 

­ § 23 Abs. 1 und 2 KStG 
Senkung des normalen Körperschaftsteuersatzes für 
einbehaltene Gewinne von bisher 50 v.H. auf 45 v.H. und 
Senkung des ermäßigten Körperschaftsteuersatzes bei 
Körperschaften, die nicht dem Anrechnungsverfahren 
unterworfen sind, von bisher 46 v.H. auf 42 v.H. ab 
Veranlagungszeitraum 1994 

­ § 27 Abs. 1 KStG 
Senkung des Körperschaftsteuersatzes für ausgeschüttete 
Gewinne von bisher 36 v.H. auf 30 v.H. ab 
Veranlagungszeitraum 1994 

Fördergebietsgesetz

 ­ §§ 1 - 5 FördG 
Verlängerung der im geltenden Recht geregelten Son­
derabschreibungen für Wirtschaftsgüter des Betriebs­
vermögens im Fördergebiet bis zum Ende des Veran­
lagungszeitraums 1996                                            
- Rechnungsjahr 1995 ­

­ § 3 Satz 2 Nr. 2 Buchstabe b FördG 
Wegfall der Sonderabschreibungen nach dem Förder­
gebietsgesetz für Altwohnbauten im Betriebsvermögen 

­ § 3 Satz 2 Nr. 3 FördG 
Begünstigung von Erwerbergemeinschaften 

­ § 7 FördG 
Verlängerung des Abzugs wie Sonderausgaben für 
Herstellungs- und Erhaltungskosten von höchstens 
20.452 € im gesamten Anwendungszeitraum bei zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden im 
Fördergebiet bis zum Ende des Veranlagungszeitraums 
1996 
- Rechnungsjahr 1995 ­

-92 

+ 153 

-1.276 

-790 

-1.636 

+ 77 

-31 

-20 

-58

+ 55

-636

-428 

-584

+ 28

-13

-9 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 8 Abs. 1 Satz 1 FördG 
Einbeziehung der Wirtschaftsgüter des Privatvermögens 
(Wohngebäude) in die Verlängerung der Sonder­
abschreibung 
- Rechnungsjahr 1995 ­

­ § 8 Abs. 1 Satz 6 FördG 
Einbeziehung des Gebietes von Berlin (West) in die 
Verlängerung der Sonderabschreibung für Wirtschafts-güter 
des Privatvermögens (Wohngebäude) 
- Rechnungsjahr 1995 ­

Erbschaftsteuergesetz 

- § 13 Abs. 1 Nr. 1 a Satz 1 ErbStG 
Einführung eines Freibetrages für Betriebsvermögen von 
255.646 € pro Betrieb bei der Erbschaftsteuer für Erwerbe 
nach dem 31.12.1993 

Umsatzsteuergesetz

 ­ § 25 Abs. 2 UStG 
Aufhebung der Umsatzsteuerbefreiung für bestimmte 
Reiseleistungen ab 01.11.1993 

Sonstige Änderungen

 ­ Verlängerung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer für 
betrieblich genutzte Pkw von 4 Jahren auf 5 Jahre (AfA-
Tabellen) 

­ Streichung der sog. „Toleranzklausel" für bestimmte 
Wirtschaftszweige (AfA-Tabellen) 

­ Begrenzung der zulässigen Pauschalwertberichtigungen auf 
1 v.H. (Pauschalwertberichtigungen) 

Finanzbericht 1995 

150. Gesetz zur Bekämpfung des Mißbrauchs und zur 
Bereinigung des Steuerrechts (Mißbrauchsbekäm­
pfungs- und Steuerbereinigungsgesetz - StMBG) 

Artikel 1, Einkommensteuergesetz

 ­ § 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG 
Ausschluss der Reisekosten-Abzugsbeschränkung nach 
dem Haushaltsgesetz 1993 bei Auslandsdienstreisen im 
Einkommensteuerrecht 

vom 21.12.1993 

-169 

-28 

-128

+ 26 

+ 230 

+ 205 

+ 409 

-3 

-72

-12 

-

+ 16 

+ 81

+ 76

+ 162 

-1 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 7 Abs. 5 Satz 1 Nr.2 EStG 
Abschaffung der degressiven Abschreibung für nicht zu 
Wohnzwecken genutzte Gebäude des Privatvermögens 

­ § 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG 
Anhebung der Kilometer-Pauschale für Pkw bei Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte von 0,33 € auf 0,36 € 

­ § 10e Abs. 6 EStG und Abschnitt 157 Abs. 5 EStR 

Senkung des Abzugs von anschaffungsnahen Erhal­
tungsaufwendungen von bisher 20 v.H. auf 15 v.H. der 
Kosten; im Falle von § 10 e Abs. 6 EStG (Vorkostenabzug) 
höchstens 15 v.H. von maximal 76.694 € je Wohnung 

­ § 19a Abs. EStG 
Senkung der Grenze für die steuerfreie Überlassung von 
Vermögensbeteiligungen an Arbeitnehmer von 256 € auf 
153 € 

­ § 20 EStG 
Einschränkung steuervermeidender Gestaltungen durch 
Finanzinnovationen 

­ § 32 Abs. 4 EStG 
Wiederberücksichtigung von Kindern zwischen 18 und 27 
Jahren, die freiwillig Wehrdienst leisten, bei der 
Einkommensteuer 

­ § 34c Abs. 6 Satz 2 EStG 
Ausschluss des Abzugs fiktiver ausländischer Steuer von 
der Steuerbemessungsgrundlage 

­ § 39a Abs. 1 Nr. 5 EStG 
Einbeziehung sämtlicher Verluste aus anderen Ein­
kommensarten in das Lohnsteuer-
Ermäßigungsverfahren 

­ § 40 Abs. 2 EStG 
Begrenzung der Pauschalbesteuerung von Fahrt­
kostenzuschüssen auf zusätzliche Arbeitgeberleistun­
gen 

­ § 40a EStG 
Angleichung der Arbeitslohngrenzen für die Lohn­
steuerpauschalierung bei Teilzeitbeschäftigten an die 
Arbeitsentgeltgrenze für die Sozialversicherungsfreiheit von 
geringfügig Beschäftigten 

+ 51 

-205 

+ 317 

+ 77 

+ 205 

-5 

+ 51 

-20 

+ 179 

-1 

+ 22

-87

+ 135

+ 33

+ 87

-2

+ 22

-9

+ 76

-1 
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+ 409 + 174

Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 41b Abs. 1 Nrn. 4 und 5 EStG 
Bescheinigungspflicht für steuerfreie und pauschal 
versteuerte Fahrtkostenzuschüsse des Arbeitgebers auf der 
Lohnsteuerkarte 

­ § 49 Abs. 1 Nr. 2 EStG 
Erfassung von Immobilieninvestitionen ausländischer 
Objektgesellschaften 

­ § 50d Abs. 2 EStG 
Versagung der Vorteile aus einem Doppelbesteue­
rungsabkommen gegenüber dem Gesellschafter einer 
ausländischen Gesellschaft, wenn dieser die 
Gesellschaft hauptsächlich zur Vorteilsverschaffung 
einsetzt 

­ § 52 Abs. 3 EStG 
Eindämmung des Mißbrauchs der Übergangsregelung bei 
der Steuerfreiheit von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit 

Artikel 3, Fünftes Vermögensbildungsgesetz

 ­ § 13 Abs. 2 des 5. VermBG 
Vereinheitlichung des Satzes der Arbeitnehmer-Spar­
zulage für Anlagen im Produktivkapital mit dem Satz für 
Bauspareinlagen von 10 v.H. 

­ § 14 des 5. VermBG 
Verschiebung der Fälligkeit der Arbeitnehmer-
Sparzulage 

Artikel 8, Körperschaftsteuergesetz

 ­ § 54 Abs. 11 KStG 
Umgliederung des Teilbetrags EK 56 auf EK 50 

Artikel 10, Auslandinvestment-Gesetz

 ­ § 17 Abs. 2 a und § 18 Abs. 1 AuslInvestmG und § 39 Abs. 
1 a KAGG 
Vollständigere Erfassung der Veräußerung von Anteil­
scheinen an Investmentfonds 

+ 26 

+ 26 

+ 51 

+ 1 

+ 51 

(+409) 

-10 

+ 77 

+ 11

+ 11

+ 26

+ 1 

+ 22

(+174) 

-5 

+ 33 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 24 Abs. 3 Satz 2 UmwStG i.V.m. § 16 EStG und § 23 Abs. 
1 EStG 
Eindämmung bestimmter Steuersparmodelle bei An­
teilsveräußerungen und Umwandlungen, Ausschluss der 
Umgehung der Besteuerung von Kapitalbeteiligungen durch 
Zwischenschaltung einer Personengesellschaft 

Artikel 12, Außensteuergesetz

 ­ § 8 Abs. 1 Nr. 7 und § 10 Abs. 6 Satz 2 AStG 
Begrenzung steuersparender Gestaltungen durch Ver­
lagerung von Gewinnen ins Ausland 

Artikel 14, Bewertungsgesetz

 ­ § 97 Abs. 1 Nr. 5 BewG 
Ausschluss eines bewertungsrechtlichen Ansatzes von 
Forderungen und Schulden zwischen Personengesell­
schaften und ihren Mitunternehmern 

­ § 122 Abs. 3 bis 5 BewG 
Wegfall des Abschlags bei der Ermittlung der Einheits-werte 
des Grundbesitzes in Berlin (West) 

Artikel 18, Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer­
gesetz

 ­ § 5 Abs. 1 ErbStG 
Nichtanerkennung der rückwirkenden Vereinbarung einer 
Zugewinngemeinschaft bei der Erbschaftsteuer 

­ (§ 12 Abs. 1 a ErbStG 
Verhinderung des „Einlagenmodells" bei der 
Schenkungsteuer" 

Artikel 20, Umsatzsteuergesetz

 ­ § 9 Abs. 2 UStG 
Ausschluss des Vorsteuerabzugs bei sog. Vorschalt­
modellen 

- § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a UStG 
Rechtzeitige Abführung der Umsatzsteuer auf Anzah­
lungen, in die die Umsatzsteuer einbezogen ist 

­ Verhinderung des Mißbrauchs von § 18 Abs. 2 

Artikel 11, Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei 
Änderung der Unternehmensreform 

+ 205 

+ 332 

-5 

+ 38

+ 13

+ 26

+ 51 

+ 51 

+ 61 

+ 120 

+ 1

 ­

­

­

+ 32 

+ 32
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 18 Abs. 2 UStG 
Verhinderung des Mißbrauchs von § 18 Abs. 2 UStG durch 
Gründung inländischer Tochterunternehmen ausländischer 
Muttergesellschaften 

­ Umsatzsteuermehraufkommen infolge der Mineralöl­
steuererhöhung (Umsatzsteuermehraufkommen infolge 
Verringerung der Sparquote, Umschichtungen von 
mehrwertsteuerfreier Einkommensverwendung in 
mehrwertsteuerpflichtige Mehrbelastung mit Mineral­
ölsteuer 

Artikel 22, Feuerschutzsteuergesetz

 ­ § 4 Abs. 1 FeuerschStG 
Vereinheitlichung des Steuersatzes bei der Feuer­
schutzsteuer auf 8 v.H. ab 01.07.1994 

Artikel 24, Kraftfahrzeugsteuergesetz

 ­ § 9 Abs. 1 Nr. 2 KraftStG 
Anhebung der Kraftfahrzeugsteuer für Diesel-Pkw ab 
01.01.1994 im Hinblick auf die gegenüber Benzin-Pkw 
geringere Anhebung der Mineralölsteuer 

­ § 9 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 i.V.m. § 10 Abs. 3 KraftStG 
Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für Lastkraftwagen ab 
01.04.1994 zur Milderung der Nachteile gegenüber 
ausländischen Wettbewerbern 

Artikel 26, Abgabenordnung

 ­ Erweiterte Mitteilungsmöglichkeiten der Finanzbehörden zur 
Verwaltungsvereinfachung und steuerliche 
Missbrauchsverhütung 

*  Verwendung von Daten, die bei der Grundsteuer­
veranlagung anfallen, auch für andere Kommunalabgaben 
und sonstige Zwecke 

* § 31 Abs. 3 und 4, § 31 a AO 
Offenbarung geschützter Verhältnisse bei Anhaltspunkten 
für Leistungsmissbrauch 

(Die Einsparungen betreffen in erster Linie die 
Haushaltsseite, z.B. Sozialhilfe, sonstige Sozialleistungen 
und Kommunalabgaben. Eine Zuordnung von Steuerarten 
ist deshalb nicht möglich.)

 ­ § 93a Abs. 1 Satz 2 AO 
Mitteilungen an die Finanzbehörde über die Höhe der 
Zahlung von Behörden und öffentlichen Rundfunkanstalten 

+ 3 

+ 327 

+ 72

+ 332

-716

+ 128 

+ 51 

+ 2

+ 206 

­

­

­

+ 64 

+ 22 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

151. 

152. 

­ Sonstige steuerliche Maßnahmen 

Steuerliche Anerkennung von betrieblichen Bewir­
tungskosten bei Vorlage von maschinell gefertigten Belegen 
(Regelung im Verwaltungsweg) 

Artikel 26, Einkommensteuergesetz

 ­ § 10 Abs. 3 Nr. 4 EStG 
Sonderausgaben-Abzug von jährlich bis zu 1847 € pro 
Person für Beiträge zu einer freiwilligen Pflege-
Zusatzversicherung für Steuerpflichtige der Geburts­
jahrgänge 1958 und jünger ab Veranlagungszeitraum 1995 

Artikel 1

 ­ § 33a Abs. 1 EStG 
Anhebung des Höchstbetrages für Unterhaltsaufwen­
dungen um 460 € auf 3.681 € bei gleichzeitiger Ausweitung 
der Unschädlichkeitsgrenze von 2.301 € auf 3.068 ab 
Veranlagungszeitraum 1994 

­ § 50 Abs. 4 EStG 
Einführung einer der unbeschränkten Einkommen­
steuerpflicht weitgehend angenäherten Sonderform der 
beschränkten Einkommensteuerpflicht 

Artikel 3 

- § 5 Abs. 2 und 3 InvZulG 
Abschaffung der Investitionszulage von 20 v.H. für 
Ostdeutsche ab 01.01.1995; Einführung einer 
Investitionszulage von 10 v.H. für Investitionen aller 
mittelständischen Unternehmen des verarbeitenden 
Gewerbes und des Handwerks in den neuen Bundesländern 
ab 01.07.1994 

Rechnungsjahre 1995 - 1997 

Gesetz zur sozialen Absicherung des Risikos der 
Pflegebedürftigkeit (Pflegeversicherungsgesetz) - PflegeVG - 
vom 26.05.1994 

Gesetz zur einkommensteuerlichen Entlastung von 
Grenzpendlern und anderen beschränkt steuerpflichtigen 
natürlichen Personen und zur Änderung anderer 
gesetzlicher Vorschriften (Grenzpendlergesetz) vom 
24.06.1994 

+ 51 

-128 

-46 

-51 

+ 869 

+ 17 

-54 

-19

-22 

+ 417 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

153.

 ­ § 25 a UStG) 
Differenzbesteuerung für Umsätze mit Gebrauchtwaren, 
Kunstgegenständen, Sammlerstücken und Antiquitäten ab 
01.01.1995  (Ohne die nicht 
bezifferbaren Steuerausfälle durch Differenzbesteuerung für 
die Umsätze von Gebrauchtwagen)

 ­ § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe b UStG 
Die Umsätze für die Überlassung von Filmen zur Aus­
wertung und Vorführung sowie die Filmvorführungen 
unterliegen unter bestimmten Voraussetzungen dem 
ermäßigten USt-Satz 
(Die Maßnahme tritt ab 01.01.1994 in Kraft) 

154. 

- § 2 Abs. 1, 2 und 4 Mineralölsteuergesetz 
Anhebung der Mineralölsteuer ab 01.01.1994 
 - für Benzin um 8 Cent/l 
 - für Dieselkraftstoff um 4 Cent/l 

Finanzbericht 1996 

155.

 ­ § 13 Abs. 3 KStG 
Ausnahmeregelung für nach § 5 Abs. 1 Nr. 10 KStG 
steuerbefreite Wohnungsunternehmen 

­ § 54 Abs. 8 b KStG 
Öffnung der zeitlichen Anwendungsregelung 
einmaliger Steuerausfall 

- nur steuerlicher Teil ­

Gesetz zur Änderung des Umwandlungssteuerrechts vom 
28.10.1994 

Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes und 
anderer Gesetze vom 09.08.1994 

Erstes Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- 
und Wachstumsprogramms (1. SKWPG) vom 21.12.1993 

-51 

-5 

+ 3.375 
+ 971 

-26 

-13 

-37 

-3 

+ 3.375
+ 971 

-9

-5 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Finanzbericht 1997 

156. 

I. Steuerfreistellung des Existenzminimums

 ­ §§ 32 a und 32 d EStG Tarif 1996 unter Berücksichtigung 
eines steuerfreien Existenzminimums von 6.184/12,369 € 
(Alleinst./Verheiratete)Tarif 1997 und 1998 unter 
Berücksichtigung eines steuerfreien Existenzminimums von 
6.322/12.645 € und Tarif 1999 unter Berücksichtigung eines 
steuerfreien Existenzminimums von 6.681/13.363 € 

II. Neuregelung des Familienleistungsausgleichs

 ­ BKGG 
Wegfall des bisherigen Kindergeldes und des 
Kindergeldzuschlages 

­ § 32 Abs. 6 EStG Wegfall des bisherigen Kinderfreibetrages 
von 2.098 € 

­ §§ 62 bis 77 EStG und BKGGAus dem ESt-
Aufkommen vergütetes Kindergeld von monatlich 102 
€ für das 1. und 2. Kind, 153 € für das 3. Kind und 
179 € ab dem 4. Kind; ab 1997 wird das Kindergeld 
für das 1. und 2. Kind auf monatlich 112 € 
angehoben. 

­ §§ 31 und 32 Abs. 6 EStG 
Option für ein steuerlichen Kinderfreibetrag von 3.203 € für 
1996 und 3.534 € ab 1997 

(Kompensation für Länder und Gemeinden)

 ­  § 1 Abs. 1 FAG 
Anhebung des Länderanteils an der Umsatzsteuer von 44 
v.H.-Punkte in 1996 und 1997 um 5,5 v.H.-Punkte auf 49,5 
v.H.-Punkte; ab 1998 USt-Ausgleich entsprechend der 
Kostenverteilung von 74 v.H. für Bund und 26 v.H. für 
Länder und Gemeinden 

Jahressteuergesetz 1996 vom 11.10.1995 

-7.899 

+ 10.277 

+ 9.203 

-23.121 

-41 

+ 0 

-3.696 

+ 10.277

+ 4.264

-10.356

-17 

-7.066 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

III. Generationenbrücke 

a) Leistungsverbesserungen

 ­ § 14 a EStG 
Verlängerung der Vergünstigungen bei 
best. land- und forstwirtschaftlichen Betrieben bis 
einschließlich 2000 bei gleichzeitiger genereller 
Erhöhung der Einkommensgrenzen von 13.805/27.610 € 
auf 17.895/35.790 € und Erhöhung des 
Freibetrages bei Veräußerung von 46.016 € auf 
76.694 € 

­ § 13 Abs. 2 a ErbStG 
Einführung eines Bewertungsabschlags in Höhe von 25 v.H. 
für das den Freibetrag von 255.646 € übersteigende 
Betriebsvermögen 

­ § 13 Abs. 2 a ErbStG 
Einbeziehung der Anteile an Kapitalgesellschaften in den 
Freibetrag und den Bewertungsabschlag für 
Betriebsvermögen bei einer Beteiligung an der 
Kapitalgesellschaft von mindestens 25 v.H. 

b) Gegenfinanzierung

 ­ § 4 d EStG 
Einschränkung des Betriebsausgabenabzugs für 
Zuwendungen an Unterstützungskassen 

­ § 17 Abs. 2 
EStG Einschränkung der Verrechnung von 
Veräußerungsverlusten der im Privatvermögen gehaltenen 
Beteiligungen 

­ Neuregelung des Verfahrens bei der Vergütung von 
Vorsteuerbeträgen 

IV. Verlängerung der Investitionsförderung in den neuen 
Ländern

 ­ § 6 b EStG i.V.m. 
Befristete Ausdehnung der steuerneutralen 
Wiederanlage betrieblicher Veräußerungsgewinne auf 
den Erwerb von Anteilen an mittelständischen 
Kapitalgesellschaften in den neuen Ländern und 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften, die sich an 
mittelständischen Unternehmen in den neuen Ländern 
beteiligen 

-10 

-77

-123

+ 54 

+ 13 

+ 102 

-28 

-5

 ­

­

+ 21

+ 6

+ 52 

-11 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 2 i.V.m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der von 50 auf 40 v.H. gesenkten 
Sonderabschreibungen für Ausrüstungsinvestitionen in den 
neuen Ländern für die Jahre 1997 und 1998

 -Rechnungsjahr 1997­

­ § 2 i.V.m. § 8 Abs. 1 FördG 
Einbeziehung der Ausrüstungsinvestitionen der 
mittelständischen Unternehmen des verarbeitenden 
Gewerbes in Berlin (West) ab 1996 

­ § 3 i.V.m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der Sonderabschreibungen für 
Betriebsgebäude im verarbeitenden Gewerbe von 40 v.H. in 
eigenbetrieblicher Nutzung und 20 v.H. bei 
fremdbetrieblicher Nutzung für die Jahre 1997 und 1998

 -Rechnungsjahr 1997­

­ § 3 i.V.m. § 8 Abs. 1 FördG 
Einbeziehung eigengenutzter gewerblicher Bauten 
mittelständischer Unternehmen des verarbeitenden 
Gewerbes in Berlin (West) ab 1996 

­ § 3 i.V.m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der Sonderabschreibungen für 
Betriebsgebäude in den übrigen Wirtschaftsbereichen mit 
20 v.H. für die Jahre 1997 und 1998

 -Rechnungsjahr 1997­

­ § 3 i.V.m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der von 50 v.H. auf 25 v.H. gesenkten 
Sonderabschreibungen für den Mietwohnungsbau für die 
Jahre 1997 und 1998

 - Rechnungsjahr 1997 

­ § 3 i.V.m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der von 50 v.H. auf 40 v.H. gesenkten 
Sonderabschreibungen für die Modernisierung und 
Sanierung von Gebäuden in den neuen Ländern für die 
Jahre 1997 und 1998

 - Rechnungsjahr 1997 

­ § 7 i.V.m. § 8 Abs. 3 FördG 
Verlängerung des Sonderausgabenabzugs für die 
Modernisierung und Sanierung selbstgenutzten 
Wohneigentums in den neuen Ländern für die Jahre 1997 
und 1998

 - Rechnungsjahr 1997 

-647 

-9 

-997 

-16 

-1.237 

-207 

-131 

-28 

-242

-4

-373

-7

-461

-97

-61

-13 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 7 a FördG 
Steuerermäßigung für Darlehen zur Verstärkung des 
haftenden Kapitals von kleinen und mittleren Betrieben in 
den neuen Ländern für die Jahre 1996 bis 1998 

­ § 5 Abs. 1 Nr. InvZulG 
Verlängerung der Investitionszulage von 5 v.H. nur für 
verarbeitendes Gewerbe für die Jahre 1997 und 1998

 - Rechnungsjahr 1998 

­ § 5 Abs. 3 InvZulG 
Verlängerung der Investitionszulage von 10 v.H. für den 
Mittelstand in den Jahren 1997 und 1998

 - Rechnungsjahr 1998 

­ § 5 Abs. 3 InvZulG 
Einbeziehung des kleinflächigen Handels in die 
Investitionszulage von 10 v.H. ab 1996 

­ § 5 Abs. 3 InvZulG 
Einbeziehung des verarbeitenden Gewerbes von Berlin 
(West) in die Mittelstandszulage von 10 v.H. ab 1996 

­ § 20 Abs. 2 UStG 
Erhöhung der Grenze für die Besteuerung nach 
vereinnahmten Entgelten von 127.823 € auf 511.292 € für 
Unternehmer in den neuen Ländern für die Jahre 1996 bis 
1998 

­ § 24 c VStG i.V.m. § 136 BewG 
Verlängerung der Aussetzung der Vermögensteuer in den 
neuen Ländern bis einschließlich 1998

 - Rechnungsjahr 1996 

­ § 4 Nr. 4 GrEStG 
Steuerbefreiung der Grundstücksübertragungen der 
aufgelösten Treuhandanstalt an ihre Nachfolgege­
sellschaften 

V. Maßnahmen zur Steuervereinfachung und zur Rechts­
bereinigung

 ­ § 1 Abs. 3 a, § 10 Abs. 1 Nr. 1 und § 32 Abs. 7 EStG              
Anwendung des Splitting-Verfahrens, des Real-Splitting und 
des Haushaltsfreibetrags bei EU-Bürgern, die ihr 
Einkommen ganz oder fast ausschließlich in Deutschland 
erzielen 

­ § 2 Abs. 7, § 25 Abs. 2 und § 32 b EStG 
Ermittlung des Jahreseinkommens auch bei unterjähriger 
unbeschränkter oder beschränkter Steuerpflicht und 
Einbeziehung der ausländischen Einkünfte durch 
Progressionsvorbehalt 

-33 

-256 

-920 

-72 

-43 

-77 

-179

-51

-171 

+ 166 

-17

-123

-442

-32

-21

-39

 ­

­

-80

+ 78 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 3 Nr. 16, § 4 Abs. 5 Nr. 6 a und § 9 Abs. 1 EStG 
Änderungen bei der doppelten Haushaltsführung 
(Begrenzung auf 2 Jahre, Gewährung einer Pauschale von 
46 DM je Tag für die ersten 3 Monate) 

­ § 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG 
Gewährung der Pauschalen für Verpflegungsmehr­
aufwendungen von 5 bzw. 10 € bei einer Abwesen­
heitsdauer von mehr als 10 bzw. 14 Std. bei eintägigen 
Auswärtstätigkeiten und jeweils für den Tag der An- und 
Rückreise bei mehrtägigen Dienstreisen 

­  § 4 Abs. 5 Nr. 6 b und § 9 Abs. 1 EStG 
Begrenzung des Betriebsausgaben-/Werbungs­
kostenabzugs für ein häusliches Arbeitszimmer auf 
höchstens 1.227 € pro Jahr 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 4 und § 8 Abs. 2 EStG 
Pauschalierung der privaten Pkw-Nutzung mit monatlich 1 
v.H. der Anschaffungskosten 

­  § 7 Abs. 5 EStG 
Senkung der degressiven Abschreibung für Mietwohn­
gebäude in den ersten vier Jahren von 7 v.H. auf 5 v.H. 

­ § 7 f EStG 
Streichung der Sonderabschreibungen für abnutzbare 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens privater 
Krankenhäuser 

­ § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG 
Verdoppelung der Höchstbeträge für Kosten der 
Berufsausbildung im Rahmen des Sonderaus-gabenabzugs 
auf 920/1.227 € 

­ § 10 c EStG 
Anhebung der Vorsorgepauschale durch Erhöhung der 
berücksichtigungsfähigen Vorsorgeaufwendungen von 18 
v.H. auf 20 v.H. des Bruttolohns und der Erhöhung des 
Höchstbetrages für berücksichtigungsfähige 
Vorsorgeaufwendungen bei nicht rentenversicherungs­
pflichtigen Arbeitnehmern von 1.022 € auf 1.132 € 

­ § 16 Abs. 4 EStG 
Neuregelung der Freibeträge für Veräußerungsgewinne 

­ § 17 Abs. 1 EStG 
Streichung der Bagatellgrenze von 1 v.H. bei Veräuße­
rungen von Anteilen aus wesentlichen Beteiligungen an 
Kapitalgesellschaften 

+ 383 

+ 225 

+ 230 

+ 542 

+ 383 

+ 10 

-5 

-125 

+ 128 

+ 41 

+ 177

+ 106

+ 107

+ 238

+ 178

+ 5

-2

-58

+ 60

+ 19 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 23 Abs. 4 EStG 
Berücksichtigung von vorgenommenen Gebäude­
abschreibungen bei der Ermittlung der Höhe des 
Spekulationsgewinns 

­ § 33 a Abs. 1 EStG 
Erhöhung es Unterhaltshöchstbetrages von 3.681 € auf 
6.136 € und Herabsetzung der anrechnungsfreien Bezüge 
der unterhaltenen Person von 3.086 € auf 614 € 

­ § 33 a Abs. 1 EStG 
Berücksichtigung der Unterhaltsleistungen nur bei 
gesetzlicher Unterhaltspflicht mit einer Regelung zur 
Vermeidung von Härten 

­ §§ 40 a und 40 b EstG 
Anhebung der pauschalen Lohnsteuer für Teilzeitbe­
schäftigungen und Zukunftssicherungsleistungen von 15 
v.H. auf 20 v.H. unter Anhebung des Höchstbetrages für 
Zukunftssicherungsleistungen von 1.534 € auf 1.742 € 

­ § 40 a Abs. 4 EStG 
Verbot der Pauschbesteuerung für Arbeitnehmer, die beim 
selben Arbeitgeber aus mehr als einer Beschäftigung 
Arbeitslohn beziehen 

­ § 50 a EStG 
Erhöhung des Pauschsteuersatzes von 15 v.H. auf 25 v.H. 
für im Ausland wohnende und im Inland tätige selbständige 
Künstler und Sportler und Anwendung der 
Lohnsteuertabelle für abhängig beschäftigte Künstler und 
Sportler 

­ § 18 Abs. 1, 2, 2 a (neu) und 4 a UStG 
Neuregelung des Umsatzsteuer-Voranmeldungs-verfahrens 
unter Berücksichtigung einer Anhebung der Grenze für 
Monatszahler von 3.068 € auf 6.136 € 

- Rechnungsjahr 1996 

­ § 19 Abs. 1 UStG 
Anhebung der Umsatzfreigrenze für Kleinunternehmer von 
12.782 € auf 16.617 € 

­ § 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG 
Erhöhung der Erbfallkosten-Pauschale von 5.113 € auf 
10.226 € 

­ § 3 Abs. 1 MinöStG 
Herabsetzung des Steuersatzes für Erdgas, Flüssiggas und 
andere gasförmige Kohlenwasserstoffe, die als Kraftstoff in 
Fahrzeugen verwendet werden, bis Ende 2000 

+ 26 

-15 

+ 51 

+ 332 

+ 28 

+ 36 

-394 

-51 

-13

-3 

+ 12

-7

+ 23

+ 174

+ 13

+ 16

-199

-26

 ­

-3 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 9 Abs. 1 Nr. 4 KraftStG 
Absenkung der Kraftfahrzeugsteuer für lärmarme und 
Altnutzfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht 
zwischen 12 t und 16 t 

­ § 32 Abs. 3 TabStG 
Verlängerung der Übergangsfrist für Steckzigaretten bis 
Ende 1998 

- Rechnungsjahr 1996 

157.

 ­ § 10 e EStG 
Abschaffung der bisherigen Grundförderung 

­ § 9 Abs. 2 EigZulG 
Einführung einer Eigenheimzulage von 2.556 € für 
Neubauten und 1.278 € für Bestandserwerbe als 
Grundförderung für Kaufvertrag/Bauantrag ab 01.01.1996 

­ § 2 Abs. 3 EigZulG 
Einbeziehung des Erwerbs von Genossenschaftsanteilen in 
nach dem 01.01.1995 neugegründeten 
Wohnungsbaugenossenschaften mit unwiderruflichem 
Erwerbsrecht der selbstgenutzten Wohnung in die 
Bauzulage 

­ § 34 f EStG 
Abschaffung des bisherigen Baukindergeldes 

­ § 9 Abs. 3 EigZulG 
Einführung einer Kinderzulage von 767 € pro Jahr je Kind 

­ § 10 i EStG 
Ersatz des bisherigen Vorkostenabzugs nach § 10 e Abs. 6 
EStG durch einen Vorkostenabzug für nach dem 
Eigenheimzulagengesetz begünstigte Objekte nach § 10 i 
EStG mit Einkunftsgrenze und Objektbeschränkung. Für die 
im Rahmen des Vorkostenabzugs abziehbaren 
Finanzierungskosten wird ein Pauschbetrag von 1.790 € 
eingeführt. Für den Vorkostenabzug von 
Erhaltungsaufwendungen gilt keine Einkommensgrenze 

- § 9 Abs. 3 EigZulG 
Zulagen für den Einbau von Wärmepumpen, Solaranlagen 
u.a. in Höhe von jährlich 2 v.H. der Herstellungskosten, 
höchstens 256 € 

Wohneigentumsförderung 
Gesetz zur Neuregelung der steuerrechtlichen 

-46

-64 

+ 943 

-735 

-5 

+ 220 

-327 

+ 390 

-13 

­

-64 

+ 439

-312

-2

+ 102

-139

+ 181 

-6 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 9 Abs. 4 EigZulG 
Niedrigenergiehauszulage von jährlich 205 € für 
Baumaßnahmen, welche den Jahreswärmebedarf nach der 
Wärmeschutzverordnung um zusätzlich mindestens 25 v.H. 
verringern 

-  §§ 2 a und 3 WoPG 
Anhebung der Einkommensgrenze für die Gewährung der 
Wohnungsbauprämie von 13.805/27.610 € (zu 
versteuerndes Einkommen) auf 25.565/51.129 € 
(Alleinst/Verheiratete) und Anhebung der 
prämienbegünstigten Höchstbeträge von jährlich 409/818 € 
auf 511/1.023 € 

- § 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG 
Abschaffung des Sonderausgabenabzugs für 
Bausparbeiträge 

158. Jahressteuerergänzungsgesetz vom 28.12.1995

 ­ § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 EStG 
Mehraufwendungen für Verpflegung für einen Tag, wenn 
die Tätigkeit nach 14.00 Uhr begonnen und vor 10.00 
Uhr des folgenden Tages ohne Übernachtung beendet 
wird 

- § 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG 
Bei An- und Rückreise von ausländischen Dienstreisen bzw. 
bei eintägigen Auslandsreisen Ansatz der für In-landsreisen 
vorgesehenen Pauschbeträge von 5 € bzw. 
10 € 

- Bei An- und Rückreise von ausländischen Dienstreisen bzw. 
bei eintägigen Auslandsreisen Ansatz der 40 v.H. bzw. 80 
v.H. des Auslandstagegeldes anstelle der im 
Jahressteuergesetz 1996 vorgesehenen Pauschbeträge 
von 5 € bzw. 10 € 

Finanzbericht 1998 

159. 

Artikel 2, Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz

 ­ Änderung des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes ab 
1. Januar 1996 

Artikel 7, Grunderwerbsteuergesetz

 ­ Erhöhung des Steuersatzes der Grunderwerbsteuer von  
2 v.H. um 1,5 v.H.-Punkte auf 3,5 v.H. 

Jahressteuergesetz (JStG) 1997 vom 20.12.1996 

-13 

-281 

-10 

• 

+ 20 

-10 

+ 1.074 

+ 2.684 

-6 

-281 

-5 

• 

+ 9 

-5 

-

-
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ Verhinderung von Umgehungskonstruktionen bei der 
Grunderwerbsteuer (Übertragung von Anteilen an Per­
sonengesellschaften) 

Artikel 8, Einkommensteuergesetz

 ­ § 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG 
Gewährung der Pauschbeträge für Verpflegungsmehr­
aufwendungen von 5/10/24 € bei einer Abwesen-heitsdauer 
von mindestens 8/14/24 Stunden und Pauschbesteuerung 
der vom Arbeitgeber über die Pauschbeträge hinaus 
gewährten Spesen (max. bis 100 v.H. des Pauschbetrags) 
für eingenommene Mahlzeiten bei Dienstreisen mit 25 v.H. 

­ § 7 g Abs. 2 EStG 
Erhöhung der Wertgrenze für die Inanspruchnahme von 
Sonderabschreibungen und Ansparabschreibungen von 
einem Einheitswert des Betriebsvermögens von 122.710 € 
auf einen Steuerbilanzwert von 204.517 €; die 
Gewerbekapitalgrenze entfällt 

­ § 7 g Abs. 7 EStG 

Verbesserung der Ansparabschreibung für Existenz-gründer 

­ § 10 Abs. 1 Nr. 8 und § 38 Abs. 5 EStG 
Erweiterte steuerliche Förderung sozialversicherungs­
pflichtiger hauswirtschaftlicher Beschäftigungsverhältnisse 
ab 1997 

­ § 39 a Abs. 3 a EStG 
Berücksichtigung des Kinderfreibetrages im Lohn­
steuerabzugsverfahren bei Steuerpflichtigen ohne 
Anspruch auf Kindergeld; einmaliger Steuerausfall 
(1997)

 - Rechnungsjahr 1997 

­ § 41 a Abs. 2 Satz 2 EStG 
Anhebung der Grenze zur Abgabe von jährlichen 
Lohnsteuer-Anmeldungen von 614 € auf 818 €; einmaliger 
Steuerausfall (1997) 

­ § 51 Nr. 2 Buchstabe w EStG und § 82 f EStDV 
Abschaffung der Sonderabschreibungen für Schiffe und 
Flugzeuge, für die der Bauvertrag nach dem 24.04.96 
abgeschlossen worden ist 

+ 179

-268 

-51 

-38 

-138 

-110 

-72 

+ 38 

­

-125

-19

-18

-63

-51

-33

+ 17 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 52 Abs. 19 EStG 
Beschränkung der Verlustzuweisung auf 100 v.H. der 
Kapitaleinlage der Gesellschafter bei Schiffen, für die der 
Bauvertrag nach dem 24.04.96 abgeschlossen worden ist 

­ § 52 Abs. 22 b EStG 
Verschiebung der Anhebung des Grundfreibetrags um 1 
Jahr auf 1998; 
einmalige Steuermehreinnahmen 

Artikel 13, Gewerbesteuergesetz

 ­ § 9 Nr. 3 GewStG Gewerbesteuerbefreiung des im Ausland 
erwirtschafteten Gewerbeertrages im Inland ansässiger 
Seeschifffahrtsunternehmen 

Artikel 18, Abgabenordnung

 ­ § 233 a AO 
Beginn des Zinslaufes bei Verlustrückträgen erst 15 Monate 
nach Ablauf des Verlustjahres 

Artikel 27, Unterhaltsvorschussgesetz

 ­ § 4 und § 7 Abs. 2 UVG 
Verbesserung der Rückgriffsmöglichkeiten auf Unter­
haltsschuldner Haushalt 

Artikel 29, Eigenheimzulagengesetz 

- § 9 Abs. 2 und Abs. 6 EigZulG 
Begrenzung der Eigenheimzulage bei Ausbauten bzw. 
Erweiterungen                                                
Einkommensteuermehreinnahmen 

nachrichtlich:

 ­ Auswirkung der Nichterhebung der Vermögensteuer 

­ Einschränkung von Rückstellungen bei Kernkraft­
werksunternehmen (Verwaltungsregelung) GewSt, KSt, 
SolZ 

160. Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz 1997 
vom 18.04.1997 

+ 66 

+ 851 

-18 

+ 383 

+ 61 

+ 82 

-4.755

+ 383 

+ 31

+ 396 

+ 2 

+ 176 

+ 31 

+ 35 

­
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

161.

Rechnungsjahr 1997 

­ Steuerbefreiung für Euro-4-Pkw höchstens im Wert von 307 
€ für Otto- und 614 € für Dieselfahrzeuge längstens bis 
Ende 2005

 ­ Steuerbefreiung für Euro-3-Pkw höchstens im Wert von 128 
€ für Otto- und 256 € für Dieselfahrzeuge längstens bis 
Ende 2005

 ­ Steuerbefreiung für 3-l-Autos höchstens im Wert von 511 € 
längstens bis Ende 2005

 ­ Steuerbefreiung für 5-l-Autos, die vor dem 01.01.2000 
erstmals für den Verkehr zugelassen werden, höchstens im 
Wert von 256 € längstens bis Ende 2005

 ­ Senkung der Steuersätze für Euro-4- bis Euro-2-Pkw und 3-l-
Autos auf 5/6 € pro 100 cm³ für Benziner und auf 14/15 € 
pro 100 cm³ für Diesel-Pkw bis 2004

 ­
Anhebung der Steuersätze für schadstoffarme Pkw ab 2001

 ­ sofortige Anhebung des Steuersatzes für nicht schad­
stoffarme Pkw um 10 € und um 4 € ab 2001 pro 100 cm³ 

­ § 2 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. Abs. 6 S. 1 InvZulG 
Grundzulage von 10 v.H. für bewegliche Wirtschafts-güter 
großer Betriebe des verarbeitenden Gewerbes und der 

­ § 2 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. Abs. 6 S. 2 Nr. 1 InvZulG 
Erhöhte Zulage von 20 v.H. für bewegliche Wirt­
schaftsgüter kleiner und mittlerer Betriebe des verar­
beitenden Gewerbes und der produktionsnahen 
Dienstleistungen, die bis Ende 2004 angeschafft oder 
hergestellt werden 

­ § 2 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. Abs. 6 S. 1 InvZulG 
Investitionszulage von 10 v.H. für bewegliche 
Wirtschaftsgüter kleiner und mittlerer Betriebe des 
Handwerks, die bis Ende 2001 angeschafft oder hergestellt 
werden 

Umweltorientierte Reform der Kraftfahrzeugsteuer für Pkw ab 

Gesetz zur Fortsetzung der wirtschaftlichen Förderung in 
den neuen Ländern vom 18. August 1997 

+ 511

-435 

-1.120 

-143 

­

-206

-531

-63 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 2 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. Abs. 6 S. 1 InvZulG 
Investitionszulage von 10 v.H. für bewegliche Wirt­
schaftsgüter kleiner und mittlerer Betriebe des Groß- und 
Einzelhandels, die bis Ende 2001 angeschafft oder 
hergestellt werden 

­ § 2 Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. Abs. 6 S. 1 und S. 2 Nr. 2 
InvZulG 
Investitionszulage von 10 v.H. für Betriebsneubauten aller 
Betriebe des verarbeitenden Gewerbes und der 
produktionsnahen Dienstleistungen, die bis Ende 2004 
fertiggestellt werden 

­ § 2 Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. Abs. 6 S. 1 InvZulG 
Investitionszulage von 10 v.H. für Betriebsneubauten kleiner 
und mittlerer Betriebe des Handwerks, die bis Ende 2001 
fertiggestellt werden 

­ § 2 Abs. 3 Nr. 3 i.V.m. Abs. 6 S. 1 InvZulG 

Investitionszulage von 10 v.H. für Betriebsneubauten kleiner 
und mittlerer Betriebe des Groß- und Einzelhandels in den 
Innenstädten, die bis Ende 2001 fertiggestellt werden 

­ § 3 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 i.V.m. Abs. 4 Nr. 1 InvZulG 
Investitionszulage von 15 v.H. für Sanierungs- und 
Modernisierungsarbeiten an Wohngebäuden sowie für 
Erhaltungsaufwendungen für bis 1990 errichtete Woh­
nungen unter Berücksichtigung eines Selbstbehalts von 
2.556 €. Die Höchstbemessungsgrundlage beträgt 614 € je 
Quadratmeter Wohnfläche 

­ § 3 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 4 Nr. 2 InvZulG 
Investitionszulage von 10 v.H. für Mietwohnungsneubau in 
den Innenstädten, die bis Ende 2001 fertiggestellt werden. 
Die Höchstbemessungsgrundlage beträgt 2.045 € je 
Quadratmeter Wohnfläche 

­ § 4 InvZulG 
Investitionszulage von 15 v.H. für Herstellungs- und 
Erhaltungsarbeiten an selbstgenutztem bis 1990 errichteten 
Wohneigentum unter Berücksichtigung eines Selbstbehalts 
von 2.556 €. Die Höchstbemessungsgrundlage beträgt 
20.452 € 

-82 

-358 

-36 

-36 

-348 

-77 

-143 

-36

-170

-16

-16

-161

-36

-61 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 20 UStG 
Verlängerung der Regelung, nach der bis zu einer Um­
satzgrenze von 0,5 Mio. € die Umsatzsteuer erst nach 
Bezahlung der erbrachten Leistung zu entrichten ist, bis 
Ende 2004 

­ Einbeziehung von Berlin-West in die Förderung der 
gewerblichen Investitionen 

Finanzbericht 1999 

162. 
steuerreform vom 29.10.1997 

I. Maßnahmen zur Reform der Unternehmensbesteuerung 

a) Entlastende Maßnahmen

 ­ §§ 12 und 13 GewStG 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer ab 01.01.1998 

­ § 6 Abs. 2 GFRG 
Korrespondierende Erhöhung der Gewerbesteuer-Umlage 
für den Fonds „Deutsche Einheit" um 2 v.H.-Punkte in 
1998,um 1 v.H.-Punkt in 1999 und 2000 und um 2 v.H.­
Punkte ab 2001

 ­ § 1 Abs. 1 FAG 
Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer mit 2,2 
v.H. ab 01.01.1998

b) Finanzierende Maßnahmen 

- § 5 Abs. 4 a EStG 
Streichung der Rückstellungen für drohende Verluste aus 
schwebenden Geschäften für Wirtschaftsjahre, die nach 
dem 31.12.1996 enden; die bisherigen Rückstellungen 
werden im ersten Jahr mit 25 v.H., ab dem zweiten Jahr mit 
15 v.H. aufgelöst 

­ § 3 Nr. 66 und § 50 c Abs. 11 EStG, § 8 Abs. 4 KStG und §§ 
4 Abs. 4 Satz 1, 4 Abs. 6, 12 Abs. 2 Satz 4 und 12 Abs. 3 
Satz 2 UmwStG 
Unterbindung von Missbrauchsfällen beim Verlustvortrag ab 
Veranlagungszeitraum 1997 

Gesetz zur Fortsetzung der Unternehmens­

-77 

-115 

-2.055 

­

­

+ 2.375 

+ 271 

-39

-54 

+ 549

-

-1.420 

+ 871

+ 117 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

163. 

164. 

165. 

­ § 34 Abs. 1 EStG 
Senkung des Kappungsbetrages von bisher 15 Mio. € um 
die Hälfte auf 7,5 Mio. € ab 01.08.1997 und auf 5 Mio. € ab 
2001 

­ § 6 GFRG 
Erhöhung der normalen Gewerbesteuer-Umlage um 7 v.H.­
Punkte in den Jahren 1998 bis 2000 und um 6 v.H.-Punkte 
ab 2001 zugunsten der Länder

vom 21.11.1997

 ­ § 4 SolZG 
Senkung des Solidaritätszuschlags von 7,5 v.H. auf 
5,5 v.H. ab 01.01.1998 

zuschusses zur gesetzlichen Rentenversicherung 
(Rentenfinanzierungsgesetz) vom 19.12.1997

 ­ § 3 Nr. 66 und § 52 Abs. 2 i EStG, § 8 Abs. 4 KStG 
und §§ 4 Abs. 5 und 6, § 5 Abs. 2, §§ 7 und 12 Abs. 2 
und 3 UmwStG 
Verschiebung des Inkrafttretenzeitpunktes für die 
Maßnahmen zur Unterbindung von Missbrauchsfällen 
beim Verlustvortrag vom 01.01.1997 auf den 06.08.1997 
und für die Aufhebung der Steuerfreiheit für 
Sanierungsgewinne nach § 3 Nr. 66 EStG auf 
den 01.01.1998 

­ (§ 12 Abs. 1 UStG i.V.m. § 1 Abs. 1 FAG und § 213 
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch) 
Anhebung des Regelsteuersatzes bei der Umsatzsteuer ab 
01.04.1998 von 15 auf 16 v.H. 

gesetzen vom 26.5.1998

 - TabStG 
Korrektur der Steuerformel für Pfeifentabak und 
Zigarren/Zigarillos; Anhebung der Tabaksteuer für 
Zigaretten auf die EU-rechtlich vorgeschriebene globale 
Mindestverbrauchsteuer 

Gesetz zur Senkung des Solidaritätszuschlags 

Gesetz zur Finanzierung eines zusätzlichen Bundes- 

Zweites Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuer­

+ 275 

­

-3.784 

-28 

+ 5.778 

+ 88 

+ 128

-

-3.784 

-12

+ 5.778 

+ 88 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

166. 

167. 

168.

169. 

- BranntwStG 
Senkung der Steuersätze für ausländische kleine 
Brennereien und inländische kleine Verschluss-
Brennereien 

Gesetz zur Datenermittlung für den 

­ § 28 Abs. 4 UStG 

Verlängerung der Frist für die in § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG 
geregelte Steuerermäßigung für die Personenbeförderung 
mit Schiffen bis 31.12.2001 

gesetzes und des § 9 Abs. 3 und 4 des 
Eigenheimzulagengesetzes vom 16.7.1998

 ­ § 9 Abs. 3 EigZulG 
Zulage für neue Technologien 

­
§ 9 Abs. 4 EigZulG 
Niedrigenergiehauszulage 

­ § 3 Nr. 1 KraftStG 
Rückwirkende Wiedereinführung der Steuerbefreiung für 
das Halten von zulassungsfreien Fahrzeugen 
ab 25.4.1997 

nehmer am Produktivvermögen und anderer Formen 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
(Drittes Vermögensbeteiligungsgesetz) vom 7.9.1998 

-
Anhebung der Einkommensgrenzen des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes auf 17.895/35.790 € 
(Led./Verh.) des zu versteuernden Einkommens; Einführung 
eines zusätzlichen Höchstbetrages von 409 € jährlich für 
Beteiligungen am Produktivkapital mit einem Fördersatz der 
Arbeitnehmer-Sparzulage von 20 v.H. (für Arbeitnehmer in 
den neuen Ländern 25 v.H., befristet bis 2004) ab 1.1.1999 

Verteilungsschlüssel des Gemeindeanteils am 
Umsatzsteueraufkommen und zur Änderung steuerlicher 
Vorschriften vom 23.6.1998 

Gesetz zur Änderung des § 42 Abs. 2 des Wohngeld-

Gesetz zur Neuordnung des Zerlegungsrechts und zur 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuerrechts (Zerlegungs- und 
Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz - ZerlKraftÄndG) vom 
6.8.1998 

Gesetz zur Förderung der Beteiligung der Arbeit­

-1 

-15 

-5 

-8 

-57

-588 

-1 

-8 

-2

-3 

­

-250 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

170.

 ­ § 5 a EStG, § 26 Abs. 6 KStG und § 7 Satz 2 GewStG 
Pauschale Gewinnermittlung bei Betrieb von Handels­
schiffen unter deutscher Flagge im internationalen Verkehr 
anhand des Tonnagegewichts des Schiffes 
(„Tonnagebesteuerung") 

­ § 34 c Abs. 4 EStG und § 26 Abs. 6 Satz 4 KStG 
Streichung des halben Steuersatzes für ausländische 
Einkünfte aus dem Betrieb von Handelsschiffen im 
internationalen Verkehr 

­ § 41 a Abs. 4 EStG 
Teilweise Nichtabführung von Lohnsteuer bei Seeleuten 

Gesetz zur Anpassung der technischen und steuerlichen 
Bedingungen in der Seeschifffahrt an den internationalen 
Standard (Seeschifffahrtsanpassungsgesetz) vom 
09.09.1998 

-31 

+ 10 

-26 

-14

+ 5

-11 
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###

Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

E. Koalition von SPD und Bündnis 90 / 
Die Grünen ab Ende 1998

 bis Oktober 2005 

Finanzbericht 2000 

171.

 ­ § 6 a EStG 
Berücksichtigung der aktuellen Sterbetafeln zur Bewertung 
von Versorgungszusagen; Verteilung der erhöhten 
Aufwendungen infolge höherer Bestandsbewertung auf 3 
Jahre 

172. Steuerentlastungsgesetz 1999 vom 19.12.1998

 ­ Einkommensteuertarif § 32 a und § 32 b EStG 
Neugestaltung des Einkommensteuertarifs ab 1.1.1999  mit 
Senkung des Eingangssteuersatzes auf 23,9 v.H. 

­ Erhöhung des Kindergeldes für erste und zweite Kinder 
von 112 € auf 128 € 

­ Übertragung der Kindergeldauszahlung von den 
Arbeitgebern auf die Familienkassen 

Rechnungsjahr 1999 

- InvZulG 
Einschränkung des InvZulG 1996 aufgrund von EU-
Beihilferecht 

- Fördergebietsgesetz 
Einschränkung des Fördergebietsgesetzes aufgrund von 
EU-Beihilferecht 

173.

 ­ Steuerbefreiung von Entgelten aus geringfügiger  
Beschäftigung bis zu einem Monatsverdienst von 322 €; in 
Fällen mit einer Hauptbeschäftigung und bei Vorliegen von 
sonstigen Einkünften werden geringfügige 
Beschäftigungsverhältnisse in der Regel steuerpflichtig. Die 
Maßnahme tritt ab 1.4.1999 in Kraft 

Summe der Maßnahmen des Steuerentlastungsgesetzes 1999 

Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse vom 24.3.1999 

Steueränderungsgesetz 1998 vom 18.12.1998 

-1.504 

-667 

-2.965 

-307 

. 

. 

-3.633 

-1.079 

-561 

-303

-1.260

-130

.

. 

-1.563 

-491 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

174. 

175. 

Gesetz zum Einstieg in die ökologische Steuerreform 
vom 24.3.1999

 ­ Einführung einer Stromsteuer mit 1 Cent/kWh; 
Erhöhung der Steuersätze für: 
- Kraftstoffe um 3 Cent/Liter 
- Heizöl um 2 Cent/Liter 
- Erdgas um 0,16 Cent/kWh 
(Inkrafttreten ab 1.4.1999)

(Das (Mehr)Aufkommen aus der Ökosteuer dient der 
Senkung des Beitragssatzes in der Rentenversicherung 
von 20,3 v.H. auf 19,5 v.H.) 

Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 24.3.1999 

A. Maßnahmen zur Entlastung 

1. Stufe 1999

 ­ Einkommensteuertarif § 32 a und § 32 c EStG 
Absenkung des Höchsteuersatzes für gewerbliche 
Einkünfte auf 45 v.H. ab 1.1.1999 

­ Körperschaftsteuersätze § 23 Abs. 1 und 2 KStG 
Senkung der Körperschaftsteuersätze für einbehaltene 
Gewinne von 45 v.H. auf 40 v.H., für den ermäßigten 
Steuersatz von 42 v.H. auf 40 v.H. für Gewinne ab 1999 

Summe der Maßnahmen der Stufe 1999 

2. Stufe 2000

 ­ Einkommensteuertarif § 32 a und § 32 c EStG 
Neugestaltung des Einkommensteuertarif ab 1.1.2000 mit
 - Anhebung des Grundfreibetrages auf rund 
   6.902 €/13.805 €; Senkung des Eingangssteuer­
   satzes auf 22,9 v.H.
 - Absenkung des Höchststeuersatzes auf 51 v.H.
 - Absenkung des Höchststeuersatzes für gewerbliche
   Einkünfte auf 43 v.H. 

davon entfällt auf

 ­ die Anhebung des Grundfreibetrags 

­ die Senkung des Eingangssteuersatzes von 22,9 v.H. 

­

-593 

-1.949 

-2.542 

-6.938 

-1.956 

-291 

+ 6.212 

-270

-1.024 

-1.294 

-3.149 

-886

-132 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ die Absenkung der Progressionszone 

­ die Absenkung des ESt-Höchststeuersatzes 

­ die Absenkung des Höchstsatzes für gewerbliche Einkünfte 

Summe der Maßnahmen der Stufe 2000 

3. Stufe 2002

 ­ Einkommensteuertarif § 32 a und § 32 c EStG 
Neugestaltung des Einkommensteuertarifs ab 1.1.2002 mit

 - Anhebung des Grundfreibetrags auf rund 7.158 €/
   14.316 €; Absenkung des Eingangssteuersatzes
   auf 19,9 v.H.
 - Absenkung des Höchststeuersatzes auf 48,5 v.H. 

davon entfällt auf
 - die Anhebung des Grundfreibetrags 

 - die Senkung des Eingangsteuersatzes auf 19,9 v.H. 

 - die Absenkung der Progressionszone 

 - die Absenkung des ESt-Höchststeuersatzes 

Summe der Maßnahmen der Stufe 2002 

Summe der Maßnahmen zur Entlastung 1999 - 2002 

B. Maßnahmen zur Finanzierung

 ­ § 2 Abs. 1a und 3, § 2b EStG 
Mindestbesteuerung: Begrenzung der Verlustverrechnung 
zwischen den Einkünften, Ausschluss der 
Verlustverrechnung bei Verlustzuweisungsgesellschaften 
(Anwendung des § 2b EStG für negative Einkünfte aus 
Verlustzuweisungsgesellschaften oder -gemeinschaften, 
wenn der Gegenstand der Einkunftserzielung nach dem 
04.03.99 angeschafft, hergestellt oder bestellt wurde und 
Stpfl. nach dem 31.12.2000 der Gesellschaft oder 
Gemeinschaft beitreten) 

-3.127 

-864 

-700 

-6.938 

-13.825 

-2.531 

-915 

-9.137 

-1.242 

-13.825 

-23.305 

+ 491 

-1.419

-394

-319 

-3.149 

-6.270 

-1.149

-416

-4.139

-567 

-6.270 

-10.713 

+ 223 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 2a Abs. 3 und 4 EStG 
Streichung der Abzugsfähigkeit von Verlusten aus DBA-
Betriebsstätten 

­ § 3 Nr. 9 EStG 
Absenkung der Freibeträge für Abfindungen bei einer vom 
Arbeitgeber veranlassten Auflösung des Arbeitsver­
hältnisses auf 2/3, Übergangsregelung wie Gesetzentwurf 

­ § 3 Nr. 10 EStG 
Begrenzung der Steuerfreiheit für Übergangsgelder und 
Übergangsbeihilfen auf 12.271 € (unabhängig von Alter 
und Dauer der Betriebszugehörigkeit) 

­ § 3 Nr. 52 EStG und § 3 LStDV 
Aufhebung der Steuerfreiheit für Zuwendungen an 
Arbeitnehmer anlässlich bestimmter Arbeitnehmer- und 
Geschäftsjubiläen 

­ § 4 Abs. 2 EStG 
Einschränkung der nachträglichen Änderung von 
Bilanzen 

­ § 4 Abs. 4 a EStG 
Abgrenzung privater und betrieblicher Schuldzinsen 
(Beseitigung des Mißbrauchs bei Zwei- oder 
Mehrkontenmodellen) 
Zur Vermeidung unerwünschter Härten bleiben 
Schuldzinsen bis 4.090 € zu 50 v.H. generell als 
Betriebsausgaben abziehbar 

­ § 4 Abs. 5 Nr. 10 EStG 
Abzugsverbot für Schmier- und Bestechungsgelder im In- 
und Ausland 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 3 und 3 a EStG § 52 Abs. 6 b Satz 2 
EStG 
Verlängerung der Ansammlungsfrist für Stillegungsver­
pflichtungen bei Kernkraftwerken von bisher 19 Jahre auf 
25 Jahre 

­ § 5 Abs. 4 b EStG 
Verbot der Bildung von Rückstellungen für Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten                                               
z.B.: bei der Wiederaufbereitung von 
Kernbrennelementen (neue Datengrundlage) 

+ 49 

+ 38 

+ 10 

+ 49 

+ 48 

+ 511 

. 

+ 307 

+ 326 

+ 25

+ 18

+ 5

+ 22

+ 21

+ 197

.

+ 106

+ 112 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 und 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 
und 2 EStG 
Einführung eines Wertaufholungsgebotes für Wirt­
schaftsjahre, die nach dem 31.12.1998 enden 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 EStG 
Eingeschränkte Beibehaltung der Teilwertabschreibung 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 4 EStG 
Aufhebung der Bewertung des nicht abnutzbaren 
Anlagevermögens und des Umlaufvermögens land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe mit dem höheren Teilwert 

­ §§ 6 Abs. 1 Nr. 3 und 3a EStG 
Realitätsnähere Bewertung von Rückstellungen, Ansatz 
von Rückstellungen mit Einzel- und angemessenem Teil 
der notwendigen Gemeinkosten. Abzug von Einnahmen bei 
der Rückstellungsbewertung (neue Datengrundlage) 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG 
Abzinsungsgebot auch bei Sachleistungsverpflichtungen 
einschließlich Schadensverpflichtungen (Verteilung der 
Gewinnerhöhung aus der Neubewertung des Bestands auf 
10 Jahre) 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 Buchstabe a EStG i.V.m. § 20 Abs. 
2 KStG 
Realitätsnähere Bewertung von Rückstellungen, 
insbesondere von Schadensrückstellungen in der 
Versicherungswirtschaft 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG und § 23 EStG i.V.m. § 21 Abs. 2 Nr. 
1 UmwStG 
Spekulationsbesteuerung nach Entnahme, z.B. von 
Wertpapieren aus dem Betriebsvermögen 

­ § 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG 
Einlagen in das Betriebsvermögen aus dem 
Überschusseinkunftsvermögen mit fortgeführten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

­ § 6 Abs. 3 bis 5 EStG 
Abschaffung der steuerneutralen Übertragung nach den 
Regeln des „Mitunternehmererlasses“ sowie der 
begünstigten Begründung einer mitunternehmerischen 
Betriebsaufspaltung 

+ 910 

+ 550 

+ 34 

+ 682 

+ 1.186 

+ 1.546 

+ 23 

+ 48 

+ 492 

+ 312

+ 207

+ 16

+ 250

+ 503

+ 557

+ 10

+ 18

+ 184 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 6 Abs. 6 EStG 
Aufdeckung stiller Reserven beim Tausch von Wirt­
schaftsgütern (Nichtanwendung des Tauschgutachtens)

 ­ § 6 b Abs. 1 bis 7 EStG 
Beibehaltung der steuerneutralen Übertragung von stillen 
Reserven in Grund und Boden und Gebäudes 
(Übertragung auf Wirtschaftsgüter, die zu einem Betrieb 
des Steuerpflichtigen gehören) 

­ § 7 g Abs. 1 bis 6 EStG 
Beibehaltung der Ansparabschreibung für kleine und 
mittlere Betriebe und der Sonderabschreibung nach 
vorausgegangener Ansparabschreibung, Sonderregelung 
für Existenzgründer in § 6e EStG, wie 
im Gesetzentwurf 

­ § 9 a Nr. 2 EStG 
Abschaffung des Werbungskostenpauschbetrags bei 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 

­ § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG 
Streichung der Berücksichtigung von Zinsen für 
Nachforderungen und Stundung von Steuern sowie von 
Aussetzungszinsen als Sonderausgaben 

­ § 10 d Abs. 1 EStG 
Begrenzung des Verlustrücktrages auf ein Jahr und 1 Mio. 
€ für die Veranlagungszeiträume 1999 und 2000, 
Begrenzung ab Veranlagungszeitraum 2001 auf ein Jahr 
und 0,5 Mio. € 
Rechnungsjahr 2000 

­ § 10 i EStG 
Streichung des Vorkostenabzugs bei selbstgenutzten 
Wohnungen  (Neue Datengrundlage) 

­ § 13 Abs. 3 EStG 
Teilweise Beibehaltung des Freibetrags für Land- und 
Forstwirte 

­ § 13 a EStG 
Verbesserte Umgestaltung der Ermittlung des Gewinnes 
nach Durchschnittssätzen für kleine land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe 

+ 492 

+ 289 

+ 141 

+ 28 

+ 169 

+ 161 

+ 818 

+ 61 

+ 51 

+ 184 

+ 108

+ 49

+ 13

+ 76

+ 76

+ 373

+ 28

+ 45 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 14 a Abs. 1 bis 3 EStG 
Keine Verlängerung des bis zum 31.12.2000 befristeten 
Freibetrags für Gewinne aus der Veräußerung oder 
Aufgabe von land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe

 ­ § 14 a Abs. 4 EStG 
Verlängerung des bis zum 31.12.2000 befristeten 
Freibetrags für Gewinne aus der Veräußerung oder 
Entnahme von Grund und Boden in land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben im Zusammenhang mit der 
Abfindung weichender Erben in Höhe von 61.355 € je Erbe 
bis zum 31.12.2005

 ­ § 14 a Abs. 5 EStG 
Keine Verlängerung des bis zum 31.12.2000 befristeten 
Freibetrags von 46.016 € für Gewinne aus der 
Veräußerung von Grund und Boden in land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, wenn mit dem Erlös bereits 
vor dem 1.7.1985 vorhandene Betriebsschulden getilgt 
werden

 ­ § 15 Abs. 4 EStG 
Begrenzung der Verlustverrechnung bei Termingeschäften 
(z.B. Optionsgeschäfte, Warentermingeschäfte) Ausnahme 
für Geschäfte des gewöhnlichen Geschäftsverkehrs 

­ § 17 Abs. 1 EStG 
Erweiterung der Besteuerung für Veräußerungsgewinne 
bei wesentlichen Beteiligungen an Kapitalgesellschaften 
durch Senkung der Beteiligungsgrenze von bisher 25 v.H. 
auf 10 v.H. für Veräußerungen ab 1.1.1999 

­ § 20 Abs. 4 EStG 
Halbierung des Sparer-Freibetrags von bisher 3.068 € auf 
1.534 € ab 1.1.2000 

­ § 22 Nr. 3 EStG 
Erweiterung der Verlustverrechnung bei sonstigen 
Leistungen für alle noch nicht bestandskräftigen Fälle 
(Umsetzung der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts) 

­

­

­

+ 136 

+ 194 

+ 1.549 

-5 

-

-

-

+ 53

+ 88

+ 726

-2 

Seite 104 



Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 23 Abs. 1 Nr. 1 EStG 
Verlängerung der Spekulationsfrist für Veräußerungsge­
winne bei privaten, nicht eigengenutzten Grundstücken von 
2 Jahren auf 10 Jahre für Veräußerungen ab 1.1.1999 mit 
Einbeziehung von Herstellungsfällen 

­ § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG 
Verlängerung der Spekulationsfrist für Veräußerungsge­
winne bei Wertpapieren im Privatvermögen von 6 Monaten 
auf 1 Jahr ab 1999 

­ § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EStG 
Besteuerung der Spekulationsgewinne aus 
Termingeschäften (z.B. Optionsgeschäfte, 
Warentermingeschäfte) 

­ § 32 b EStG 
Einbeziehung steuerfreier ausländischer Einkünfte in den 
Progressionsvorbehalt, die im Wege der Organschaft einer 
natürlichen Personen zugerechnet werden 

­ § 32 c Nr. 2 EStG 
Tarifbegrenzung für gewerbliche Einkünfte für Gewinne aus 
Kapitalgesellschaften, die im Wege der Organschaft bei 
natürlichen Personen besteuert werden 

­ § 33 a Abs. 1 und 4 EStG 
Anpassung des steuerlich abzugsfähigen Höchstbetrages 
für Unterhaltsleistungen an das steuerliche 
Existenzminimum 

­ § 34 Abs. 1 und 3 EStG 
Streichung der Gewährung des halben durchschnittlichen 
Steuersatzes für außerordentliche Einkünfte und 
rechnerische Verteilung der außerordentlichen Einkünfte 
und der Einkünfte aus Vergütungen für eine mehrjährige 
Tätigkeit auf 5 Jahre ab 1.1.1999 

­ § 34 b EStG 
Rechnerische Verteilung der Gewinne aus außerordent­
liche Holznutzungen auf 5 Jahre Beibehaltung des 
ermäßigten Steuersatzes für Kalamitäten 

+ 340 

+ 12 

+ 49 

+ 49 

+ 102 

-18 

+ 3.300 

+ 3 

+ 155

+ 5

+ 22

+ 22

+ 46

-8

+ 1.501

+ 1 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 34 e EStG 
Halbierung der Steuerermäßigung von bis zu 1.023 € für 
eigenbewirtschaftete Betriebe, deren Gewinne weder nach 
Durchschnittssätzen ermittelt noch geschätzt werden auf 
511 € ab 2000 und Streichung ab 2001 

­ § 35 EStG 
Abschaffung der Steuerermäßigung bei Belastung mit 
Erbschaftsteuer 

­ §§ 40, 40 a und 40 b EStG 
Keine Minderung der Bemessungsgrundlage durch 
abgewälzte pauschale Lohnsteuer bei 
Direktversicherungen 

­ § 45 d EStG 
Verbesserung des Mitteilungsverfahren bei 
Kapitaleinkünften 

­ § 50 a Abs. 7 EStG 
Verbesserung der steuerlichen Erfassung ausländischer 
Werkvertragsunternehmen und Werkvertragsarbeitnehmer 
durch Steuerabzug beim Auftraggeber 

­ § 52 Abs. 15 Satz 12 EStG 
Einschränkung der Nutzungswertbesteuerung für die 
eigengenutzte Wohnung bei land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben auf Baudenkmäler, die vor dem 1.1.1949 
hergestellt worden sind 

­ § 80 EStDV 
Aufhebung des Importwarenabschlags bei der Bewertung 
von bestimmten Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens 
ausländischer Herkunft für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.1998 enden 

- § 8 Abs. 2 KStG 
Streichung des Verlustabzugs im Zusammenhang mit der 
Veräußerung von steuerfreien Schachtelbeteiligungen 

­ § 8 b Abs. 7 KStG 
Pauschale Versagung des Betriebsausgabenabzugs in 
Höhe von 15 % der steuerfreien Schachteldividenden zur 
Abgeltung der damit in unmittelbarem wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben einschl. 
Veräußerungsgewinnen 

+ 23 

+ 5 

+ 161 

+ 77 

+ 97 

. 

+ 134 

+ 103 

+ 767 

+ 10

+ 2

+ 73

+ 36

+ 48

.

+ 49 

+ 36

+ 404 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 10 Nr. 2 KStG 
Neuberechnung/Korrektur; Einschränkung des Abzugs von 
Zinsen bei verspäteter Ertragsteuerzahlung auch bei der 
KSt 

­ § 21 a KStG 
Streichung der Rücklage in Höhe von 3 v.H. der 
Bauspareinlagen bei Bausparkassen für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 31.12.1998 enden 

UStG 
Milderung der Eigenverbrauchsbesteuerung entsprechend 
der 6. EG-Richtlinie 
Beginn: Ab 1.4.1999 

­ § 15 UStG i.V.m. § 36 Abs. 2 UStDV 
Absenkung des Vorsteuerabzugs aus Aufwendungen 
für nicht ausschließlich betrieblich genutzte Pkw auf  
50 v.H. 
- Untergrenze von 10 % für Anerkennung 
  unternehmerische Nutzung 
Beginn: Ab 1.4.1999 

­ § 15 UStG i.V.m. §§ 36 bis 38 UStDV 
Streichung des Vorsteuerabzugs für 
Verpflegungsmehraufwendungen 
Beginn: Ab. 1.4.1999 

­ § 15 UStG i.V.m. §§ 36 und 39 UStDV 
Streichung des Vorsteuerabzugs des Arbeitgebers aus den 
Reisekosten und Umzugskosten des 
Arbeitnehmers 
Beginn: Ab 1.4.1999 

­ § 24 UStG 
Reduzierung der Durchschnittssatzbesteuerung für land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe auf 9 v.H. bzw. 5 v.H. 
Beginn: Ab 1.4.1999 

­ § 39 KAGG 
Einbeziehung von Aktienfonds in den 
Kapitalertragsteuerabzug 

­ § 8 Nr. 10 GewStG 
Hinzurechnung von abführungsbedingten 
Gewinnminderungen (in Organschaftsfällen) 

+ 256 

+ 297 

+ 663 

+ 663 

+ 75 

+ 155 

+ 118 

+ 243 

. 

+ 110

+ 107 

+ 457

+ 457

+ 52

+ 109

+ 70

+ 128

. 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 3 Abs. 2 Nr. 1, § 7 Abs. 1 Nr. 8 und 9 ErbStG 
Erfassung von Vermögensübertragungen auf Trusts bei 
der Erbschaftsteuer

 ­ § 1 Abs. 2 a und 3 GrEStG 
Grunderwerbsteuerpflicht bei Übertragung von mindestens 
95 % der auch mittelbar gehaltenen Anteile an 
Kapitalgesellschaften für die Grundstücke der 
Kapitalgesellschaft; Mehraufkommen ein Jahr später

 ­ § 1 Abs. 3 und 5 GrEStG 
Einführung einer Mindestbehaltensfrist von 5 Jahren für 
eine grunderwerbsteuerbefreite Grundstücksübertragung 
bei einer Gesamthand, die Grundstücke besitzt 

­ § 17 EigZulG 
Vermeidung einer doppelten Gewährung der Kinderzulage 
bei Genossenschaftsanteilen

Summe der Maßnahmen zur Finanzierung 

Finanzbericht 2001 

176. 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes und des 
Tabaksteuergesetzes vom 1.12.1999

 ­ § 3 b Abs. 1 Satz 3 KraftStG 
Auslaufen der steuerlichen Förderung der Pkw 
der Stufe 1 (sog. D3-Pkw) zum 31.12 1999 
statt zum 31.12.2000 

177. 

- Jährliche Erhöhung der Stromsteuer in den Jahren 2000 
bis 2003 um jeweils 0,25 Cent/kWh 

­ Jährliche Erhöhung des Steuersatzes für Kraftstoffe 
(Benzin u. Diesel) in den Jahren 2000 bis 2003 
um jeweils 3 Cent/Liter 

Gesetz zur Fortführung der ökologischen Steuerreform vom 
16.12.1999 

Gesetz zur Änderung des 

Gesamtsumme aller Maßnahmen der Steuerreform insgesamt 

­

­

. 

­

+ 18.254 

-5.052 

+ 259

+ 1200/a1 

+ 2.045 

-

-

.

-

+ 7.848 

-2.865 

­

+ 614

+ 2.045 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

178.

179. 

*) Das Mehraufkommen durch die Mineralöl- und 
Stromsteuererhöhung im Zuge der Fortführung der 
ökologischen Steuerreform dient der Stabilisierung und 
weiteren Senkung des Beitragssatzes in der 
Rentenversicherung (1999: 19,5 %). 

­ § 32 Abs. 6 EStG 
Betreuungsfreibetrag für Kinder unter 16 Jahren in Höhe 
von 3.024 DM je Kind 

­ § 32 Abs. 6 EStG 
§ 66 Abs. 1 Satz 2 EStG 
Betreuungsfreibetrag für behinderte Kinder über 16 Jahren 
(bei Heimunterbringung Beschränkung auf 552 € je Kind 
und Zahlung 552 € je Kind und Zahlung eines 
Teilkindergeldes von 15 € je Monat) 

­ § 33c EStG 
Streichung der Abzugsfähigkeit von Kinderbetreuungs­
kosten 

­ § 53 EStG 
Steuerfreistellung des Existenzminimums von Kindern in 
den minimums von Kindern in den Veranlagungs­
zeiträumen 1983-1995 
(einschließlich Verzinsung nach 
§233a AO)

 ­ § 66 Abs. 1 Satz 1 EStG 
Anhebung des Kindergeldes für 1. und 2. Kinder von 128 € 
auf 138 € je Monat 

­ § 1 FAG 
Umverteilung von 0,25 v.H.-Punkten  des Umsatzsteuer-
Aufkommens

Familienförderung 

Gesetz zur Bereinigung von steuerlichen Vorschriften 
(Steuerbereinigungsgesetz 1999 - StBereinG 1999) vom 
22.12.1999 

Gesetz zur Familienförderung vom 22.12.1999 

Summe der finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 

-971 

-10 

+ 107 

-547 

-1.943 

­

-3.364 

-560

-7

+ 49

-236 

-826

-327 

-1.906 
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Rechtsänderung
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 3 Nr. 26 EStG 
Anhebung der Übungsleiter pauschale von 1.227 € auf 
1.841 € Bis zu diesem Betrag gelten die Einnahmen 
nunmehr als steuerfrei. 

­ § 4 Abs. 2 EStG 
Rückgängigmachung der Einschränkung der 
nachträglichen Änderung von Bilanzen 

­ § 4 Abs. 4a EStG 
Neufassung zur Verbesserung der Praxistauglichkeit und 
Vereinfachung 

­ § 5a EStG 
Einschränkung der Tonnagebesteuerung (Aufhebung der 
sinngmäßen Anwendung der Reinvestitionsvergünstigung 

nach § 6b EStG)4)

 ­ § 23 EStG i.V.m. § 52 Abs. 39 EStG 
Rückgängigmachung der AfA bei der Veräußerungs­
gewinnermittlung in Herstellungsfällen, bei denen die 
Fertigstellung des Gebäudes erst nach dem 31.12.1998 
Gebäudes erst nach dem 31.12.1998 erfolgt.

 ­ §§ 39a ff. 
Einführung eines Hinzurechnungsbetrages mit 
korrespondierendem Freibetrag auf Lohnsteuerkarten mit 
Steuerklasse VI 

Rechnungsjahr 2000 

­ § 50a Abs. 7 EStG 
Wegfall des Steuerabzugs beim Auftraggeber zur 
steuerlichen Erfassung ausländischer 

Vertragsunternehmen und Werkvertragsarbeitnehmer 5) 

­ § 8b Abs. 7 KStG 
Pauschale Versagung des Betriebsausgaben in Höhe 
von 5% statt bisher 15 % der steuerfreien Schachtel­
dividenden einschl. Veräußerungsgewinnen zur Ab­
geltung der damit in unmittelbarem wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben 
(Inkrafttreten 1.1.1999) 

- § 2 InvZulG 1999 
Erhöhung der Fördersätze für Erstinvestitionen und 
Umsetzung der Entscheidung der 
Europäischen Kommission              

Rechungsjahr 2003 

-378 

-48 

-305 

. 

. 

-153 

-97 

-767 

+ 146 

-172

-21

-116

.

.

-70

-48

-404 

+ 69 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

180. 

181. 

182. 

- § 233 AO 
Aufhebung der Begrenzung des Zinslauf auf 4 Jahre mit 
Stichtagsregelung bei der Verzinsung von Steuernach­
forderungen und Steuererstattungen 

- Finanzielle Auswirkungen des 
Steuerbereinigungsgesetzes 1999 

Gesetz zur Änderung des Wohngeldgesetzes und 
anderer Gesetze vom 22.12.1999 

- § 5 EigZulG 
Absenkung der Einkommensgrenze bei der Eigenheim­
zulage auf jährlich 
40.903 / 81.807 € plus 15.339 € pro Kind 

Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung von 
Stiftungen vom 14.06.2000 

- Zusätzlicher Spendenabzug für Zuwendungen an 
steuerbegünstigte Stiftungen bis maximal 20.452 € im 
Jahr (Für Zuwendungen, die nach dem 31.12.1999) 

- Einführung einer Spendenabzugsmöglichkeiten von 
306.775 € in einem Zeitraum von 10 Jahren anlässlich 
der Neugründung einer steuerbegünstigten Stiftungen 
(Für Zuwendungen, die nach dem 31.12.1999 erfolgen) 

- Auswirkungen auf die ErbSt durch den Anstieg des 
Stiftungsvolumens und Erweiterung des § 29 Abs. 1 
Nr. 4 ErbStG auf alle Stiftungen 2) 

- Maßnahmen insgesamt 

Gesetz zur Senkung der Steuersätze und zur Reform 
der Unternehmensbesteuerung (einschließlich der 
Entschließung des Bundesrates vom 14. Juli 2000) 

A. Reform der Unternehmensbesteuerung 

I. Tarifsenkungen und reformbedingte Maßnahmen 

1. Kapitalgesellschaften 

1 Senkung des Einbehaltungssatzes bei der Körper­
schaftssteuer von 40 v.H. auf 25 v.H. 

+ 23 

-1.572 

+ 87 

-309 

-118 

-335 

-762 

-7.140 

+ 9 

-751 

+ 37 

-132 

-49 

-

-182 

-3.749 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

2 Senkung des Ausschüttungssatzes bei der Körper­
schaftssteuer von 30 v.H. auf 25 v.H. 

3 Senkung des Kapitalertragsteuersatzes für Dividenden 
und Ausschüttungen von Kapitalgesellschaften von 
bisher 25 v.H. auf 20 v.H. für Wirtschaftsjahre, die 
nach dem 31. 12. 2001 enden 

4 Ersetzung des bisherigen Anrechnungsverfahren durch 
das Halbeinkünfteverfahren bei der Dividendenbesteu­
erung (u.a. Umstellung der Einkommensbesteuerung 
bei Anteilseignern, Wegfall des Dividenstrippings, 
Wegfall der Verlustausgleichsmöglichkeit bei 
beteiligten Kapitalgesellschaften, Wegfall der Möglich­
keit sog. Leerverkäufe 

5 Neuregelung der Besteuerung von Organschaften 

6 Steuerbefreiung von Gewinnen aus der Veräußerung 
von Anteilen an inländischen Kapitalgesellschaften 
durch Kapitalgesellschaften ab dem Veranlagungszeit­
raum 2002 

7 Senkung der Beteiligungsgrenze für die Besteuerung 
von Veräußerungsgewinnen bei Verkauf von Anteilen 
an Kapitalgesellschaften von bisher 10 v.H. auf 1 v.H. 

8 Einbeziehung der (Spekulations-)gewinne aus der 
Veräusserung von Anteilen an Kapitalgesellschaften in 
das Halbeinkünfteverfahren 

9 Regelung für den Übergang bei Altkapital vom 
bisherigen Vollanrechnungsverfahren zu einem Be­
steuerungsverfahren mit einer Definitivbelastung 

10 Summe der Maßnahmen für Kapitalgesellschaften 
(Pos. 1 bis Pos. 9) 

2. Personenunternehmen 

11 Ermäßigung der Einkommensteuer mit dem 1,8-fachen 
Gewerbesteuermessbetrag 

12 Abschaffung der Tarifbegrenzung für gewerbliche 
Einkünfte nach § 32 c EStG ab 2001 

-1.012 

-59 

+ 2.549 

-54 

-2.168 

+ 128 

-593 

-2.104 

-10.453 

-5.069 

+ 2.638 

-596 

-89 

+ 1.293 

-28 

-696 

+ 59 

-270 

-1.103 

-5.180 

-2.306 

+ 1.201 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

13 Erhöhung des Freibetrags für Veräußerungen von 
Personenunternehmen von bisher 30.678 € auf 
51.129 € 

14 § 6 Abs. 5 EStG 
Wiedereinführung des Mitunternehmererlasses 

15 Summe der Maßnahmen für Personenunternehmen 
(Pos. 11 bis Pos. 14) 

16 Summe der Maßnahmen für Kapitalgesellschaften und 
Personenunternehmen zusammen 
(Pos. 10 und Pos. 15) 

II. Finanzierende Maßnahmen 

17 Senkung der degressiven Abschreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens von höchstens 
30 v.H. auf höchstens 20 v.H. 

18 Senkung der linearen Abschreibung für Gebäude 
im Betriebsvermögen von bisher 4 v.H. auf 3 v.H. 

19 Verschärfung der Regelungen zur Gesellschafter-
Fremdfinanzierung 

20 Abschaffung der Ansparabschreibung nach § 7 g EStG 
von 50 v.H. auf 40 v.H. der voraussichtlichen 
Anschaffungskosten 

21 Summe der finanzierenden Maßnahmen zur Reform der 
Unternehmensbesteuerung insgesamt 
(Pos. 17 bis Pos. 20) 

22 Summe der Maßnahmen zur Reform der Unter­
nehmensbesteuerung insgesamt (Pos. 16 und Pos. 21) 

23 Anpassung der amtlichen Abschreibungstabellen an 
realitätsnähere Nutzungsdauern ab 1.1.2001 

24 Summe der Maßnahmen zur Reform der Unter­
nehmensbesteuerung sowie die Anpassung der 
amtlichen Abschreibungstabellen 1) 
(Pos. 22 und Pos. 23) 

-256 

-414 

-3.101 

-13.554 

+ 6.639 

+ 268 

+ 509 

+ 46 

+ 7.462 

-6.092 

+ 1.764 

-4.328 

-116 

-145 

-1.366 

-6.547 

+ 1.982 

+ 80 

+ 252 

+ 15 

+ 2.328 

-4.218 

+ 526 

-3.692 
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-14.234 -6.444

-6.890 -3.127

Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

B. Sonstige Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
    Reform der Unternehmensbesteuerung 

25 Senkung der Gewerbesteuer-Umlage für "Fonds 
Deutsche Einheit" infolge der Veränderung des
 Gewerbesteueraufkommens durch die Reform der
 Unternehmensbesteuerung 

26 Anpassung der normalen Gewerbesteuer-Umlage 

27 Summe der sonstigen Maßnahmen insgesamt 
(Pos. 25 und Pos. 26) 

28 Summe der Maßnahmen zur Reform der Unter­
nehmensbesteuerung sowie der sonstigen im 
Zusammenhang stehenden Maßnahmen 1) 

(Pos. 24 und Pos. 27) 

C. Reform des Einkommensteuertarifs 

29 Einführung des für 2002 beschlossenen Einkommen­
steuertarifs schon ab Veranlagungszeitraum 2001 

30 Änderung des Einkommensteuertarifs ab 2003 durch 
Erhöhung des Grundfreibetrags von bisher 7.158 € 
um 256 € auf 7.414 € und Senkung des Eingangs­
steuersatzes von bisher 19,9 v.H. um 2,9 v.H.-Punkte 
auf 17 v.H. sowie Senkung des Höchststeuersatzes 
von bisher 48,5 v.H. um 1,5 v.H.-Punkte auf 47 v.H. 

31 Änderung des Einkommensteuertarifs ab 2005 durch 
eine weitere Erhöhung des Grundfreibetrags um 
256 € auf 7.669 € und eine weitere Senkung 
des Eingangssteuersatzes um 2 v.H.-Punkte auf 
15 v.H. sowie des Höchststeuersatzes um 4 v.H. 
-Punkte auf  43 v.H. mit einer gleich mäßigen 
Absenkung der Progressionszone 

32 Stufenweise Umstellung des bisherigen Einkommen­
steuertarifs auf DM-Basis auf einen Einkommensteuer­
tarif auf Euro-Basis ohne Tabellenstufen 

33 Summe der Maßnahmen zur Reform des Einkommen­
steuertarifs insgesamt (Pos. 29 bis Pos. 32) 

-

-

-

-4.328 

(- 14.234) 

(- 6.890) 

-24.263 

+ 143 

-24.120 

-

+ 1.478 

+ 1.478 

-2.214 

(- 6.444) 

(- 3.127) 

-11.005 

+ 65 

-10.939 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

D. Zusammenfassung 

34 Reform der Unternehmensbesteuerung einschließlich 
der Anpassung der amtlichen Abschreibungstabellen 1) 
(Pos. 24) 

35 Sonstige Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Reform der Unternehmensbesteuerung (Pos. 27) 

36 Reform der Unternehmensbesteuerung einschließlich 
der sonstigen Maßnahmen (Änderung der Gewerbe­
steuer-Umlage) 1) 
(Pos. 34 und Pos. 35) 

37 Reform des Einkommensteuertarifs 
(Pos. 33) 

38 Finanzielle Auswirkungen aller Maßnahmen des 
Steuersenkungsgesetzes insgesamt 
(Pos. 36 und Pos. 37) 

E. Ergänzende Maßnahmen der Entschließung 
    des Bundesrates vom 14. Juli 2000 

39 Wiedereinführung des halben Steuersatzes für 
Betriebsveräußerungen bzw. -aufgaben für aus dem 
Berufsleben ausscheidende Unternehmer einmal im 
Leben 

40 Weitere Senkung des Spitzensteuersatzes der 
Einkommensteuer  um einen Prozentpunkt 
auf 42 v.H. ab 2005 

41 Finanzielle Auswirkungen der Maßnahmen zur Reform 
der Unternehmensbesteuerung mit Berücksichtigung 
der Wiedereinführung des halben Steuersatzes für 
Betriebsveräußerungen 1) 

(Pos. 36 und Pos. 39) 

42 Finanzielle Auswirkungen der Reform des Einkommen­
steuertarifs mit Berücksichtigung der weiteren 
Tarifsenkung ab 2005 
(Pos. 37 und Pos. 40) 

-4.328 

-

-4.328 

-24.120 

-28.448 

-1.079 

-2.411 

-5.407 

-26.531 

-3.692 

+ 1.478 

-2.214 

-10.939 

-13.153 

-491 

-1.094 

-2.705 

-12.033 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

43 Finanzielle Auswirkungen des Steuersenkungsgesetzes 
mit Berücksichtigung der Maßnahmen der  Ent­
schließung des Bundesrates insgesamt 
(Pos. 41 und Pos. 42) 

Finanzbericht 2002 

183. 

vom 19.12.2000 

- § 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG 
Die Sätze für Verpflegungsmehraufwendungen in Höhe
 von 46 DM, 20 DM und 10 DM werden ersetzt durch
 24 €, 12 € und 6 €. 

- § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG 
Die Begrenzung der abziehbaren Aufwendungen 
für häusliche Arbeitszimmer in Höhe von 2.400 DM 
wird ersetzt durch 1.250 €. 

- § 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG 
Die Kilometer-Pauschbeträge in Höhe von 0,70 DM
 und 0,33 DM werden ersetzt durch  0,36 € und 0,17 €. 

- § 9a Abs. 1 Nr. 1 a) EStG 
Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag in Höhe von 2.000 DM 
wird ersetzt durch 1.044 €. 

- § 10 c Abs. 1 EStG 
Der Sonderausgaben-Pauschbetrag in Höhe von 
108 DM wird ersetzt durch 36 €. 

- § 20 Abs. 4 EStG 
Der Sparerfreibetrag in Höhe von 3.000 DM / 6.000 DM 
(Ledige / Verheiratete) wird ersetzt durch 1.550 € / 
3.100 €. 

- § 32 Abs. 6 EStG 
Kinderfreibetrag in Höhe von 6.912 DM und 
Betreuungsfreibetrag in Höhe von 3.024 DM werden 
ersetzt durch 3.564 € bzw. 1.548 €. 

- § 32 Abs. 7 EStG 
Der Haushaltsfreibetrag in Höhe von 5.616 DM wird 
ersetzt durch 2.916 €. 

Gesetz zur Umrechnung und Glättung steuerlicher Euro-
Euro-Beträge (Steuer-Euroglättungsgesetz) 

-31.938 

-38 

-5 

-20 

-108 

+ 59 

-5 

-38 

-14 

-14.738 

-17 

-2 

-9 

-49 

+ 26 

-2 

-17 

-7 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 3 Abs. 3 bis 5 SolZG 
Anpassung der Nichterhebungsgrenzen der Be­
messungsgrundlage des Solidaritätszuschlags von 
1.836 DM / 3.672 DM (Ledige / Verheiratete) auf 
972 € / 1.944 €. 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Um­
rechung und Glättung steuerlicher Euro-Beträge 
insgesamt 

184. 
gesetzes und anderer Gesetze vom 19.12.2000 

- § 9 Abs. 3 EigZulG 
Verlängerung der Zulage für neue Technologien  für 
die Baujahrgänge 2001 und 2002 

- § 9 Abs. 4 EigZulG 
Verlängerung der Niedrighausenergiezulage für 
die Baujahrgänge 2001 und 2002 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Änderung 
des Eigenheimzulagengesetzes und anderer 
Gesetze insgesamt 

185. Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 
1999 vom 20.12.2000 

A. Änderungen des Investitionszulagengesetzes 1999 

- § 2 Abs. 6 Nr. 3 und Abs. 7 Nr. 3 InvZulG 
Aufstockung der Investitionszulagen um 2,5 Prozent­
punkte ab dem Jahr 2001 für Erstinvestitionen im 
Randgebiet des Fördergebiets zu Polen und Tschechien 

- § 10 Abs. 4 InvZulG 
Herabsetzung des erhöhten Fördersatzes für 
Erstinvestitionen in Berlin von 25 v.H. auf 20 v.H. 

- § 10 Abs. 4 InvZulG 
Begrenzung der Investitionszulagen für betriebliche 
Investitionen in der Arbeitsmarktregion Berlin ab 
dem Jahr 2000 

- Änderungen des Investitionszulagengesetzes 1999 zu­
sammen 

Gesetz zur Änderung des  Eigenheimzulagen­

-15 

-184 

-

-

-

-19 

+ 14 

+ 18 

+ 13 

-15 

-92 

-

-

-

-9 

+ 7 

+ 8 

+ 6 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

B. Änderungen sonstiger Steuergesetze 

- § 3 Nr. 40, § 3 c, § 15 Abs 4 EStG und § 8 b KStG 
Steuerliche Verrechnung der Ergebnisse aus dem
 Aktienhandel und der Ergebnisse aus den damit 
zusammenhängenden Derivatgeschäften bei Banken 
und bestimmten anderen Finanzdienstleistern 

- § 3 Nr. 45 EStG 
Steuerbefreiung für die private Mitbenutzung betrieb­
licher Personalcomputer und Telekommunikations­
geräte ab 2000 

- § 40 Abs.2 Satz 1 Nr. 5 EStG 
Einführung einer pauschalen Lohnsteuer von 25 v.H. 
für vom Arbeitgeber unentgeltlich oder verbilligt 
übereignete Personalcomputer ab 2000 

- § 58 Nr. 1 AO 
Einführung der Steuerpflicht für Förder- bzw. 
Spendensammelvereine, deren die Mittel empfangende 
Körperschaften steuerpflichtig sind 

- § 64 Abs. 6 AO 
Abbau der Überbesteuerung für bestimmte wirtschaft­
liche Tätigkeiten von gemeinnützigen Körperschaften 

- § 68 Abs. 6 AO 
Sicherstellung der Steuerfreiheit der Fernseh­
lotterien "Aktion Mensch" und "Die goldene Eins" 

- § 5 Abs. 1 Finanzverwaltungsgesetz 
Zentrale Sammlung und Auswertung von Informationen 
über Betrugsfälle im Bereich der Umsatzsteuer durch 
das Bundesamt für Finanzen 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Änderung 
des Investitionszulagengesetzes 1999 insgesamt 

-

. 

. 

. 

. 

-

. 

+ 13 

-

. 

. 

. 

. 

-

. 

+ 6 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

186. 

187. 

188. 

Gesetz zur Einführung einer Entfernungspauschale 
vom 21.12.2000 

- § 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG 
Umwandlung des bisherigen Kilometer-Pauschbetrags 
von 0,36 € je Entfernungskilometer in eine Verkehrs­
mittel unabhängige Entfernungspauschale. Für Ent­
fernungen bis 10 km werden 0,36 € je Entfernungs­
kilometer, darüber hinaus 0,41 € je Entfernungs­
kilometer berücksichtigt 

- § 9 Abs. 1 Nr. 4 Satz 6 EStG 
Anrechnung der steuerfreien Sachbezüge auf die 
Entfernungspauschale 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
Einführung einer Entfernungspauschale insgesamt 

Gesetz zur Regelung der Bemessungsgrundlage für 
Zuschlagsteuern vom 21.12.2000 

- § 51a Abs. 2 EStG 
Nichtberücksichtigung der im Steuersenkungsgesetz 
enthaltenen 1,8-fachen Anrechnung des Gewerbe­
steuermessbetrags und des Halbeinkünfteverfahrens 
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die 
Kirchensteuer 

- nachrichtlich: 
Kirchensteuer 

Gesetz zur Reform der gesetzlichen Renten­
versicherung und zur Förderung eines kapitalge­
deckten Altersvorsorgevermögens (Altersvermögens­
gesetz) vom 26.06.2001 

- Senkung des Mindestalters für Pensions- und 
beitragsorientierte Zusagen von 30 auf 28 Jahre sowie 
Entgeltumwandlungen bei Pensionszusagen 

- Einführung eines Rechtsanspruchs auf Gehalts­
umwandlungen für Pensionskassen und Direkt­
versicherungen ab Veranlagungszeitraum 2002 

-534 

+ 20 

-514 

-207 

(+496) 

-74 

-199 

-244 

+ 9 

-235 

-95 

-32 

-91 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- Stufenweise Einführung einer Grundzulage von 
153 / 307 € (Alleinstehende / Verheiratete) und einer 
Kinderzulage von 184 € je Kind für Aufwendungen zur 
privaten Altersvorsorge von rentenversicherungspflich­
tigen Arbeitnehmern oder Sonderausgabenabzug 

- Einbeziehung des Wohneigentums in die Förderung der 
privaten Altersversorgung (Zwischenentnahmemodell) 

- Besteuerung der Leistungen der privaten Altersvorsorge 
nach § 22 Nr. 5 EStG 

- Befreiung der Zuwendungen gewerblicher Arbeitgeber an 
Pensionskassen und -fonds von der Lohnsteuer nach 
§ 3 Nr. 63 EStG 

- Übertragung von Direktzusagen (Pensionsrück­
stellungen) auf Pensionsfonds 

- Wegfall steuerpflichtiger Kapitalerträge durch Um­
schichtung in private Altersvorsorgeverträge 

- Finanzielle Auswirkungen der steuerlichen Regelungen 
zur privaten Altersvorsorge und zur betrieblichen Alters­
versorgung insgesamt 

189. Gesetz zur Einführung einer Vergütung der Mineralöl­
steuer für die Land- und Forstwirtschaft (Agrardiesel­
gesetz) vom 21.12.2000 

- § 2 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 25d MinöStG 
Einführung einer Vergütung der Mineralölsteuer für die 
Land- und Forstwirtschaft in Höhe von:
 - 12 Cent/Liter in 2001
 - 15 Cent/Liter in 2002
 - 18 Cent/Liter ab 2003. 
Damit wird die Land- und Forstwirtschaft ab 2001 mit 
einem Steuersatz von 0,57 DM/Liter (das entspricht 
ab 1.1.2002: 0,29 €/Liter) Dieselkraftstoff belastet. 

-9.717 

-143 

-256 

-

-107 

-10.497 

-

-4.341 

-65 

-116 

-

-50 

-4.696 

-
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Finanzbericht 2003 

190. Zweites Gesetz zur Familienförderung vom 16.8.2001 

A. Entlastende Maßnahmen 

- § 32 Abs. 6 EStG 
Anhebung des Kinderfreibetrags von 3.564 € auf 3.648 € 
je Kind in 2002; Betreuungsfreibetrag 1.548 € auch für 
Kinder über 16 Jahren; Einführung eines Erziehungs­
freibetrags von 612 € ab 2002 

- § 33 c EStG (neu) 
Berücksichtigung nachgewiesener Kinderbetreuungs­
kosten wegen Erwerbstätigkeit Alleinstehender oder 
beider Ehegatten bis zu 1.500 € pro Kind, soweit die 
Kinderbetreuungskosten den Betreuungsfreibetrag 
von 1.548 € übersteigen 

- § 66 Abs. 1 EStG 
Anhebung des Kindergeldes für das 1. und 2. Kind von 
138 € um 16 € auf 154 € monatlich 

- Entlastende Maßnahmen insgesamt 

B. Finanzierende Maßnahmen 

- § 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG 
Streichung der Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für 
hauswirtschaftliche Beschäftigungshilfen 

- § 33 a Abs. 2 EStG 
Reduzierung der Ausbildungsfreibeträge auf einen Frei­
betrag in Höhe von 924 €  (= 1.800 DM), der der Ab­
geltung eines Sonderbedarfs für sich in Berufsaus­
bildung befindende, auswärtig untergebrachte, voll­
jährige Kinder dient. 

- § 32 Abs. 7 EStG 
Abbau des Haushaltsfreibetrags in 3 Stufen von 2.916 € 
auf 2.340 € in 2002, auf 1.188 € in 2003 und 2004 und 
0 € ab 2005; Neufälle ab 2002 0 €. 

- Finanzierende Maßnahmen insgesamt 

- Finanzielle Auswirkungen des Zweiten Gesetzes zur 
Familienförderung insgesamt 

- Neuverteilung der USt-Anteile zu Gunsten der Länder 
und zu Lasten des Bundes in Höhe von 0,6%-Punkten 

-634 

-161 

-3.042 

-3.837 

+ 49 

+ 486 

+ 928 

+ 1.463 

-2.374 

-

-343 

-73 

-1.293 

-1.708 

+ 23 

+ 222 

+ 422 

+ 667 

-1.041 

-822 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

191. 

192. 

193. 

- Finanzielle Auswirkungen des Zweiten Gesetzes 
zur Familienförderung nach Umsatzsteuerausgleich
 insgesamt 

Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im 
Baugewerbe vom 30.8.2001 

- §§ 48 ff EStG 
Einführung eines Steuerabzuges für Bauleistungen in 
Höhe von 15 v.H. der Gegenleistung ab 2002. 
Der Steuerabzug ist auf LSt, ESt und KSt des 
Leistenden anzurechnen. 

Gesetz zur Bekämpfung von Steuerverkürzungen 
bei der Umsatzsteuer und zur Änderung anderer 
Steuergesetze  (Steuerverkürzungsbekämpfungs­
gesetz) vom 19.12.2001 

- UStG; AO; StGB; FVG; FGO 
Maßnahmen im Rahmen der Bekämpfung des Umsatz­
steuerbetrugs 

- KStG 
Keine steuerliche Anerkennung von Organschaften mit 
Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen 

- Finanzielle Auswirkungen des Steuerverkürzungs­
bekämpfungsgesetzes insgesamt 

Gesetz zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 2001) vom 20.12.2001 

Artikel 1 (Änderung des EStG) 

- § 4 Abs. 4a EStG 
Die Nichteinbeziehung von Einlagen und Entnahmen 
innerhalb von 3 Monaten vor Ende des Wirtschafts­
jahres, soweit sie innerhalb von 3 Monaten nach 
Ende des Wirtschaftsjahres wieder rückgängig 
gemacht werden, wird gestrichen 

- § 52 Abs. 34a EStG i. V. m. § 17 Abs. 2 Satz 4 EStG 
Rückwirkende Anwendung der im StEntlG neugefassten 
Verlustberücksichtigung bei der Veräußerung von 
Anteilen an Kapitalgesellschaften 

-2.374 

+ 218 

+ 2.500 

- 7) 

+ 2.500 

. 

. 

-1.863 

+ 99 

+ 1.286 

+ 1.286 

. 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 33a Abs. 1 Satz 2 EStG 
Abzug von Unterhaltleistungen an eine gleichgestellte 
Person bereits dann, wenn Sozialleistungen des Em­
pfängers gekürzt werden (auf die Höhe der Kürzung 
kommt es nicht mehr an) 

- § 49 Abs. 1 EStG 
Schließen von Besteuerungslücken bei beschränkt 
Steuerpflichtigen (ohne Seeleute) 

- § 50a Abs. 4 EStG 
Milderung des Steuerabzugs bei beschränkt 
Steuerpflichtigen 

Artikel 18 (Änderung des UStG) 

- §§ 13b, 18 Abs. 8 UStG i.V.m. § 51 - 58 UStDV 
Aufhebung des bisherigen Abzugsverfahrens nach 
§ 18 Abs. 8 UStG bei gleichzeitiger Einführung einer 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers nach 
§ 13b UStG 

- §12 Abs. 2 Nr. 10 i.V.m. § 28 Abs. 4 UStG 
Verlängerung der bis zum 31.12.2001 befristeten 
Übergangsregelung zur Anwendung des ermäßigten 
Umsatzsteuersatzes für die Personenbeförderung mit 
Schiffen bis zum 31.12.2004 

- Nr. 44 der Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 UStG 
Aufhebung der Begünstigung für die Lieferung von 
Fütterungsarzneimitteln 

Artikel 26 (Änderung des InvZulG) 

- I-Zulage 
Modernisierung Mietwohnungen; Erhöhung Altbauzulage 

- I-Zulage 
Modernisierung Mietwohnungen; Neugestaltung 
Selbstbehalt (50 Euro/qm) 

- I-Zulage 
Modernisierung Selbstnutzer; Vorzeitiges 
Auslaufen (Ende 2001) § 4 InvZulG 

. 

+ 7 

-15 

-

-15 

+ 50 

-111 

+ 72 

+ 101 

. 

+ 3 

-6 

-7 

+ 26 

-52 

+ 34 

+ 43 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Artikel 31 (Änderung des Wohngeldgesetzes) 

- § 42 Wohngeldgesetz 
Verlängerung des Wohngeldrechtlichen 
Härteausgleichs 

Artikel 35 (Änderung des Steuer-Euroglättungs­
gesetzes) 

- Artikel 7 Nr. 3 Buchst. a Doppelb. aa 
Abrundung des Gewerbeertrags auf volle 100 Euro gem. 
§ 11 Abs. 1 Satz 3 GewStG 

- Finanzielle Auswirkungen des Steueränderungs­
gesetzes 2001 insgesamt 

194. Gesetz zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuer­
rechts (Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetz) 
vom 20.12.2001 

- § 6 Abs. 3 EStG 
Unentgeltliche Übertragung eines Teils eines 
Mitunternehmeranteils und unentgeltlicher Eintritt einer 
natürlichen Person in ein Einzelunternehmen unter 
Fortführung der Buchwerte 

- § 6 Abs. 3 EStG 
Unschädlichkeit der Zurückbehaltung von Sonder­
betriebsvermögen (Behaltefrist 5 Jahre) 

- § 6 Abs. 5 EStG 
Steuerneutrale Umstrukturierungsmöglichkeiten 
zwischen Mitunternehmern und Mitunternehmer­
schaften unter Einhaltung einer allgemeinen Behaltefrist 
von 3 Jahren (Fristende nach Ablauf von 3 Jahren 
nach Abgabe der Steuererklärung für den VZ, in dem die 
Übertragung erfolgt ist). Steuerneutraler Übergang 
von stillen Reserven auf eine Kapitalgesellschaft sieben 
Jahre nach Übertragung des Wirtschaftsgutes 

- § 16 Abs. 3 Satz 2 EStG 
Wiedereinführung der steuerneutralen Realteilung 
bei Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern. 
Einführung einer allgemeinen Behaltefrist von 3 Jahren 
bei Realteilungen (Fristende nach Ablauf von 3 Jahren 
nach Abgabe der Steuererklärung für den VZ, in dem die 
Übertragung erfolgt ist) 

-

-2 

+ 87 

. 

-150 

. 

-150 

-

+ 1 

+ 42 

. 

-46 

. 

-46 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 6b Abs. 10 EStG 
Wiedereinführung einer Gesellschafterbezogenheit 
bei der § 6b-Rücklage 

- § 6b Abs. 10 EStG 
Einführung einer Reinvestitionsrücklage für Gewinne 
aus der Veräußerung von Anteilen an Kapital­
gesellschaften durch Personenunternehmen bis zu 
einer Obergrenze für den Veräußerungsgewinn 
in Höhe von 500.000 €. 
Übertragungsfristen:
  - bei Übertragung auf Gebäude: 4 Jahre,
  - bei Übertragung auf Beteiligungen und bewegliche 
    Wirtschaftsgüter: 2 Jahre 

- § 16 Abs. 1 EStG 
Keine Steuerbegünstigung bei entgeltlicher Übertragung 
eines Teils eines Mitunternehmeranteils 

- § 7 GewStG 
Gewerbesteuerpflicht bei der Veräußerung eines  
Betriebes, Teilbetriebes oder Mitunternehmeranteils 

- § 2 GewStG 
Vollständige Angleichung der Voraussetzungen der 
gewerbesteuerlichen Organschaft an die Voraus­
setzungen der körperschaftsteuerlichen Organschaft 

- § 8 Nr. 7 GewStG 
Beibehaltung geltenden Rechts 

- § 8 GewStG 
Gewerbesteuer auf Streubesitzdividenden (Anteil 
kleiner als 10 v.H.) 

- § 34 Abs. 4 KStG i. V. m. § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG a.F. 
Gewinnminderungen aus Teilwertabschreibungen sind 
nicht zu berücksichtigen, soweit Anteile von verbun­
denen Unternehmen erworben worden sind 
Anwendung im VZ 2001 und teilweise 2002 

- Mehrmütterorganschaft 
Die gewerbesteuerlichen Verluste verbleiben bei der 
WillensbildungsGbR abweichend von der geänderten 
Rechtsprechung des BFH und werden nicht zu den 
Muttergesellschaften hochgereicht; Anwendung 
rückwirkend 

-100 

-650 

+ 100 

+ 75 

+ 375 

-

+ 180 

+ 150 

+ 310 

-33 

-190 

+ 33 

-91 

-42 

-

. 

+ 51 

-35 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

195. 

196. 

197. 

198. 

- Finanzielle Auswirkungen des Unternehmenssteuer 
fortentwicklungsgesetzes insgesamt 

Steuerliche Förderung eines privaten Altersvorsorge­
vermögens für Beamte im Versorgungsänderungs­
gesetz 2001 vom 20.12.2001 

Artikel 11 (Änderung des EStG) 

- § 10a Abs.1, § 86 Abs. 1 u. 2 EStG 
Einbeziehung von Beamte in die steuerliche Förderung 
eines privaten Altersvorsorgevermögens 

Steuerliche Förderung eines privaten Altersvorsorge­
vermögens im Tarifbereich durch Tarifvertrag 
vom 13.11.2001 

- § 10a Abs.1 EStG 
Steuerliche Förderung im Tarifbereich 

Gesetz zur Fortführung des Solidarpaktes, zur Neu­
ordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und 
zur Abwicklung des Fonds "Deutsche Einheit" 
(Solidarpaktfortführungsgesetz) vom 20.12.2001 

Artikel 5 (Finanzausgleichsgesetz) 

- § 1 FAG  
Änderung des Bundes- und Landesanteils an der 
Umsatzsteuer nach erfolgter Vorabregelung um 0,05 
v.H.-Punkte. Bundesanteil danach 49,6 v.H., 
Länderanteil 50,4 v.H. ab 1.1.2002 

Gesetz über die Entsorgung von Altfahrzeugen 
(Altfahrzeug-Gesetz) vom 21.06.2002 

- Zuführungen zu Rückstellungen für Fahrzeuge, die ab 
dem 1.7.2002 in Verkehr gebracht werden 
(Alt-Neufahrzeuge) 

- Zuführungen zu Rückstellungen für Fahrzeuge, die vor 
dem 1.7.2002 in  Verkehr gebracht und nach dem 
31.12.2006 zurück gegeben werden. 
(Alt-Altfahrzeuge): 
Entsorgungskosten werden bis zum Beginn der Erfüllung 
ratierlich angesammelt 

+ 140 

-968 

-1.275 

+ 0 

-109 

-161 

-399 

-436 

-567 

-69 

-36 

-52 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- Finanzielle Auswirkungen des Altfahrzeug-Gesetzes 
insgesamt 

199. Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
vom 16.8.2001 

- Art. 1 Nr. 2 Gesetz zur Änderung des MinöStG 
(§ 25d Abs. 2 MinöStG) 
Erhöhung der Vergütung der Mineralölsteuer für die 
Land- und Forstwirtschaft um 7 Pf/Liter auf insg.:
 - 0,30 DM/Liter in 2001,
 - 0,36 DM/Liter in 2002,
 - 0,42 DM/Liter ab 2003, 
rückwirkend ab 1.1.2001. 
Damit wird die Land- und Forstwirtschaft ab 2001 
mit einem Steuersatz von 0,50 DM/Liter (das ent­
spricht ab 1.1.2002: 0,26 €/Liter) Dieselkraftstoff belastet. 

- Art. 1 Nr. 1 Gesetz zur Änderung des MinöStG 
(§ 25 Abs. 3 Nrn. 1.4, 3.4, 4.4 MinöStG) 
Vergütung eines Teils der Mineralölsteuer auf Heizstoffe, 
die im sog. Gewächshausanbau verwendet worden sind:
 - 0,08 DM/Liter bei Heizöl,
 - 3,60 DM/MWh bei Erdgas,
 - 50,00 DM/t bei Flüssiggasen; 
(Maßnahme ist befristet vom 1.1.2001 bis 31.12.2002). 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes insgesamt 

200. Gesetz zur Finanzierung der Terrorbekämpfung 
vom 10.12.2001 

- Erhöhung der Versicherungssteuer um einen 
Prozentpunkt von 15 v.H. auf 16 v.H. 

- Erhöhung der Tabaksteuer in zwei Stufen: 
jeweils um 1 Cent je Zigarette zum 
01.01.2002 und zum 01.01.2003 

- Feinschnittsteuererhöhung ab 01.01.2002 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
Finanzierung der Terrorbekämpfung insgesamt 

-270 -88 

-70 

-30 

-100 

+ 525 

+ 950 

+ 50 

+ 1.525 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

201. Revisionsprotokoll mit der Schweiz vom 12.03.2002 

- Freistellung von deutscher Abzugssteuer nach 
§ 50d EStG und dem DBA Schweiz bei 
Schachtelbeteiligungen (bisheriger Steuersatz 5%) 

Finanzbericht 2004 

202. Fünftes Gesetz zur Änderung des Steuerbeamten-
Ausbildungsgesetzes und zur Änderung
 von Steuergesetzen vom 23.7.2002 

- § 32 Abs. 7 EStG 
Gewährung des Haushaltsfreibetrages auch für 
Neufälle in den Jahren 2002 bis 2004 einschließlich 

203. Gesetz zur Steuerfreistellung von Arbeitnehmer­
trinkgeldern vom 8.8.2002 

- § 3 Nr. 51 EStG 
Steuerfreistellung von freiwillig gewährten Trinkgeldern 
für Dienstleistungen 

204. Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Änderung 
steuerrechtlicher Vorschriften  und zur Errichtung 
eines Fonds "Aufbauhilfe" (Flutopfersolidaritätsgesetz) 
vom 19.9.2002 

- Verschiebung der Änderung des Einkommensteuertarifs 
von 2003 auf 2004: Anhebung des Grundfreibetrags 
von bisher 7.235 € um 191 € auf 7.426 € und 
Senkung des Eingangssteuersatzes von bisher 
19,9 v.H. um 2,9 v.H.-Punkte auf 17 v.H. sowie Senkung 
des Höchststeuersatzes von bisher 48,5 v.H. um 
1,5 v.H.-Punkte auf 47 v.H. 

- Verschiebung des Wegfalls der Tabellenstufen 
bei Berechnung der Einkommen- und Lohnsteuer 
von 2003 auf 2004 

- Beibehaltung des Haushaltsfreibetrages 
in Höhe von 2.340 € Verschiebung der Absenkung 
auf 1.188 €  auf 2004 

- Anhebung des Körperschaftsteuersatzes um 
1,5 v.H.-Punkte von 25 v.H. auf 26,5 v.H. für 2003 

+ 110 

-38 

-100 

+ 6.450 

-135 

-405 

(+ 1.187) 

+ 55 

-18 

-45 

+ 2.934 

-60 

-184 

(+ 624) 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

205. 

206. 

- Finanzielle Auswirkungen des Flutopfersolidaritäts­
gesetzes insgesamt 

Zweites Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 23.12.2002 

- § 35a Absatz 1 Nr. 1 EStG 
Einführung einer Steuerermäßigung für Aufwendungen 
eines privaten Haushalts bei Beschäftigung von 
geringfügigen Beschäftigten (Mini-Jobbern) 

- § 35a Absatz 1 Nr. 2 EStG 
Einführung einer Steuerermäßigung für sozialversicherte 
Beschäftigungsverhältnisse in Privathaushalten 

- § 35a Absatz 2 EStG 
Einführung einer Steuerermäßigung für die 
Inanspruchnahme einer haushaltsnahen Dienstleistung 

- § 40a Absatz 2 EStG 
Reform der geringfügigen Beschäftigung, monatlicher 
Höchstbetrag 400 €, Pauschsteuer 2 v.H.-Punkte, 
Geltung auch für Nebenbeschäftigung 

- § 40a Absatz 2a EStG 
Pauschalierung der Lohnsteuer bis 400 € statt wie 
bisher 325 € 

- Finanzielle Auswirkungen des Zweiten Gesetzes 
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
insgesamt 

Gesetz zum Abbau von Steuervergünstigungen und 
Ausnahmeregelungen (Steuervergünstigungs­
abbaugesetz - StVergAbG) 

- § 37 Abs. 1, 2 u. 2a KStG 
Einführung eines 3-jährigen Moratoriums ums bei der 
Verrechnung des Körperschaftsteuerguthabens zur 
Verhinderung einer Minderung des Körperschafts­
steueraufkommens 

- § 14 Abs. 1 Satz 2 KStG 
Zeitliche Einschränkung der körperschaftsteuerlichen 
Organschaft 

- § 14 Abs. 2, § 34 Abs. 9 KStG 
Streichung des Rechtsinstitut der Mehrmütterorgan­
schaft ab dem Veranlagungszeitraum 2003 

- § 15 Abs. 4, § 20 Abs. 1 EStG; § 8 Abs. 1 KStG 
Einschränkender Verlustabzug stiller Gesellschafter 

(+ 1.187) 

-90 

-20 

-850 

-610 

-5 

-1.575 

+ 1.000 

+ 100 

+ 1.200 

+ 300 

(+ 624) 

-38 

-9 

-361 

-277 

-2 

-687 

+ 525 

+ 53 

+ 632 

+ 158 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

207. 

- § 90 Abs. 2 u. 3, § 162 Abs. 3 AO 
Schaffung neuer Dokumentationspflichten für die 
Prüfung der Verrechnungspreise zwischen verbundenen 
Unternehmen 

- §§ 8 u. 10 AStG 
Abschaffung des Schutzes der Doppelbesteuerungab-
kommen vor der Hinzurechnungsbesteuerung nach 
dem Außensteuergesetz 

- § 8a GewStG; § 35 Abs. 1 EStG 
Maßnahmen gegen "Gewerbesteueroasen" zur 
Verminderung geringer Gewerbehebesteuersätze 

- § 15 KStG 
Klarstellung zur Bruttomethode im Bereich 
der Organschaft 

- insbes. § 3a Abs. 3a, § 16 Abs. 1a, § 18 Abs 4c und 
4d UStG 
Besteuerung von auf elektronischem Wege erbrachte 
Dienstleistungen von im Drittlandsgebiet ansässige 
Unternehmen an im Gemeinschaftsgebiet ansässiger 
Nichtunternehmer 

- Finanzielle Auswirkungen des Steuervergünstigunsab­
baugesetzes insgesamt 

Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
und anderer Gesetze vom 23.7.2002 

- Steuerbegünstigung für Notstromanlagen 

- Änderung des Steuersatzes für schweres Heizöl 
als Kraftstoff 

- Befreiung der Biokraftstoffe von der Mineralöl- und 
Ökosteuer 

- Angleichung der Begünstigungsvoraussetzungen für 
unterschiedliche KWK-Anlagen 

- Verlängerung der steuerbegünstigten Mineralöl­
verwendung in ortsfesten Anlagen zur Strom-
oder Wärmeerzeugung 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes und anderer 
Gesetze insgesamt 

+ 600 

+ 100 

+ 100 

. 

. 

+ 2.400 

-4 

-1 

-

-10 

-5 

-20 

+ 204 

+ 52 

-19 

. 

. 

+ 1.080 

-4 

-1 

-

-10 

-5 

-20 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

208. Gesetz zur Fortentwickung der ökologischen 
Steuerreform vom 23.12.2002 

- Zurückführung der Steuervergünstigungen für das 
Produzierende Gewerbe und die Land- und 
Forstwirtschaft im Rahmen der Ökosteuer 

- Anhebung des ermäßigten Steuersatzes für 
Nachtspeicherstrom auf 12,30 €/MWh 

- Anhebung des Steuersatzes für Erdgas von 
3,476 €/MWh auf 5,50 €/ MWh, für Flüssiggas von 
38,34 € auf 60,60 € je 1.000 kg und für schweres Heizöl 
von 17,89 € auf 25 € je 1.000 kg 

- Verlängerung der Vergütung für Unterglasanbau 
bis 31.12.2004 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetz zur Fortent­
wicklung der ökologischen Steuerreform insgesamt 

Finanzbericht 2005 

209. Gesetz zur Förderung von Kleinunternehmern und 

zur Verbesserung der Unternehmensfinanzierung 
(Kleinunternehmerförderungsgesetz) vom 31.07.2003 

Einkommensteuergesetz 
- § 7 g Abs. 2 Nr. 3 EStG 

- § 32 b Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG 

- § 20 Abs. 1 Nr.10 Buch b Satz 1 EStG 
Anhebung der Grenzen 

Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung 

- § 19 Abs 3 GewStDV 
Ausdehnung der Beschränkung von der Hinzurechnung 
von Dauerschuldzinsen bei Kreditinstituten auf Gewer­
betriebe, deren Geschäftstätigkeit ausschließlich im 
Ankauf von Krediten oder Kreditrisiken von 
Kreditinstituten sowie der Begebung von Schuldtiteln zur 
Refinanzierung des Kaufpreises für den Erwerb der Kre­
dite oder Kreditrisiken der Kreditinstitute besteht (Asset 
Backed Securities- Gesellschaften) 

Sonderabschreibung bei Existenzgründern für das 
Wirtschaftsjahr, in dem mit der Betriebseröffnung 
begonnen wird 

Nichtberücksichtigung des steuer­
frei gezahlten Überbrückungsgeldes beim 
Progressionsvorbehalt 

. 

. 

-80 

. 

+ 380 

+ 50 

+ 1.020 

-30 

+ 1.420 

. 

. 

-40 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Umsatzsteuergesetz 

- § 19 Abs. 1 Satz 1 UStG 

Abgabenordnung 

-  § 141 Abs. 1 AO 
Änderung der Grenzen in der AO 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Förderung 
von Kleinunternehmern und zur Verbesserung der 
Unternehmensfinanzierung insgesamt 

210. Zweites Gesetz zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 2003 - StÄndG 2003) 
vom 15.12.2003 

Einkommensteuergesetz 

- § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG 
Gesetzliche Verankerung der bisherigen 
Verwaltungsregelung des R 157 Abs. 4 der EStR zum 
sogenannten "anschaf-fungsnahen Aufwand" in 
Verbindung mit § 9 Abs. 5 EStG ab 1.1.2004 

- § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG 
Wegfall der Zweijahresfrist bei einer beruflich 
veranlassten doppelten Haushaltsführung 

Umsatzsteuergesetz 

- § 3 Abs. 11 (neu) UStG 
Volle Anwendung der Regelung der 
Dienstleistungskommission nach Art. 6 Abs. 4 der 6. 
EG-RL im nationalen Recht ab 1.1.2004 

- § 4 Nr. 4a (neu) UStG 
Einführung einer Steuerlagerregelung bei der 
Umsatzsteuer ab 1.1.2004 

- § 4 Nr. 21 a i.V.m. § 12 Abs. 1 UStG 
Aufhebung der Steuerbefreiung der Umsätze der 
staatlichen Hochschulen aus Forschungstätigkeit ab 
1.1.2004; einschließlich Übergangsregelung 

Anhebung der Umsatzgrenze für die 
Inanspruchnahme der Kleinunter­
nehmerregelung von bisher 16.620 € auf 17.500 € -35 

-50 

-165 

+ 200 

-260 

. 

. 

+ 300 

-18 

-21 

-79 

+ 93 

-117 

. 

. 

+ 154 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 13c (neu) UStG 
Ausdehnung der Steuerschuldnerschaft auf den 
Abtretungsempfänger in Fällen der Abtretung von 
Kundenforderungen zur Sicherung der in der verein­
nahmten Forderung enthaltenen Umsatzsteuer ab 
01.01.2004 

- § 13d UStG 
Einführung einer Gesamtschuldnerschaft bei Änderung 
der Bemessungsgrundlage im Zusammenhang mit der 
steuerpflichtigen Lieferung eines beweglichen 
Gegenstandes auf Grund eines Mietvertrages u.a. ab 
01.01.2004 

- § 14c Abs. 1 (neu) UStG 
Neuregelung zur Sicherung des 
Umsatzsteueranspruchs bei geltend gemachten 
Vorsteuerbeträgen im Zusammenhang mit der 
Rückgängigmachung des Verzichts auf die Steuer­
befreiung nach § 9 UStG ab 1.1.2004 

- § 14c Abs. 2 (neu) UStG 
Neuregelung zur Sicherung des 
Umsatzsteueranspruchs bei unrichtigem oder 
unberechtigtem Steuerausweis ab 1.1.2004 

- § 15 Abs. 1a Nr. 2 (alt) UStG 
Wiedergewährung des vollen Vorsteuerabzugs aus 
Reisekosten des Unternehmers und seines Personals, 
soweit es sich um Verpflegungskosten, 
Übernachtungskosten oder um Fahrtkosten für 
Fahrzeuge des Personals handelt 

- § 15 Abs. 1b (alt) UStG 
Wiedergewährung des vollen Vorsteuerabzugs für 
gemischt genutzte Fahrzeuge im Unternehmensbereich 

- § 15 Abs. 4 UStG 
Neuregelung des Aufteilungsmaßstabes für die 
Aufteilung von Vorsteuerbeträgen ab 1.1.2004 

- § 18 Abs. 12 (neu) 
Regelung zur Sicherung der Umsatzsteuer für grenzüber­
schreitende Personenbeförderungen, die mit nicht im 
Inland zugelassenen Kraftomnibussen durch im Ausland 
ansässige Unternehmer durchgeführt werden, 
ab 1.1.2004 

- Finanzielle Auswirkungen der Maßnahmen zur 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes insgesamt 

+ 100 

+ 200 

+ 100 

. 

-14 

-375 

. 

. 

+ 312 

+ 51 

+ 103 

+ 51 

. 

-9 

-274 

. 

. 

+ 76 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

Investitionszulagengesetz 

- § 2 InvZulG 
Genehmigung der Investitionszulage nach § 2 
Investitionszulagengesetz 1999 für betriebliche 
Investitionen in den neuen Bundesländern, die nach dem 
31. Dezember 2003 begonnen werden, durch die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

- Finanzielle Auswirkungen des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung steuerlicher Vorschriften insgesamt 

211. Gesetz zur Modernisierung des Investmentwesens 
und zur Besteuerung von Investmentvermögen 
(Investmentmodernisierungsgesetz) vom 15.12.2003 

- § 1 Abs. 3 InvStG 
Einbeziehung der Grundstücks-Sondervermögen in die 
allgemeine Besteuerung 

- § 2 Abs. 2 InvStG 
Anwendung des Halbeinkünfteverfahrens nach § 3 
Nr. 40 EStG bzw. des Beteiligungsprivilegs nach § 8b 
Abs. 1 und 2 KStG bei ausländischen 
Investmentanteilen 

- § 2 Abs. 3 InvStG 
Verzicht der Besteuerung von ausgeschütteten 
Gewinnen aus Termingeschäften für Privatanleger sowie 
Verzicht bei thesaurierten Gewinnen aus 
Termingeschäften für alle 

- § 4 InvStG 
Erstreckung der Steuerbefreiung nach DBA auf 
Auslandsfonds sowie Gleichstellung der Auslandsfonds 
bei der Anrechnung ausländischer Steuern 

- § 6 InvStG 
Veränderung der Prozentsätze bei der Besteuerung 
der Erträge beim fehlenden Nachweis 

- § 7 InvStG 
Gleichstellung der ausländischen Investmentanteile 
den inländischen Investmentanteilen hinsichtlich der 
Erhebung der Kapitalertragsteuer und der Gewährung 
des Halbeinkünfteverfahrens 

. 

+ 252 

. 

-480 

. 

. 

. 

+ 0 

. 

+ 52 

. 

-201 

. 

. 

. 

+ 0 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

212. 

- § 8 InvStG 
Ausdehung der Anwendung des Halbeinkünfte­
verfahrens sowie des Beteiligungsprivilegs auf die 
Rückgabe oder Veräußerung von inländischen Invest­
mentanteilen auf die Veräußerung von 
Investmentanteilen, die zum Privatvermögen des 
Anlegers gehören sowie auf ausländische 
Investmentanteile 

- § 14 InvStG 
Zusammenlegung von Inlandsfonds 

- § 39 Abs. 2 KAGG, § 17 Abs. 2a AuslInvestmG (alt) 
Abschaffung der steuerlichen Erfassung des 
Zwischengewinns 

- Finanzielle Auswirkungen des Investment­
modernisierungsgesetzes insgesamt 

Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der 
Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum 
Steuervergünstigungsabbaugesetz vom 22.12.2003 

- § 2 Abs. 3 S. 2 bis 8 EStG 
Abschaffung der Beschränkungen des Verlustabzugs 
zwischen verschiedenen Einkunftsarten 

- § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 11 EStG -neu-
Erweiterung der Nichtabziehbarkeit von betrieblich 
veranlassten Aufwendungen 

- § 10d Abs. 1 und 2 EStG 
Begrenzung des Verlustabzugs auf 60% des 
Gesamtbetrags der Einkünfte mit Einführung 
eines Sockelbetrages von 1.000.000 € 

- § 8a Abs. 1, 5 und 6 KStG 
Neuregelung der steuerlichen Behandlung der 
Gesellschafter-Fremdfinanzierung in § 8a KStG 

- § 8b Abs. 3 und 5 KStG 
Hinzurechnung von 5 v. H. des Gewinnes im 
Sinne von § 8b Abs. 1 und 2 KStG als nicht 
abzugsfähige Betriebsausgabe 

- § 7 Abs. 7, § 14 Abs. 1 AStG 
Beseitigung zweckwidriger Gestaltungsmöglichkeiten 
im Bereich des Außensteuergesetz 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Umsetzung 
der Protokollerklärung der Bundesregierung zum 
Steuervergünstigungsabbaugesetz (Korb II) 

-130 

. 

. 

-610 

-90 

. 

+ 570 

+ 330 

+ 300 

. 

+ 630 

-54 

. 

. 

-254 

-41 

. 

+ 292 

+ 183 

+ 127 

. 

+ 310 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

213. 

214. 

215. 

Gesetz zur Förderung der Steuerehrlichkeit 
vom 23.12.2003 

- Straf- und Bußgeldbefreiuung durch Abgabe 
einer strafbefreienden Erklärung und Entrich­
richtung eines Betrages in Höhe von 25 v.H. 
der erklärten Einnahmen unter Berücksichti­
gung der §§ 93 und 93b AO 

Gesetz zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 
und anderer Gesetze vom 23.12.2003 

- § 10a GewStG 
Begrenzung des Verlustabzugs auf 60% des 
Betriebsertrags mit Einführung eines Sockelbetrags 
von 1.000.000 € 

- § 10a GewStG 
Modifizierung der Einbeziehung der Organschafts­
verhältnisse in die Gewerbesteuer (vororganschaftliche 
Verluste werden wie bei der Körperschaftsteuer 
nicht berücksichtigt) 

- § 9 Nr. 10 GewStG 
Wegfall der Kürzungsvorschrift für die nach § 8a KStG 
dem Gewinn von Kapitalgesellschaften hinzugerech­
neten Aufwendungen auch bei der Gewerbesteuer 

- Finanzielle Auswirkungen von Maßnahmen zur 
Änderung des Gewerbesteuergesetzes (ohne 
Änderung der Gewerbesteuerumlage) 

- Absenkung der Gewerbesteuerumlage in 2004 
um jeweils 18 Vervielfältigerpunkte und ab 2005 
um jeweils 19 Vervielfältigerpunkte bei Bund und 
Länder 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Änderung 
des Gewerbesteuergesetzes insgesamt 
(mit Änderung der Gewerbesteuer-Umlage) 

Haushaltsbegleitgesetz 2004 vom 29.12.2003 

- § 9 EigZulG 
Reduzierung der Eigenheimzulage um 30 vH 
des bisherigen Fördervolumens 

- § 3 EStG 
Freibetrag für Übergangsgelder: Senkung des 
Freibetrags auf 10.800 € in einem Schritt 

+ 5.000 

+ 310 

+ 55 

+ 260 

+ 625 

. 

+ 625 

+ 2.525 

+ 5 

+ 2.125 

-77 

-3 

-15 

-95 

-1.145 

-1.240 

+ 1.074 

+ 2 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 3 Nr. 9 EStG 
Freibetrag für Abfindungen: Senkung der Freibeträge 
um 12% in einem Schritt 

- § 3 Nr. 15 EStG 
Freibetrag für Heirats- und Geburtshilfen: Senkung des 
Freibetrags auf 315 € in einem Schritt 

- § 3 Nr. 34 EStG 
Streichung der Steuerbefreiung der Zuschüsse für 
Fahrten Wohnung und Arbeitsstätte 

- § 3 Nr. 38 EStG 
Freibetrag für Sachprämien aus Kundenbindungs­
programmen: Senkung Freibetrag auf 1.080€ in 
einem Schritt 

- § 4 EStG 
Begrenzte Abzugsfähigkeit von Bewirtungs­
aufwendungen: Senkung der Abzugsfähigkeit auf 70% 
in einem Schritt 

- § 4 EStG 
Begrenzte Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für 
Geschenke: Senkung auf 35 € in einem Schritt 

- § 7 EStG 
Senkung der degressiven AfA-Sätze für Mietwohnungs­
neubauten auf 4 % für 10 Jahre, 2,5 % für 8 Jahre und 
1,25 % für 32 Jahre 

- § 7 Abs. 1, 2 und 5 EStG, R 44 Abs. 2 EStR 
Abschaffung der Vereinfachungsregelung 
bei der Abschreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter 

- § 7h EStG 
Absenkung des AfA-Satzes bei Gebäuden in 
Sanierungsgebieten auf   9 % für 8 Jahre und 7 % 
für 4 Jahre 

- § 7i EStG 
Absenkung des AfA-Satzes auf 9 % für 8 Jahre und 
7 % für 4 Jahre (Baudenkmal) 

- § 8 EStG 
Freibetrag für Belegschaftsrabatte: Senkung des 
Freibetrags auf 1.080€ in einem Schritt 

- § 8 EStG 
Senkung der Freigrenze von 50 € auf 44 € für  
monatliche Sachbezüge in einem Schritt 

+ 70 

. 

+ 50 

. 

+ 15 

+ 10 

+ 40 

+ 2.495 

. 

. 

+ 15 

. 

+ 33 

. 

+ 21 

. 

+ 4 

+ 5 

+ 17 

+ 836 

. 

. 

+ 6 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 9a EStG 
Arbeitnehmerpauschbetrag:Senkung des 
Pauschbetrages in einem Schritt auf  920 € 

- § 9 Abs. 1 Sätze 2 und 3 EStG 
Einheitliche Entfernungspauschale von 
30 Cent je Entfernungskilometer 

- § 10 EStG 
Sonderausgabenabzug Lebensversicherungen: 
Reduzierung der Abzugsfähigkeit in einem Schritt auf 
88% 

- § 10f EStG 
Absenkung des AfA-Satzes für selbstgenutzte 
Baudenkmale auf 9% für 10 Jahre 

- § 10g EStG 
Absenkung des AfA-Satzes für schutzwürdige 
Kulturgüter auf 9 % für 10 Jahre 

- § 16 EStG 
Freibetrag für Veräußerungsgewinne bei Unternehmen 
allgemein: Senkung des Freibetrags auf 45.000€ und 
der Abschmelzungsgrenze auf 136.000 € in einem 
Schritt 

- § 17 EStG 
Freibetrag Veräußerung von Anteilen an 
Kapitalgesellschaften: Senkung Freibetrag und 
Abschmelzungsgrenze in einem Schritt 

- § 18 EStG 
Freibetrag für Veräußerungsgewinne bei Freiberuflern: 
Senkung Freibetrag und Abschmelzungsgrenze in 
einem Schritt 

- § 19a EStG 
Überlassung von Vermögensbeteiligungen: Senkung 
Höchstbetrag auf 135 € in einem Schritt 

- § 20 Abs. 4 EStG 
Sparerfreibetrag: Senkung von 1.550 € auf 1370 € 

- § 21 EStG 
Freigrenze bei verbilligt überlassener Wohnung: 
Anhebung Entgeltgrenze auf 56% in einem Schritt 

- § 24b EStG (neu) 
Einführung eines Entlastungsbetrags für 
Alleinerziehende mit Kindern unter 18 
Jahren in Höhe von 1.308 Euro im Kalender­
jahr ab 01.01.2004 

+ 390 

+ 1.110 

+ 120 

. 

. 

+ 50 

+ 5 

+ 10 

+ 5 

+ 190 

+ 5 

-290 

+ 178 

+ 507 

+ 54 

. 

. 

+ 21 

+ 2 

+ 4 

+ 2 

+ 86 

+ 2 

-129 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG 
Kindergeldmehrausgaben durch die 
Erhöhung des Grenzbetrags, bis zu dem 
ein volljähriges Kind eigene Einkünfte und 
Bezüge haben darf, um im Rahmen des 
Familienleistungsausgleichs berücksichtigt 
zu werden, von 7.188 € auf 7.680 € ab 
01.01.2004 

- § 32 Abs. 7 EStG 
Streichung des Haushaltsfreibetrags in 
Höhe von 1.188 € ab 01.01.2004 

- § 32a Abs. 1 EStG 
Anhebung des Grundfreibetrags von 
7.426 € auf 7.664 €; Absenkung des 
Eingangsteuersatzes von 17 v.H. auf 16 v.H.; 
Absenkung der Progressionszone; 
Absenkung des Spitzensteuersatzes von 
47 v.H. auf 45 v.H. ab 52.152 € 

- § 33a Abs. 1 EStG 
Erhöhung des Höchstbetrags für den Abzug 
von Unterhaltsleistungen an gesetzlich 
unterhaltsberechtigte oder diesen gleich­
gestellte Personen von 7.188 € auf 7.680 € 
ab 01.01.2004 

- § 34 EStG 
Halber Steuersatz für betriebliche Veräußerungs­
gewinne: Erhöhung des ermäßigten Steuersatzes 
um 6% 

- § 37a EStG 
Pauschalierung der Einkommensteuer auf Sachprämien; 
Erhöhung des Pauschsteuersatzes in einem Schritt 
auf 2,25% 

- § 25 KStG 
Freibetrag für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften: Senkung des zehnjährigen Freibetrags in 
einem Schritt 

- § 11 GewStG 
Ermäßigung der Gewerbeertragssteuer für Haus­
gewerbetreibende: Steuermesszahlermäßigung statt 
um 50% nur um 44% 

-100 

+ 490 

-8.930 

-30 

+ 300 

. 

. 

. 

-43 

+ 220 

-4.043 

-13 

+ 136 

. 

. 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 13b UStG 
Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers auf alle steuerpflich­
tigen Umsätze, die unter das Grunderwerb­
steuergesetz fallen sowie auf bestimmte 
Bauleistungen, die an Unternehmer erbracht 
werden, die ihrerseits derartige Bauleistun­
gen erbringen 

- § 13a ErbStG 
Freibetrag beim Erwerb von Betriebsvermögen: Senkung 
des Freibetrags auf 225.000 € und des Bewertungs­
abschlags auf 35% in einem Schritt 

- § 19a ErbStG 
Tarifbegrenzung beim Erwerb von Betriebsvermögen: 
Begrenzung Entlastungsbetrag auf 88 % in 
einem Schritt 

- § 16 RennwLotG 
Senkung der Vergütung für Rennvereine von bis zu 96% 
auf 85 % in einem Schritten 
(keine Kompetenz f. den Bund) 

- § 2 BierStG 
Anhebung der gestaffelten Steuersätze bei der 
Biersteuer um 12 % in einem Schritt 

- § 9 StromStG 
Erhöhung des ermäßigten Stromsteuersatz für den 
Fahrbetrieb im Schienenbahnverkehr und im Verkehr mit 
Oberleitungsomnibussen in einem Schritt 

- § 3 MinöStG 
Erhöhung des ermäßigten Steuersatz (Steuer­
begünstigung) für Erd- und Flüssiggas, das in Fahr­
zeugen des öffentlichen Verkehrs verwendet wird, in 
einem Schritt 

- § 25 MinöStG 
Senkung Erstattungsbeträge (Steuerbegünstigung) für 
den öffentlichen Personennahverkehr in einem Schritt 

- § 13 VermBG 
Senkung der Anlagenhöchstbeträge in einem Schritt 
auf 18 % von max. 400 € bzw. 9% von 970 € 

- Finanzielle Auswirkungen des Haus­
haltsbegleitgesetzes 2004 insgesamt 

+ 100 

+ 30

. 

. 

+ 10

+ 20 

+ 5 

+ 5 

+ 25 

-1.255 

+ 51 

­

. 

. 

­

+ 20 

+ 5 

+ 5 

+ 11 

-926 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

216. Finanzielle Auswirkungen des Investitionszulagen­

gesetzes 2005 (InvZulG 2005) vom 17. 3.2004 

Ausrüstungsinvestitionen 

- Zulage von 12,5 v.H. für die Anschaffung und Herstellung 
beweglicher Wirtschaftsgüter in großen Betrieben im 
Fördergebiet ohne Besonderheitem und in der Arbeits­
marktregion Berlin 

- Zulage von 15 v.H. für die Anschaffung und Herstellung 
beweglicher Wirtschaftsgüter in großen Betrieben im 
Randgebiet des Fördergebiets 

- Zulage von 25 v.H. für die Anschaffung und Herstellung 
beweglicher Wirtschaftsgüter in kleinen und mittleren 
Betrieben im Fördergebiet ohne Besonderheiten 

- Zulage von 27,5 v.H. für die Anschaffung und Herstellung 
beweglicher Wirtschaftsgüter in kleinen und mittleren 
Betrieben im Randgebiet des Fördergebiets 

- Zulage von 20 v.H. für die Anschaffung und Herstellung 
beweglicher Wirtschaftsgüter in kleinen und mittleren 
Betrieben in der Arbeitsmarktregion Berlin 

- Summe der finanziellen Auswirkungen bei den 
betrieblichen Ausrüstungsinvestitionen 

Gewerbliche Bauten 

- Zulage von 12,5 v.H. für Betriebsneubauten im 
Fördegebiet ohne Besonderheiten und in der Arbeits­
marktregion Berlin 

- Zulage von 15 v.H. für Betriebsneubauten im Randgebiet 
des Fördergebiets 

- Summe der finanziellen Auswirkungen bei den 
gewerblichen Bauten 

- Gesamtsumme der finanziellen Auswirkungen 
Investitionszulagengesetzes 2005 

-125,1 

-15,0 

-172,6 

-15,0 

-172,6 

-500,3 

-77,8 

-23,2 

-101,0 

-601,3 

-59,2 

-7,1 

-81,7 

-7,1 

-81,7 

-236,8 

-36,9 

-11,0 

-47,9 

-284,7 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

217. Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur Sicherstellung 
einer Übergangsregelung für die Umsatzbesteuerung 
von Alt-Sportanlagen vom 23. 04.2004 

Umsatzsteuergesetz 

- § 27 Abs. 6 UStG 
Verlängerung der Übergangsregelung 
für die Umsatzbesteuerung von 
Alt-Sportanlagen bis Dezember 2004 

218. Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
Neuordnung der einkommensteuerrechtlichen 
Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und 
Altersbezügen (Alterseinkünftegesetz) vom 05.07.2004 

- § 3 Nr. 63 EStG 
Steuerfreiheit der Beiträge auch für Direktversicherungen; 
Beschränkung auf lebenslange Altersversorgung und 
Aufstockung um 1.800 € 

- § 9a EStG 
Anpassung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags für 
Pensionäre an den allgemeinen Werbungskosten­
pauschbetrag (Überführung des Differenzbetrags in einen 
Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag) 

- § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b EStG 
Abschaffung Sonderausgabenabzug für Kapitallebens­
versicherungen; gilt nur für Neuverträge 

- § 10 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 3, § 10c EStG 
Neuregelung der steuerlichen Berücksichtigung von 
Vorsorgeaufwendungen mit stufenweiser Verbesserung 
des Abzugs von Altersvorsorgebeiträgen und Abgleich 
mit dem bisherigen Recht; Stufenweises Abschmelzen 
des Vorwegabzuges ab 2011 

- § 19 Abs. 2 EStG 
Einführung eines Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag 
(Kompensation Arbeitnehmer-Pauschbetrag); Stufenplan 
zur Abschmelzung des Versorgungsfreibetrags und 
des Zuschlags 

- § 20  Abs. 1 Nr. 6 EStG 
Besteuerung der Erträge aus Kapitallebens­
versicherungen bei Auszahlung im Erlebensfall 
oder bei Rückkauf; hälftige Besteuerung nach Voll­
endung des 60. Lebensjahres und nach Ablauf von 
zwölf Jahren seit Vertragsabschluss; gilt nur für 
Neuverträge ab 2005 

-90 

-280 

+ 220 

. 

-1.850 

-225 

. 

-46 

-128 

+ 99 

. 

-844 

-101 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 22 Nr 1 Satz 3 a) aa) EStG 
Stufenplan zur Besteuerung von Leibrenten 
mit Öffnungsklausel 

- § 22 Nr. 1 Satz 3 a) bb) EStG 
Senkung der Ertragsanteile für Leibrenten, die aus 
versteuertem Einkommen erworben wurden 

- § 24a EStG 
Stufenweises Abschmelzen des Altersentlastungs­
betrags 

- § 40b EStG 
Aufhebung der Pauschalbesteuerung für Beiträge zu 
Direktversicherungen und kapitalgedeckten Pensions­
kassen; gilt nur für Neuverträge 

- § 86 EStG 
Einführung eines einheitlichen Sockelbetrags 

- § 55 EStDV 
Senkung der Ertragsanteile für Leibrenten, die auf eine 
bestimmte Zeit beschränkt sind 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Neuordnung 
der einkommensteuerrechtlichen Behandlung von 
Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen 

219. Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und 
anderer Verbrauchsteuergesetze vom 23.12.2003 

- Erhöhung der Tabaksteuer in drei Stufen 
zu jeweils 1,2 Cent je Zigarette zum 1. März 
2004, 1. Dezember 2004 und zum 
1. September 2005 bei gleichzeitiger Anhebung  
der Steuer für Feinschnitt, Pfeifentabak sowie 
Zigarren und Zigarillos 

Finanzbericht 2006 

220. Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und 
anderer Gesetze vom 21.07.2004 

- § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG i.V.m. 
§ 12 Nr. 5 (neu) EStG 
Abzugsfähigkeit von Berufsaus­
ausbildungskosten als Sonderausgaben 

- § 24b EStG 
Konkretisierung und Erweiterung der 
Anspruchsgrundlage beim Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende 

+ 1.500 

-20 

+ 5 

. 

. 

-5 

-655 

+ 2.508 

-350 

-75 

+ 684 

-9 

+ 2 

. 

. 

-2 

-299 

+ 2.508 

-160 

-32 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

221. 

222. 

- § 44 Abs. 1 Satz 5 EStG 
Zeitgleiche Abführung der Kapitalertragsteuer 
und des Solidaritätszuschlags aus 
Kapitalerträgen an die Finanzkasse mit den 
Erträgnisauschüttungen an die Kapitaleigner 

- § 20 Abs. 2 UStG 
Verlängerung der befristeten Sonderregelung 
für die Berechnung der Umsatzsteuer 
nach vereinnahmten Entgelten für die neuen 
Länder bis 2006 2) 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes 
zur Änderung der Abgabenordnung und 
anderer Gesetze insgesamt 

Gesetz zur Verbesserung des Schutzes junger 
Menschen vor Gefahren des Alkohol- und 
Tabakkonsums vom 23.07.2004 

- Einführung einer Sondersteuer auf 
branntweinhaltige Alkopops 2) 

ab August 2004 

- Verbot der kostenlosen Abgabe von 
Zigaretten sowie Vorgabe einer Mindestgröße 
von 17 Stück für Zigarettenpackungen 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes 
zur Verbesserung des Schutzes junger Menschen 
vor Gefahren des Alkohol- und Tabakkonsums 
insgesamt 

Gesetz zur Anpassung der Vorschriften über die 
Amtshilfe im Bereich der Europäischen Union 
sowie zur Umsetzung der Richtlinie 2003/49/EG 
über Zinsen und Lizenzgebühren (EG-Amtshilfe-
Anpassungsgesetz) vom 2.12.2004 

- § 50 Abs. 1a (neu) EStG 
Verzinsung der auf Antrag zu 
erstattenden Beträge 

- § 50g (neu) Abs. 1 EStG 
Nichtbesteuerung von Zahlungen von 
Zinsen und Lizenzgebühren zwischen 
verbundenen Unternehmen auf Antrag 

. 

-250 

-675 

+12 

-

+12 

. 

. 

. 

-129 

-321 

+ 12 

-

+ 12 

. 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

223. 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
Anpassung der Vorschriften über die Amtshilfe 
im Bereich der Europäischen Union sowie 
zur Umsetzung der Richtlinie 2003/49/EG über 
Zinsen und Lizenzgebühren insgesamt 

Gesetz zur Umsetzung von EU-Richtlinien in 
internationales Steuerrecht und zur Änderung 
weiterer Vorschriften vom 9.12.2004 
(Richtlinien-Umsetzungsgesetz - EURLUmsG) 1) 

- § 14 Abs. 3 KStG 
Neuregelung zur gesetzlichen Festschreibung 
der Verwaltungsauffassung, dass Mehrabführungen, 
die ihre Ursache in vororganschaftlicher Zeit 
haben, nicht nach den Regeln der Organschaft, 
sondern nach den allgemeinen körperschaftsteuerlichen 
Bestimmungen als Gewinnausschüttung zu 
behandeln sind 

- § 12 Abs. 2 Nr. 7 UStG 
Anwendung des ermäßigten Umsetzsteuersatzes 
auf Leistungen von Solisten 

- § 28 Abs. 4 UStG 
Befristete Fassung des 
§ 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG bis 31.12.2007; 
Verlängerung der erm. Besteuerung für 
Personenbeförderung mit Schiffen 

- § 25 Abs. 3a Satz 2 MinöStG 
Verlängerung der mineralölsteuerlichen 
Begünstigung zum Beheizen von Gewächshäusern 
oder geschlossenen Kulturräumen zur 
Pflanzenproduktion bis zum 31.12.2006 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales 
Steuerrecht und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Richtlinien-Umsetzungsgesetz - EURLUmsG) 

. 

+950 

-10 

-15 

-15 

+910 

. 

+500 

-5 

-8 

-15 

+472 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

 - in Mio. € ­
insgesamt Bund 

224. Haushaltsbegleitgesetz 2005 
(Haushaltsbegleitgesetz 2005 - HBeglG 2005) 
vom 22.12.2004 

- § 25d Abs. 2 MinölStG 
Begrenzung der vergütungsfähigen Gasölmenge 
je land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
auf 10.000 Liter/Jahr 

- § 25d Abs. 2 MinölStG 
Einführung eines Selbstbehalts von 350 Euro 

- Finanzielle Auswirkungen des Haushalts­
begleitgesetzes 2005 insgesamt 

+162 

+125 

+287 

+162 

+125 

+287 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

F. Koalition von CDU, CSU und SPD
 ab Oktober 2005 

noch Finanzbericht 2006 

225. Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage 
vom 30.12.2005 

- Auslaufen der Eigenheimzulage für 
Neufälle ab 2006 

226. Gesetz zur Beschränkung der Verlustverrechnung 
im Zusammenhang mit Steuerstundungs­
modellen vom 30.12.2005 

- § 15b EStG 
Einschließung der Verluste, die im Zusammenhang 
mit Steuerstundungsmodellen stehen 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
Beschränkung der Verlustverrechnung im 
Zusammenhang mit Steuerstundungsmodellen 

227. Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm 
vom 30.12.2005 

- § 3 Nr. 9 EStG 
Abschaffung des Freibetrages für Abfindungen 
(Ausnahme: Vereinbarung der Abfindung bzw. 
Klageanhängigkeit bis 31.12.2005 und Auszahlung 
bis 31.12.2007) 

- § 3 Nr. 10 EStG 
Wegfall des Freibetrags für Übergangsgelder 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
(Ausnahme: Entlassung bis 31.12.2005 und 
Zahlung bis 31.12.2007 sowie besondere 
Übergangsregelung bei Soldaten/-innen 

- § 3 Nr. 15 EStG 
Abschaffung des Freibetrags für Heirats- und 
Geburtsbeihilfen des Arbeitgebers 

- § 7 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 Buchst. c) EStG 
Abschaffung der degressiven AfA für 
Mietwohngebäude (Neufälle) 

+ 5.893 

+ 2.135 

+ 2.135 

+400 

+50 

+10 

+150 

+ 2.505 

+971 

+971 

+182 

+24 

+4 

+63 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 10 Abs. 1 Nr. 6 EStG 
Abschaffung des Sonderausgabenabzugs 
für private Steuerberatungskosten 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zum 
Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm 

Finanzbericht 2007 

228. Gesetz zur steuerlichen Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung vom 26.04.2006 

- §§ 4f, 9 Abs. 5, 10 Abs. 1 Nrn. 5 und 8 EStG 
Berücksichtigung von Kinderbetreuungs­
kosten mit zwei Dritteln der Aufwendungen, 
höchstens 4.000 € je Kind 

- § 6b EStG 
Übertragung stiller Reserven bei der Veräußerung 
von Binnenschiffen 

- § 7 Abs. 2 EStG 
Anhebung der degressiven AfA für bewegliche 
Wirtschaftsgüter auf 30 % und max. das 
3-fache der linearen AfA befristet für 2 Jahre 

- § 35a Abs. 2 Satz 1, 2. Halbsatz EStG 
Einführung einer Steuerermäßigung für Pflege-
und Betreuungsleistungen für eine pflegebedürftige 
Person, die in einem inländischen Haushalt des 
Steuerpflichtigen oder im Haushalt der pflegebedürftigen 
Person erbracht werden, in Höhe von 20 % der 
Arbeitskosten (max. 1.200 €) 

- § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG 
Einführung einer Steuerermäßigung für 
Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungs­
aufwendungen, die in einem inländischen Haushalt 
des Steuerpflichtigen erbracht werden, in Höhe 
von 20 % der Arbeitskosten (max. 600 €) 

- § 20 UStG 
Ausdehnung der Umsatzgrenzen bei der 
Ist-Versteuerung (Anhebung der Umsatzgrenze 
in den alten Bundesländern ab 01.07.2006 von 
125.000 € auf 250.000 € sowie Fortführung der 
erhöhten Umsatzgrenze von 500.000 € in den neuen 
Bundesländern bis zum Jahr 2009) 

+600 

+ 1.210 

- 460 

. 

- 2.410 

- 120 

- 1.100 

- 1.230 

+272 

+545 

- 210 

. 

- 834 

- 54 

- 499 

- 632 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

229. 

230. 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
steuerlichen Förderung von Wachstum und 
Beschäftigung 

Gesetz zur Eindämmung missbräuchlicher 
Steuergestaltungen vom 28.04.2006 

- § 4 Abs. 3 S. 4 EStG 
Anpassung der Gewinnermittlung nach § 4 
Abs. 3 EStG; Anschaffungskosten für Wertpapiere u.ä. 
können erst im Zeitpunkt der Veräußerung 
abgezogen werden 

- § 5 Abs. 1a EStG - NEU 
Verpflichtung zur Bildung von Bewertungseinheiten 
in der Steuerbilanz 

- § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG 
Beschränkung der Anwendung der 1%-Regelung 
auf Fahrzeuge des notwendigen Betriebsvermögens 
(betriebliche Nutzung mehr als 50 %) 

- § 4 Nr. 9 Buchst. b) UStG 
Umsatzsteuerpflicht für Umsätze zugelassener 
öffentlicher Spielbanken; 
Inkrafttreten am Tage nach Verkündung 
(Annahme: 1. Mai 2006 

- § 379 AO 
Änderung der Abgabenordnung, Ausweitung 
der Tatbestandsmerkmale von Ordnungswidrigkeiten 
(Weitergabe von Tankbelegen) 

- Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher 
Steuergestaltungen 

Haushaltsbegleitgesetz 2006 (nur steuerliche 
Maßnahmen) vom 29.06.2006 

- § 12 Abs. 1 UStG 
Anhebung des USt-Normalsatzes um 3 Punkte 
ab 1. Januar 2007 

- § 24 Abs. 1 UStG 
Erhöhung der land- und forstwirtschaftlichen 
Vorsteuerpauschalen und Durchschnittssätze 
Landwirtschaft: von 9 % auf 10,7 % 
Forstwirtschaft: von 5 % auf 5,5 % 
ab dem 1. Januar 2007 

- 4.090 

+ 500 

-

+ 255 

+ 60 

-

+ 815 

+ 22.945 

- 340 

- 1.597 

+ 227 

-

+ 114 

+ 31 

-

+ 372 

+ 12.152 

- 175 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

231. 

- § 1 FAG  
Änderung des Verteilungsschlüssels in § 1 FAG 

- Zwischensumme (Auswirkungen der Erhöhung 
der Umsatzsteuer um 3 Punkte einschließlich 
der Änderungen nach § 1 FAG) 

- Versicherungsteuer 
Anhebung der Versicherungsteuer um 3 v.H. Punkte 
(insbesondere Anhebung des Regelsteuersatzes 
von 16 v.H. auf 19. v.H.) zum 1. Januar 2007 

- Finanzielle Auswirkungen des Haushaltsbegleitgesetzes 
2006 (steuerliche Maßnahmen) insgesamt (ohne 
Berücksichtigung der Senkung der 
Lohnzusatzkosten) 

Steueränderungsgesetz 2007 vom 24.07.2006 

- § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG 
Abschaffung des Abzugs für Aufwendungen für 
häusliche Arbeitszimmer, die nicht den Mittelpunkt 
der gesamten beruflichen und betrieblichen 
Tätigkeit bilden 

- § 9 Abs. 2 (neu) / § 4 Abs. 5a EStG 
Ausschluss der Aufwendungen für Wege 
Wohnung-Arbeitsstätte von den 
Werbungskosten/Betriebsausgaben; Gewährung 
einer Entfernungspauschale von 0,30 € je 
Entfernungs-km ab dem 21. Entfernungs-km 

- § 20 Abs. 4 EStG 
Reduzierung des Sparerfreibetrags von 
1.370 €/2.740 € auf 750 € /1.500 € (1. Januar 2007) 

- § 32 Abs. 4 und 5 EStG; § 2 BKGG 
Gewährung von Kindergeld/Kinderfreibetrag nur 
noch für Kinder unter 25 Jahre in einem Schritt 
mit Übergangsregelung 

- § 32a Abs. 1 EStG 
Anhebung Höchststeuersatz im 
Einkommensteuertarif auf 45 % für zvE über 
250.000/500.000 € 

- § 32c EStG 
Einführung eines tariflichen Entlastungsbetrages 
für Gewinneinkünfte in Höhe von 3 v.H befristet 
für das Jahr 2007 

. 

+ 22.605 

+ 1.590 

+ 24.195 

+ 300 

+ 2.530 

+ 750 

+ 534 

+ 1.300 

- 1.050 

. 

+ 11.977 

+ 1.734 

+ 13.711 

+ 136 

+ 1.150 

+ 351 

+ 231 

+ 593 

- 478 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

232. 

- § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG 
Ausdehnung der beschränkten Steuerpflicht auf 
die verbrauchende Überlassung von Rechten 

- § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. e EStG 
Ausdehnung der beschränkten Steuerpflicht auf 
die Besteuerung des Bordpersonals von 
Luftfahrzeugen 

- Bergmannsprämiengesetz 
Abbau der aus dem Lohnsteueraufkommen 
gezahlten Prämie in 2 Stufen: Absenkung auf 
2,50 € zum 1. Januar 2007, Aufhebung zum 
1. Januar 2008 

- Finanzielle Auswirkungen des 
Steueränderungsgesetzes 2007 insgesamt 

Investitionszulagengesetz 2007 (InvZulG 2007) 
vom 15.07. 2006 

- Ausrüstungsinvestitionen 
Zulage von 12,5 v.H. für die Anschaffung und 
Herstellung beweglicher Wirtschaftsgüter in großen 
Betrieben im Fördergebiet ohne Randgebiet 

- Erhöhte Zulage von 15 v.H. für die Anschaffung 
und Herstellung beweglicher Wirtschaftsgüter in 
großen Betrieben im Randgebiet 

- Zulage von 25 v.H. für die Anschaffung und 
Herstellung beweglicher Wirtschaftsgüter in KMU - 
Betrieben im Fördergebiet ohne Randgebiet 

- Zulage von 27,5 v.H. für die Anschaffung und 
Herstellung beweglicher Wirtschaftsgüter in KMU ­
Betrieben im Randgebiet 

- Summe der finanziellen Auswirkungen bei den 
betrieblichen Ausrüstungsinvestitionen ohne Leasing 

- Gewerbliche Bauten 
Zulage von 12,5 v.H. für Betriebsneubauten 
im Fördergebiet ohne Randgebiet 

- Zulage von 15 v.H. für Betriebsneubauten 
im Randgebiet 

- Summe der finanziellen Auswirkungen bei den 
gewerblichen Bauten 

. 

. 

+ 25 

+ 4.389 

-120 

-15 

-310 

-30 

-475 

-80 

-25 

-105 

. 

. 

+ 11 

+ 1.994 

-57 

-7 

-149 

-15 

-228 

-38 

-12 

-50 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- Gesamtsumme der finanziellen Auswirkungen des 
Investitionszulagengesetzes 2007 (InvZulG 2007) 

233. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol und von Verbrauchsteuergesetzen 
vom 15.07.2006 

- §§ 138, 141, 144, 146 BranntwMonG 
Zinseinsparung durch Verkürzung der 
Fälligkeitsfrist 

- §§ 138, 141 BranntwMonG 
Einmaliger Steuerausfall durch Abschaffung 
der Sonderregelung für vorgezogene Dezemberzahlung 

- §§ 9, 11, 14, 16 SchaumwZwStG 
Zinseinsparung durch Verkürzung der 
Fälligkeitsfrist 

- §§ 9, 11 SchaumwZwStG 
Einmaliger Steuerausfall durch Abschaffung 
der Sonderregelung für vorgezogene 
Dezemberzahlung 

- §§ 10, 11 KaffeeStG 
Zinseinsparung durch Verkürzung der 
Fälligkeitsfrist 

- Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol und von Verbrauchsteuergesetzen 
insgesamt 

Finanzbericht 2008 

234. Erstes Gesetz zum Abbau bürokratischer 
Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen 
Wirtschaft vom 25.08.2006 

- § 15a UStG 
Vereinfachung des Besteuerungsverfahren 
bei der Berichtigung des Vorsteuerabzugs 
ab 01.01.2007 

- § 33 Satz 1 UStDV 
Erhöhung der Betragsgrenze für 
Kleinbertragsrechnungen von 100 € auf 
150 € ab 01.01.2007 

-580 

5 

- 180 

1 

- 35 

1 

- 208 

. 

- 80 

-278 

5 

- 180 

1 

- 35 

1 

- 175 

. 

- 41 

- § 141 Abs. 1 Satz Nr. 1 AO 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

235. 

236. 

Anhebung der Buchführungspflichtgrenze 
einschließlich Anwendungsregelung von 
350.000 € auf 500.000 € 

­ Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zum 
Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere 
in der mittelständischen Wirtschaft insgesamt 

Jahressteuergesetz 2007 vom 13.12.2006 

- § 3 Nr. 3 EStG 
Präzisierung der Steuerfreiheit von 
Kapitalabfindungen aus gesetzlichen 
Rentenversicherungen  u.a. Systemen 

- § 3 Nr. 56 EStG 
zunehmende Steuerfreistellung von Arbeitgeber­
beiträgen an eine nicht kapitalgedeckte 
Pensionskasse ab 01.01.2008 

- § 40b EStG 
Einführung einer Pauschalbesteuerung für 
bestimmte Sonderzahlungen des Arbeitgebers 
mit 15 % 

­ Finanzielle Auswirkungen des Jahressteuergesetzes 
insgesamt 

Drittes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer­

- § 9 Abs. 1 Nr. 4 KraftStG 
Besteuerung von Wohnmobilen nach Gewicht 
und Emissionsverfahren 

- § 2a, 2b KraftStG (neu) 
Besteuerung von Geländewagen, sog. Sport-
Utilitys-Vehicles (SUV), Großraum-Limousinen und 
Kleinbusse mit einem zulässigen bis 2,8 t als 
Personenkraftwagen nach Hubraum und 
Emissionsverhalten ab 01.05.2005 

­ Finanzielle Auswirkungen eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
insgesamt 

gesetzes vom 21.12.2006 

. 

-80 

5 

- 520 

. 

-515 

50 

87 

137

.

-41 

2 

- 238 

.

-236 

-

-

­
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

237. 

238. 

239. 

Viertes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeug­
steuergesetzes vom 24.03.2007 

- KraftStG 
Befristete Steuerbefreiung basierend auf 
jeweiligen Steuersatz i.H.v. 330 Euro 
(Zeitraum: 01.01.2006 bis 31.12.2009) 

- KraftStG 
Befristeter Zuschlag zum jeweiligen 
Regelsteuersatz i.H.v. 1,20 € je 100 cm3 

(Zeitraum: 01.04.2007 bis 31.03.2011) 

­ Finanzielle Auswirkungen eines Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
insgesamt 

Gesetz zur Schaffung deutscher Immobilien-
Aktiengesellschaften mit börsennotierten Anteilen 
(Real Estate Investment Trust-Gesetz - REIT-Gesetz) 
vom 28.05.2007 

- § 3 Nr. 70 EStG 
Steuerfreiheit der Hälfte der Einnahmen aus der 
Veräußerung von Grund und Boden und 
Gebäuden an REITs 

- EStG 
Steuerliche Auswirkungen der Rückmietung 
von an einen REITs veräußertem Grund und 
Boden und Gebäuden sowie durch 
Ausschüttungen des REITs an Anteilseigner 

­ Finanzielle Auswirkungen eines Gesetz zur Schaffung 
deutscher Immobilien- Aktiengesellschaften mit 
börsennotierten Anteilen insgesamt 

Gesetz zur Änderung kraftfahrzeugsteuerlicher 
und autobahnmautrechtlicher Vorschriften 

- § 9 Abt. 1 Nr. 4 KraftStG 
Absenkung der Höchststeuer für Nutzfahrzeuge 
in allen vier Emissionsklassen um jeweils 109 € 

- § 9 Abs. 1 Nr. 5 KraftStG 
Absenkung der Höchststeuer für Anhänger 
auf einheitlich 373,24 € 

- 120 

115 

-5
-4

345 

- 75 

270 

- 40

- 45

-

-

­
­

69 

13

82 

­

-
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

240. 

- § 10 Abs. 3 KraftStG 
Absenkung des gewichtsbezogenen 
Anhängerzuschlags auf einheitlich 373,24 € 

­ Finanzielle Auswirkungen eines Gesetz zur Änderung 
kraftfahrzeugsteuerlicher und autobahnmaut­
rechtlicher Vorschriften insgesamt 

Unternehmenssteuerreformgesetzes 2008 
Bundesratsbeschluss vom 06.07.2007 

- § 23 Abs. 1 KStG 
Senkung des Körperschaftsteuersatzes 
von 25 % auf 15 % 

- § 11 Abs. 2 GewStG 
Wegfall des Staffeltarifs 

- § 11 Abs. 2 GewStG 
Senkung der Steuermesszahl auf 3,5 % 

- § 4 Abs. 5b ESt G 
Wegfall des Betriebsausgabenabzugs 
der Gewerbesteuer 

- § 35 Abs. 1 EStG 
Anhebung des Anrechnungsfaktors der 
Gewerbesteuer bei der Einkommensteuer 
von 1,8 auf 3,8 

- Zusätzliches Mehraufkommen durch Sicherung 
des nationalen Steuersubstrates 

- § 34a EStG 
Gewinnthesaurierung für Bilanzierende mit 
einem Einkommensteuersatz von 28,25 % 
zuzüglich Solidaritätszuschlag (bei Beibehaltung 
der Gewerbesteueranrechnung) mit 
Nachversteuerung ausgeschütteter Gewinne 
mit dem Abgeltungssteuersatz 

- § 8b Abs. 10 KStG 
Einschränkung der Gestaltungsmöglichkeiten 
im Rahmen der Wertpapierleihe 

- § 1 AStG 
Besteuerung von "Funktionsverlagerungen" 

- 65

-150

- 12.555 

535 

- 7.285 

11.445 

- 5.265 

3.890 

- 4.045 

1.180 

1.770 

­

­

- 6.605 

- 658 

1.696 

3.557 

- 2.396 

1.174 

- 1.840 

357 

534 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 8 GewStG 
Wegfall der 50 % Hinzurechnung von 
Dauerschuldzinsen bei der Gewerbesteuer 
einschließlich bisher hinzugerechneter Mieten 
und Pachten 

- § 8 GewStG 
25 %-ige Hinzurechnung von Zinsen sowie von 
Finanzierungsanteilen von Mieten, Pachten, 
Leasingraten und Lizenzen bei der Gewerbesteuer 
mit einem Freibetrag von 100.000 € (ohne geschäfts­
übliche Boni / Skonti) 

- §§ 4h EStG, 8a KStG 
Einführung einer Zinsschranke von 30 % unter 
Einbeziehung der Abschreibungsvolumina, mit 
einer Freigrenze von 1 Mio., € und einer 
Escape-Klausel2) 

- § 8a KStG 
Wegfall der Bestimmungen für die 
Gesellschafter-Fremdfinanzierung 

- § 7 Abs. 2 EStG 
Abschaffung der degressiven Abschreibung 

- §§ 8 Abs. 4, 8c KStG 
Anteilige Kürzung des Verlustausgleichspotentials 
beim Erwerb bzw. Übertragung von Gesellschafts­
anteilen an Kapitalgesellschaften 

- §§ 20, 32d, 43a EStG 
Einführung einer Abgeltungssteuer mit 
Veranlagungsoption i.H.v. 25 % ab 
01.01.2009 auf Kapitalerträge (Zinsen, 
100 % der Dividenden und bei privaten 
Veräußerungsgeschäften) unter Einschließung 
der Veräußerungsverluste aus Aktienverkäufen 
in eine eigene Schedule 

- § 6 Abs. 2 EStG 
Abschaffung der Sofortabschreibung für 
geringwertige Wirtschaftsgüter 
(Kleinbetragsregelung von 150 Euro) sowie 
Einführung eines Sammelpostens für 
Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs- / 
Herstellungskosten bis 1.000 € und 
Abschreibung über 5 Jahre (ohne Wahlrecht) 

- 995 

955 

1.075 

- 475 

3.365 

1.475 

- 870 

745 

113 

- 72 

307 

- 144 

1.145 

443 

- 325 

250 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

241. 

- § 7g EStG 
Neufassung des § 7g EStG einschließlich 
der Anhebung der Betriebsvermögensgrenze 
von 210.000 auf 235.000 € und 
Herausnahme der Wohngebäude aus dem 
Einheitswert 

- § 9 GewStG 
Anhebung der gewerbesteuerlichen 
Mindestbeteiligungsgrenze bei 
Streubesitzdividenden von 10 % auf 15 % 

- GewSt  
Absenkung der Gewerbesteuerumlage in 
2008 um jeweils 4 Vervielfältigerpunkte, in 
2009 um jeweils 3 Vervielfältigerpunkte und ab 
2010 um jeweils 1,5 Vervielfältigerpunkte 
bei Bund und Länder 

­ Finanzielle Auswirkungen eines Unternehmenssteuer­
reformgesetzes 2008 insgesamt 

Gesetz zur Neuregelung der Besteuerung von 
Energieerzeugnissen und zur Änderung des 
Stromsteuergesetzes vom 15. 07 2008 

- § 2 Abs. 1 Nr. 9 EnergieStG 
Besteuerung von Kohle 

- §§ 3 u. 53 EnergieStG 
Neuregelung der Inputbesteuerung bei der 
Stromerzeugung und für KWK-Anlagen 

- § 3a EnergieStG 
Steuerbegünstigung für den Güterumschlag 
in Seehäfen 

- §§ 27 u. 52 EnergieStG 
Neuregelung bei den Steuerbefreiungen für die 
Schiff- und Luftfahrt 

- § 50 EnergieStG 
Einstieg in die Besteuerung von Biokraftstoffen 

- § 51 EnergieStG 
Steuerentlastung für bestimmte Prozesse 
und Verfahren 

- § 57 EnergieStG 
Steuerentlastung für in Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft verwendete Biokraftstoffe 

- 155 

220 

. 

-4.990 

25 

- 76 

- 25 

- 32 

305 

- 20 

- 38 

- 45 

- 1 

- 165

-2.675 

25 

- 76 

- 25 

- 32 

305 

- 20 

- 38 
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Steuermehr- (+) bzw. 
Rechtsänderung Steuermindereinnahmen (-) im 

Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 67 EnergieStG

Steuerentlastung für den Leitungsbestand

von Erdgas
 - 27 - 27 

- § 9a StromStG

Steuerentlastung für bestimmte Prozesse

und Verfahren
 - 40 - 40

 - Finanzielle Auswirkungen eines Gesetzes zur Neu­

regelung der Besteuerung von Energieerzeugnissen

und zur Änderung des Stromsteuergesetzes

insgesamt
 72  ­

242.	 Drittes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuern

vom 9.12. 2006


- Umstellung der Besteuerung der Zigarillos

auf Zigaretten
 140 140 

- Bereinigung bestehender Vorschriften - -

- Finanzielle Auswirkungen eines Gesetzes zur 

Änderung von Verbrauchsteuern insgesamt
 140 140 

243.	 Gesetz zur Einführung einer Biokraftstoffquote

durch Änderung des Bundes-Immissionsschutz­

gesetzes und zur Änderung energie- und

stromsteuerrechtlicher Vorschriften

vom 18.12.2006
 - -

Finanzbericht 2009 

244.	 Gesetz zur weiteren Stärkung des bürger­

schaftlichen Engagements vom 15. 10. 2007 


- § 3 Nr. 26 EStG

Anhebung des Übungsleiterfreibetrags auf 2.100 €
 -95 -43

 - § 3 Nr. 26a EStG

Einführung einer steuerfreien Aufwandspauschale in Höhe 

von 500 € jährlich für alle ehrenamtlich Tätigen
 -145 -65

 - § 10b EStG

verbesserter Sonderausgabenabzug für Mitgliedsbeiträge 

an Vereine zur Förderung kultureller Einrichtungen


. . 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

245. 

­

­ § 10b Abs. 1a EStG und § 9 Nr. 5 GewStG 

­ § 10b Abs. 4 S. 3 EStG und § 9 Abs. 3 S. 3 KStG 

­ § 64 Abs. 3 und § 67a Abs. 1 AO 

­ § 23a Abs. 2 UStG 

­ Finanzielle Auswirkungen eines Gesetzes zur weiteren 
Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 

Jahressteuergesetz 2008 vom 20. 12.2007

 ­ § 1 Abs. 3 S. 4 EStG 

­ § 10 Abs. 1 Nr. 1a + 1b EStG 

Anhebung der Umsatzgrenze für die Inanspruchnahme 
des Durchschnittssatzes von 30.678 € auf 35.000 € 

Nichtberücksichtigung von im In- und Ausland steuerfreien 
Einkünften bei der Antragsgrenze für unbeschränkte 
Steuerpflicht 

Beschränkung des Sonderausgabenabzugs von 
Versorgungsleistungen auf solche, die im Zusammenhang 
mit bestimmten Übertragungsvorgängen stehen und 
Aufgabe der Unterscheidung zwischen Renten und 
dauernde Lasten 

Anhebung des Höchtsbetrages für die Ausstattung von 
Stiftungen mit Kapital von 307.000 € auf 1.000.000 € in 
ESt und GewSt 

Senkung des Haftungssatzes für unrichtig ausgestellte 
Zuwendungsbestätigungen und fehlverwendete 
Zuwendungen von 40% auf 30% der Zuwendungen 

Anhebung der Besteuerungsgrenze für wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe, die keine Zweckbetriebe sind, sowie 
der Zweckbetriebsgrenze bei sportlichen Veranstaltungen 
von jeweils 30.678 Euro auf 35.000 Euro Einnahmen im 
Jahr 

§ 10b Abs. 1 EStG, § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG und § 9 Nr. 5 
GewStG 
Anhebung der Höchtsgrenzen für den Spendenabzug auf 
20% des Gesamtbetrags der Einkünfte und 4 vom 
Tausend der Summe aus Umsätzen, Löhnen und 
Gehältern für alle förderungswürdigen Zwecke in ESt, KSt 
und GewSt; Abschaffung des zeitlich begrenzten Vor- und 
Rücktrags von Großspenden und der zusätzlichen 
Höchstgrenze für Spenden an Stiftungen. Einführung eines 
unbegrenzten Spendenvotrags -240 

-10 

. 

. 

. 

-490 

. 

. 

-98

-4

.

.

.

-210 

.

.

 ­ § 32 b Abs. 1 Nr. 5 EStG 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

246. 

­ § 35a Abs. 1 + 2 EStG 

­ § 52 Abs. 3 Satz 3 und 6 EStG 

­ § 38 KStG 

­ § 8 Nr. 1 Buchst. e) GewStG 

­ § 4 Nr. 25 UStG 
Steuerbefreiung der Leistungen der Jugendhilfe 

­ § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG 

­ § 28 Abs. 4 UStG 

­ Finanzielle Auswirkungen eines 
Jahressteuergesetzes 2008 insgesamt 

Lohnsteuerrichtlinien 2008 

­ R 3.12 LStR 2008 

Absenkung des pauschalen Finanzierungsanteils aus Miet- 
und Pachtzinsen für die Benutzung von unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens von 75% auf 
65% 

Einbeziehung der Beförderung von Personen mit 
Bergbahnen in den ermäßigten Umsatzsteuersatz 

Befristete Fassung des § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG bis 
31.12.2011; Verlängerung der erm. Besteuerung für 
Personenbeförderung mit Schiffen 

Erhöhung der Steuerfreiheit der aus öffentlichen Kassen 
gezahlten pauschalen Aufwandsentschädigungen von 
bisher 154 € monatlich auf 175 € monatlich; § 3 Nr. 12 
EStG 

Negativer Progressionsvorbehalt in Fällen des § 1 Abs. 3 
und § 50 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 EStG 

Ausdehnung der Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse und für die Inanspruchnahme 
haushaltsnaher Dienstleistungen auf Haushalte in der 
Europäischen Union 

Unbefristete Verlängerung der Anwendung des § 2a Abs. 
3 und 4 EStG 

Auflösung der EK 02 - Bestände durch pauschale 
Nachversteuerung mit 3% (einschließlich einer 
Optionslösung für kommunale, öffentliche und kirchliche 
Wohnungsunternehmen sowie für 
Wohnungsgenossenschaften) 

-45 

-10 

30 

120 

-70 

-25 

-15 

-20 

-35 

-25 

-19

-4

10

60

3

-13

-8

-11

18 

-11 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

247. 

­ R 9.7 Abs. 2+3 LStR 2008 

­ R 9.4 i.V.m. R 9.5 LStR 2008 

­ R 9.4 LStR 2008 

­ R 9.11 Abs. 8 LStR 2008 

­ R 9.11 Abs. 8 LStR 2008 

­ Finanzielle Auswirkungen der Änderungen der 
Lohnsteuerrichtlinien 2008 insgesamt 

Eigenheimrentengesetz 

­ § 82 EStG i.V.m. § 92a EStG 

­ § 82 EStG i.V.m. § 92a EStG 

Förderung von Anschaffung oder Herstellung von 
selbstgenutztem Wohneigentum sowie von 
Genossenschaftsanteilen 

Finanzielle Auswirkungen bei Einbeziehung von Personen, 
die Renten wegen voller Erwerbsminderung aus der GRV 
beziehen (und vergleichbarer Beamter), in die 
Riesterförderung 

Doppelte Haushaltsführung: Wegfall der Pauschbeträge 
für Übernachtungen im Ausland, 
bisher: R 43 Abs. 9 S. 4 LStR 2007 

Doppelte Haushaltsführung: Wegfall steuerfreie Erstattung 
des Pauschbetrags für Übernachtungen im Inland, bisher: 
R 43 Abs. 11 S. 7 LStR 2007 

Auswärtstätigkeit: Wegfall der Pauschbeträge für den 
Werbungskostenabzug bei Übernachtungen im Ausland, 
Beibehaltung der Möglichkeit der steuerfreien Erstattung 
(Anhang 39 LStH 2007), 
bisher: R 40 Abs. 2 S.2 LStR 2007 

Aufhebung der Kostenbegrenzung bei 
Einsatzwechseltätigkeiten durch die uneingeschränkte 
Anwendung der neuen Bestimmungen für 
„Auswärtstätigkeiten“ 
(insb. Aufhebung der 30-km-Grenze für die Anerkennung 
von Fahrtkosten) 

Aufhebung der bisherigen 3-Monatsbegrenzungsregel für 
die steuerliche Anerkennung von Fahrtkosten bei 
Dienstreisen infolge der Integration des Begriffs 
„Dienstreisen“ in den neuen Begriff „Auswärtstätigkeit“ 
bisher: R 37 Abs. 3 LStR 2007 

25 

-325 

-50 

. 

. 

-375 

-880 

-55 

11

-147

-21

.

.

-168 

-377

-26 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3)

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

­ § 84 Satz 2 EStG 

­ Finanzielle Auswirkungen des 
Eigenheimrentengesetz insgesamt 

248. Gesetz zur Förderung der betrieblichen 
Altersversorgung (nur steuerliche Maßnahmen) 

­ §§ 4d und 6a EStG 

­ § 85 EStG 

­ Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Förderung 
der betrieblichen Altersversorgung insgesamt 

Finanzbericht 2010 

249. Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedingungen 
für Kapitalbeteiligungen (MoRaKG) vom 12.08.2008 

- § 19 WKBG 
Transparente Besteuerung der WBG's 

- § 20 WKBG 
Einführung eines Freibetrags für 
Veräußerungsgewinne von sog. "Business Angels" 

- § 18 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 3 Nr. 40a EStG 
Anhebung des steuerpflichtigen Anteils des 
Carried Interest von 50 % auf 60 % bei 
Einführung von Gesellschaften, die nach dem 
31.12.2008 gegründet wurden 

- § 8c KStG 
Ausnahmeregelung des Mantelkaufs bei 
Wagniskapitalgesellschaften 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Absenkung des steuerlichen Mindestalters der 
Leistungsanwärter bzw. des Mindesteintrittsalters von 28 
auf 27 Jahre 

Riester-Rente; Erhöhung der Kinderzulage für ab dem 1. 
Januar 2008 geborene Kinder auf 300 € jährlich 

Berufseinsteigerbonus in Höhe von 200 € für Personen, 
die vor der Vollendung des 25. Lebensjahres einen 
Altersvorsorgevertrag abschließen 

-40 

-975 

-20 

-400 

-420 

-90 

-30 

30 

-385 

-475 

-17

-420 

-5

-170

-175 

-7 

-13 

13 

-117 

-124 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

250. 

251. 

Gesetz zur Schaffung einer Nachfolgeregelung und 
Änderung des Investitionszulagengesetz 2007 
vom 7.12. 2008 

Ausrüstungsinvestitionen 
- Zulage für die Anschaffung und Herstellung 

beweglicher Wirtschaftsgüter in großen Betrieben 
im Fördergebiet (einschl. Randgebiet) 
Fördersätze für die Jahre 2010: 10%, 2011: 7,5%, 
2012: 5% und 2013: 2,5% 

- Zulage für die Anschaffung und Herstellung 
beweglicher Wirtschaftsgüter in KMU-Betrieben 
im Fördergebiet (einschl. Randgebiet) 
Fördersätze für die Jahre 2010: 20%; 2011: 15%; 
2012: 10%; 2013: 5% 

Gewerbliche Bauten 
- Zulage für Betriebsneubauten im Fördergebiet 

(einschl. Randgebiet) 8) 

Fördersätze für die Jahre 2010: 10%, 2011: 7,5% 
2012: 5% und 2013: 2,5% 

- Finanzielle Auswirkungen gesamt 

Jahressteuergesetz 2009 (JStG 2009) vom 19.12.2008 

- §§ 2a und 32b EStG 
Europarechtskonforme Ausgestaltung der 
Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung 
durch Beschränkung auf Tatbestände, die außerhalb 
von Mitgliedstaaten der Europäischen Union bzw. 
EWR-Staaten, verwirklicht werden. In diesem 
Zusammenhang Ausschluss des negativen 
und positiven Progressionsvorbehalts in 
Sonderfällen bei Einkünften innerhalb der EU- bzw. 
EWR-Staaten, die nach einem 
Doppelbesteuerungsabkommen freigestellt sind. 

- § 3 Nr. 34 EStG - neu 
Steuerfreiheit für Leistungen des Arbeitgebers 
zur betrieblichen Gesundheitsförderung 

- § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG 
Einschränkung des Sonderausgabenabzug für 
Schulgeldzahlungen auf höchstens 
5.000 € sowie Ausweitung der Regelung auf 
das EU-Ausland 

. 

. 

. 

. 

-95 

-40 

-10 

. 

. 

. 

. 

-43 

-14 

-4 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

252. 

- § 22 Nr. 3 Satz 5 und 6 EStG 
Übergangsregelung zur Berücksichtigung von 
Altverlusten (Stillhaltergeschäfte) 

- § 39 f EStG 
Lohnsteuerabzug nach dem Faktorverfahren 
für Ehegatten 

- § 49 EStG 
Beschränkte Steuerpflicht - inländische Einkünfte 

- § 50 EStG i.V.m. § 32b EStG 
Änderungen bei den Sondervorschriften zur 
beschränkten Steuerpflicht 

- § 50a EStG 
Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen 

- § 19 GewStDV 
Änderung der Steuervergünstigung des 
§ 19 GewStDV (Einbeziehung von 
Finandienstleistungsunternehmen) 

- § 4 Nr. 14 UStG 
Umsatzsteuerbefreiung für ambulante und 
stationäre Heilbehandlungsleistungen 

- § 4 Nr. 16 UStG 
Umsatzsteuerbefreiung für Betreuungs- und 
Pflegeleistungen an hilfsbedürftige Personen 

- § 33 GrStG 
Einschränkung des Grundsteuererlasses wegen 
wesentlicher Ertragsminderung nach § 33 GrStG 

- Energie- und Stromsteuergesetz 
Änderungen des Energie- und Stromsteuergesetzes 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung 
des Steuerverfahrens 
(Steuerbürokratieabbaugesetz - SteuBAG) 
vom 20.12.2008 

- § 37 KStG 
Einführung einer Bagatellgrenze von 1.000 € 
für die ratierliche Auszahlung von 
Körperschaftsteuerguthaben 

-20 

. 

. 

10 

-80 

-220 

-50 

-135 

230 

-3 

-413 

. 

-9 

. 

. 

4 

-37 

-7 

-27 

-83 

-20 

-3 

-243 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 18 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 2a UStG 
Anhebung der Betragsgrenzen für die monatliche 
Abgabe von USt-Voranmeldungen 
von 6.163 € auf 7.500 € 

- § 18 Abs. 2 Satz 3 UStG 
Anhebung der Betragsgrenze für den Verzicht 
auf USt-Voranmeldungen von 512 € auf 1.000 € 

- § 41a Abs. 2 Satz 2 EStG 
Anhebung der Grenzen für die vierteljährliche 
Abgabe der Lohnsteuer-Anmeldung auf 
1.000 € bzw. 4.000 € 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

253. Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher Regelungen 
des Maßnahmenpakets "Beschäftigungssicherung 
durch Wachstumsstärkung" vom 21.12.2008 ­
"Konjunkturpaket I" 

- § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG - alt ­
Anhebung des Höchstbetrags von 600 € auf 
1.200 € bei der steuerlichen Berücksichtigung 
von Handwerkerleistungen 

- § 7 Abs. 2 EStG 
Wiedereinführung der degressiven Abschreibung 
i.H.v. 25 % und max. dem 2,5-fache der linearen 
AfA für 2009 und 2010 

- § 52 Abs. 23 i.V.m. § 7g EStG 
Anhebung der Grenzen im § 7g Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 EStG (Betriebsvermögen 335.000 €, 
Wirtschaftswert 175.000 € und Gewinngrenze 
200.000 €) für die Jahre 2009 und 2010 

- KraftStG 
Für PKW mit Erstzulassung ab Kabinettbeschluss 
bis 30.06.2009 gilt eine Kfz-Steuerbefreiung 
beginnend ab Erstzulassung für 1 Jahr. Für 
Euro-5 oder Euro-6-Fahrzeuge verlängert sich die 
Kfz-Steuerbefreiung auf 2 Jahre ab Erstzulassung. 
Die Kfz-Steuerbefreiung endet in jedem Fall 
spätestens mit Ablauf des 31.12.2010. In 2008 
entstehen bereits Mindereinnahmen i.H.v. 
55 Mio. € 

- § 1 FAG  
Befristete Änderung der vertikalen 
Umsatzsteuerverteilung 

. 

. 

. 

. 

-1.500 

-2.520 

-95 

-

. 

. 

. 

. 

. 

-684 

-851 

-28 

-

-
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

254. 

255. 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Gesetz zur Förderung von Familien und 
haushaltsnahen Dienstleistungen 
Familienleistungsgesetz - FamLeistG) 
vom 22.12.2008 

- § 35a EStG (unter Berücksichtigung der 
Abschaffung § 33a Abs. 3 EStG). 
Für Minijobs ermäßigt sich die tarifliche 
Einkommensteuer um 20%, höchstens 510 €. Für 
haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder 
für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen 
Dienstleistungen ermäßigt sich die tarifliche 
Einkommensteuer um 20%, höchstens 4.000 €. 

- Erhöhung Kindergeld und Kinderfreibetrag 
zum 1.1.2009 
Zum 1.1.2009 steigt das Kindergeld für das 
1. und 2. Kind um jeweils 10 €, ab  dem 3. Kind 
um 16 €. Zum 1.1.2009 steigen die Freibeträge 
für Kinder von 5.808 € auf 6.024 € 

- Finanzielle Auswirkungen vor Änderung FAG 
Maßnahmen 1 bis 2 

- § 1 FAG  
Änderung Umsatzsteuerverteilung 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und 
Bewertungsrechts (Erbschaftsteuerreformgesetz -
ErbStR) vom 24.12.2008 

- BewG 
Neubewertung der Vermögen mit dem 
gemeinen Wert (Verkehrswert) 

- § 13a ErbStG 
Abschaffung des bisherigen Freibetrags von 
225.000 € und des bisherigen Bewertungsabschlags 
von 35 % für Betriebsvermögen, land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen und bestimmte 
Anteile an Kapitalgesellschaften 

-4.115 

-130 

-2.140 

-2.270 

. 

-2.270 

1.707 

820 

-1.563 

-58 

-933 

-991 

. 

-991 

-

-
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 13a Abs. 1 i.V.m. § 13b Abs. 5 ErbStG - neu 
Freistellung des begünstigten Betriebsvermögens, 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen und von 
bestimmten Anteilen an Kapitalgesellschaften zu 
einem Anteil von 85 % durch einen 
Verschonungsabschlag sowie Option zur 
vollständigen Freistellung durch einen 
Verschonungsabschlag von 100 % bei Erfüllung 
weiterer Voraussetzungen 

- § 13a Abs. 2 ErbStG - neu 
Einführung eines gleitenden Abzugsbetrags von 
150.000 € für Betriebsvermögen, land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen und bestimmte 
Anteile an Kapitalgesellschaften 

- § 19a ErbStG 
Erhöhung der Tarifbegünstigung für Erwerber der 
Steuerklassen II und III beim Erwerb von 
Betriebsvermögen, land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen und bestimmten Anteilen an 
Kapitalgesellschaften von bisher 88 % auf 100 % 

- § 13c Abs. 1 ErbStG - neu 
Einführung eines Verschonungsabschlags von 10 % 
für vermietete Wohnimmobilien 

- § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG 
Erhöhung des Pflegefreibetrags von 
5.200 € auf 20.000 € 

- § 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG 
Erhöhung der sachlichen Freibeträge von 
10.300 € um 1.700 € auf 12.000 € 

- § 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a ErbStG 
Erhöhung der Steuerbefreiung für Kulturgüter, die 
in Grundbesitz oder Teilen von Grundbesitz 
bestehen von 60 % auf 85 % ihres Wertes 

- §§ 13 Abs. 1 Nrn. 4b und 4c ErbStG - neu 
Freistellung des selbstgenutzten Wohneigentums 
in Fällen des Erwerbs von Todes wegen durch den 
überlebenden Ehegatten oder Kinder 

- § 16 Abs. 1 ErbStg 
Erhöhung der persönlichen Freibeträge für 
Ehegatten auf 500.000 €, für Kinder auf 400.000 €, 
für Enkel auf 200.000 €, für sonstige Personen der 
Steuerklasse I auf 100.000 € sowie für Erwerber der 
Steuerklassen II und III auf jeweils 20.000 € 

-2.141 

-210 

-1 

-195 

-40 

. 

-

-55 

-800 

-

-

-

-

-

-

-

-

-
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 16 Abs. 1 Nr. 6 ErbStG 
Einführung eines persönlichen Freibetrags für 
Lebenspartner von 500.000 € 

- § 19 Abs. 1 ErbStG 
Glättung der Tarifstufenbeträge und Einführung 
eines zweistufigen Tarifs mit Steuersätzen von 
30 % bzw. 50 % in den Steuerklassen II und III 

- § 13b Abs. 2 ErbStG 
Versagung der Begünstigungen nach § 13a 
Abs. 1 und 2 ErbStG für Betriebsvermögen, land-
und forstwirtschaftliches Vermögen und bestimmte 
Anteile an Kapitalgesellschaften, wenn der 
vermögensverwaltende Anteil des Vermögens mehr 
als 50 % beträgt; Ausnahme für Wohnungsunternehmen 
nach § 13 Abs. 2 Buchst. d ErbStG 

- § 13a Abs. 1 i.V.m. § 13a Abs. 4 und 
§ 13a Abs. 5 ErbStG 
Rückwirkender Wegfall der Verschonungen nach 
§ 13a Abs. 1 und 2 ErbStG für Betriebsvermögen, 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen und 
bestimmte Anteile an Kapitalgesellschaften bei 
Nichteinhaltung des Lohnsummenkriteriums sowie 
bei vorzeitiger Veräußerung des begünstigten 
Vermögens; zeitanteilige Nachversteuerung 

- Artikel 3 des ErbStRG 
Einführung einer Option zur Anwendung des neuen 
Rechts für Erwerbe von Todes wegen unter 
Anwendung der bisher geltenden persönlichen 
Freibeträge ab dem 01. Januar 2007 bis zum 
Inkrafttreten des ErbStRG 01.01.2009 

- Finanzielle Auswirkungen 
Erbschaft- und Schenkungsteuer 

- § 35b EStG 
Einkommensteuerermäßigung bei Belastung 
mit Erbschaftsteuer 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

256. Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und 
Stabilität in Deutschland vom 02.03.2009 ­
"Konjunkturpaket II" 

- § 66 Abs. 1 Satz 2 EStG 
Zahlung eines Einmalbetrages in Höhe von 
100 € für das Kalenderjahr 2009 
"Kinderbonus" 

. 

610 

270 

50 

. 

15 

-40 

-25 

-1.530 

-

-

-

-

-

-

-17 

-17 

-650 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

257. 

258. 

259. 

- § 1 FAG  
Änderung der Umsatzsteuerverteilung im 
Zusammenhang mit dem Kinderbonus 

- § 32a EStG 
Verbesserung des Einkommensteuertarifs: 
1. Stufe 2009: Grundfreibetrag 7.834 €; 
Eingangssteuersatz 14 %; Rechtsverschiebung 
aller Eckwerte des Tarifs um 400 €; 
2. Stufe 2010: Grundfreibetrag steigt auf 8.004 €; 
Eingangssteuersatz bleibt bei 14 %, weitere 
Rechtsverschiebung des Tarifs um 330 € 
(insgesamt Rechtsverschiebung des Tarifs um 
730 € in den Stufen 1 und 2 zusammen) 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Gesetz zur steuerlichen Förderung der 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
(Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz) vom 07.03.2009 

- § 3 Nr. 39 EStG 
Anhebung des steuerfreien Vorteils auf 360 € bei 
Streichung des "halben Wertes der Beteiligung" 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Gesetz zur Fortführung der Gesetzeslage 2006 
bei der Entfernungspauschale vom 20.04.2009 

- §§ 4 Abs. 5a, 9 Abs. 2 EStG 
Wiedereinführung der Pendlerpauschale ab 
dem 1. Kilometer mit 30 Cent 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Gesetz zur Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer 
und Änderung anderer Gesetze vom 29.05.2009 

- Kompensation des Übergangs der Ertragskompetenz 
für die Kfz-Steuer auf den Bund durch Übertragung 
eines Festbetrages an die Länder nach 
Art. 106b GG ab 1.7.2009 

. 

-5.940 

-7.470 

-229 

-229 

-2.530 

-2.530 

. 

. 

-2.702 

-3.352 

-105 

-105 

-1.150 

-1.150 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

- § 1 FAG  
befristete Änderung der vertikalen 
Umsatzsteuerverteilung (Auswirkungen des 
Maßnahmenpakets Beschäftigungssicherung 
durch Wachstumsstärkung); Korrektur der 
Kraftfahrzeugsteuererstattung an die Länder 
wegen Übertragung der 
Kraftfahrzeugsteuerertragskompetenz an den 
Bund ab 1.7.2009 

- Kraftfahrzeugsteuergesetz 
Umstellung der Kraftfahrzeugsteuer auf eine 
CO2-Besteuerung mit hubraumbezogenem 
Sockelbetrag (Otto-Pkw 2 €, Diesel-Pkw 9,50 € 
je angefangene 100 cm3 Hubraum) für 
Erstzulassungen ab 1.7.2009: 
- CO2-Steuersatz in Höhe von 2 € je g/km mit 
einem Freibetrag von 120 g/km bis 2011, 
ab 2011 110 g/km, ab 2014 95 g/km; 
- Bestandsfahrzeuge mit Erstzulassung ab 
5.11.2008 und vor dem 1.7.2009 werden nach 
der neuen Regelung besteuert, wenn diese 
günstiger ist als die alte Regelung 
(Günstigerprüfung) 
- Steuerbefreiung für Euro-6-Diesel-Pkw mit 
Erstzulassung in 2011 bis 2013 höchstens im 
Wert von 150 € 
- Bestandsfahrzeuge mit Erstzulassung vor 
dem 5.11.2008: bis auf Weiteres 
Hubraumbesteuerung wie bisher 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

- Finanzielle Auswirkungen ohne Posion 1 9) 

- Mautgesetz 
Änderung der Mautkompensation 

- Sonderregelung zur Verwaltung der 
Kraftfahrzeugsteuer ab 01.07.2009 
befristete pauschale Erstattung der Verwaltungskosten 
durch den Bund an die Länder 

260. Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung 
von Vorsorgeaufwendungen (Bürgerentlastungsgesetz 
Krankenversicherung) vom 16.07.2009 

- § 10 EStG 
vollständige Abzugsfähigkeit der Beiträge zur 
Kranken- und Pflegevollversicherung unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen des 
Konjunkturpakts II 

-

. 

. 

. 

-

-

-9.470 

-

. 

. 

. 

-

-

-4.310 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

261. 

- § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG 
Anhebung des Höchstbetrags nach § 10 Abs. 1 
Nr. 1 EStG vor dem Hintergrund der Entscheidung 
des BVerG zur steuerlichen Berücksichtigung von 
Beiträgen für eine Basiskranken- und 
Pflegepflichtversicherung bei den 
Unterhaltszahlungen 

- § 32 Abs. 4 Satz 2 und § 33a EStG 
Anhebung der Einkünfte- und Bezügegrenze im 
Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG und Anhebung 
des Höchstbetrages nach § 33a Abs. 1 Satz 1 EStG 
auf 8.004 € und zusätzliche Anhebung für 
Unterhaltsleistungen an gesetzlich unterhaltsberechtigte 
Personen vor dem Hintergrund der Entscheidung des 
BVerfG zur steuerlichen Berücksichtigung von 
Beiträgen für eine Basiskranken- und 
Pflegepflichtversicherung 

- § 20 Abs. 2 UStG (alte Bundesländer) 
Anhebung der Umsatzgrenze für die ISt-Versteuerung 
in den alten Bundesländern auf 500.000 € 
ab 01.07.2009 bis zum 31.12.2011 

- § 20 Abs. 2 UStG (neue Bundesländer) 
Fortführung der erhöhten Umsatzgrenze von 
500.000 € für die ISt-Versteuerung in den 
neuen Bundesländern bis 31.12.2011 

- § 4h EStG und § 8a KStG 
Anhebung der Freigrenze bei der Zinsschranke 
von 1 auf 3 Mio. € befristet für 2008 und 2009. 
(Die Kassenauswirkungen des Veranlagungszeitraums 
2008 werden aufgrund der Rückwirkung erst ab 
dem Jahr 2009 wirksam.) 

- § 8c KStG 
Einführung einer Sanierungsklausel befristet für 
die Jahre 2008 bis 2009. 
(Die Kassenauswirkungen des Veranlagungszeitraums 
2008 werden aufgrund der Rückwirkung erst ab 
dem Jahr 2009 wirksam.) 

- Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Gesetz zur Änderung der Förderung von 
Biokraftstoffen vom 15.07.2009 

- § 50 EnergieStG 
Erhöhung der Steuerentlastung für Biodiesel 
um 3 Cent je Liter 

-10 

-195 

. 

. 

-60 

-895 

-10.630 

. 

-4 

-89 

. 

. 

-18 

-264 

-4.685 

. 
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Rechtsänderung 
Steuermehr- (+) bzw. 

Steuermindereinnahmen (-) im 
Entstehungsjahr 2)3) 

- in Mio. € ­
insgesamt Bund 

262. Gesetz zur Änderung des Energiesteuergesetzes 
vom  17.06.2009) 

- § 67 Abs. 10 EnergieStG 
Aussetzung der Regelungen zum Selbstbehalt 
und Obergrenze nach § 57 Abs. 2 für die 
Verbrauchsjahre 2008 und 2009 

-285 -285 
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Anmerkungen


1)	 Erläuterungen zu den Steuerrechtsänderungen im einzelnen die jährlichen

Finanzberichte des BMF


2)	 Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 

3)	 Grobe Schätzungen 

4)	 Angaben ohne Kumulationswirkung 

5)	 Steuersenkung und Steuererhöhungen mit der Folge kurzfristiger Steuerminderein­

nahmen; mittelfristig Aufkommensneutralität vorgesehen


6)	 Aufgrund einer einstweiligen Anordnung des Gerichtshof der Europäischen 

Gemeinschaft vom 12. Juli 1990 in Verbindung mit dem Kabinettbeschluss vom 18.

Juli 1990 wird die Erhebung der Straßenbenutzungsgebühr bis 30. Juni 1991 aus­

gesetzt. Bis dahin verbleibt es bei der Absenkung der Kraftfahrzeugsteuer.


7)	 Die Maßnahme stellt das geltende Recht klar und dient der Sicherung des

Steueraufkommens.


8)	 Einschließlich der finanziellen Auswirkungen für die Förderung von großen 

Investitionsvorhaben in Teilen des Landes Berlin, das zum Fördergebeit gehört.


9)	 In Position 5 ist die Gesamthaushaltswirkung mit Berücksichtigung der Übertragung der 
Ertragskompetenz der Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund ausgewiesen. Die bei Bund und 
Ländern in Position 1 ausgewiesenen Mindereinnahmen (Bund) bzw. Mehreinnahmen (Länder) 
durch Übertragung der Ertragskopetenz für die Kraftfahrzeugsteuer von den Ländern auf den 
Bund ausgeglichen. Die Übertragung der Ertragshoheit wurde außerhalb diese Gesetzes 
geregelt. 

Generell: 

Eine Addition der einzelnen Positionen ist nur begrenzt aussagefähig, da den einzelnen 
Maßnahmen unterschiedliche Entstehungsjahre mit teilweise abweichenden wirtschaft­
lichen Verhältnissen zugrunde liegen. 
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